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Präsident Dr. nr. Hundihammer eiröffnet d1e Sit­
zung um 9 Uhr 1 Minute. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich ·eröffne die 
125. Vollsd.tzung des Bayer'ii.schen Landtags. 

Ich hitte den iHeffn Schriftfühiier, dre Liste der 
vorllegenden Entschu1dtgungen ibekianntzugeiben. 

Gl'äßler, Schriftfü:hver: Nach Artikel 5 Absatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind entschul­
digt oder lbeurlaiubt die Abgeordneten Behringer, 
Dr. Eberhardt, Geiger, Göttler, Hagen Lorenz, 
Ha-i:sch, Högn, Ho:fier, Dr. Huber, Karl, 'Dr. Keller, 
Pittroff, Schmid, Stock und Weig1gartner. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ntachdem gest·ern die 
Debatte über d1e gemäß Ziffer 6 de!I' Tagesordnung 
zur Entscheidung stehende Angelegenheit: Gesetz­
entwurf über Röntgenreihenuntersuchungen :abge­
schlossen war, !hätte !heute früh elligentlich z1unächst 
die Abstd.mmung darüber stattfinden sollen. Das 
Hohe Haus ist a1her noch so mangelhaft 1be:setzt, daß 
ich die Abstimmung über e:ine so wichtig·e Ange­
legenheit j·etzt nicht dmchführen möchte. Außer­
dem ist jetzt 1elben ein neuer Aibänclierungs:antrag 
Medxner ed.ngelaufen, der wahrscheJnlich noch nicht 
allen MitgHedern des Honen J:faus1es bekannt ist; 
er ist elben erst v•erteilt worden. Ich schlage des­
wegen vor, d'.i!e Aibstimmung erst am· Schluß der 
heiutLgen _y9rmittagssitzung oder m<l.;ndestens nach 
Beendigung des ersten zur Beratung kommenden 
Gegenstands der Tageso.rdnung vorzunehmen. 
Das Hoihe Haus· !ist damit einv1erstanden. 

Ich rufe auf zu Ziffor 2 detr Tag·esordnung: 

Aussprache zu der Antwort der Staatsregie­
rung auf die Interpellation des Abgeordneten 
von Knoeringen und Fraktion betreffend Wirt­
schafts- und Kreditpolitik der bayerischen 
Staatsregierung (Beilage 3766). 

In der Red.he der ig1emeldeten Redner erhält als 
erste:r das Wort der Herr Abgeordnete Dr. Baum-­
gartner. 

Dr. Baumgartner (BP): Herr Präsdident, meine 
Damen und Herren! Sie wissen, daß in den letzten 
Wochen di·e Fraktion der Bay1e!I'nparte:i. in der 
Presse kritisiert wurde, weil s•ie viel zu wenig und 
v·i:el zu sanft Opposition tre:iibe. 

(Zuruf von der CSU: Sanft doch nicht!) 

- Sie !ha1ben es gelesen. Lhr Leibj ournaldst, Herr 
Kollege Meixne!I', hat das ja vemnlaßt. 

(Große Hed.tel'keit - Wlliderspruch des 
Ahg. Meixner) 
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Unsere gutmeinenden Kritiker sind der Au:Ma:ssung, 
daß man an der jetzoi!gen Koald.tionsregierun:g mehr 
und schärfer Kritik üben solle. W!i.r von dier Bayern­
partei lassen U!JJS aiber von ruichtbayerischen Jour­
nalisten das Maß der Opposition nicht vorschr:eiben, 

(B'ravo! heti der BP) · 
sondern nehmen dort, wo es notwendig ist, gegen 
die Koalition St·ellung und unterstützen di1e Koali­
tion in ihreT sachlichen Airbeit dort, wo wir es aus 
Verantworimngsbewußtseä.n tun können. 

{Albg. Bezo1d: Ein schöner Satz, Herr 
•Dr. Baumgartner! - Hed.terked.t) 

Lassen Sie mich nun zu der Interpellation der 
SPD vom 3. F0ebru:ar 1953 Stellung nehmen! Die 
lnterpellation des Herrn KoHegen von Knoeringen 
und Fl'aktion vom Dienstag, dem 3. F,eibruar, hatte 
als Überschrift: . „Betreff: Wirtschafts- und Kr·edit­
politiik der ibayer·ischen Staatsregierung." Es sollte 
also di!e ganze Wir.tschafts- und Kreditpolitik der 
bayerischen Staatsregierung ibe1handelt werden, so 
mußte man nach 'de1r großen Ankündigung ver­
muten. Die vom Herrn Kollegen von Knoeringen 
an die bayer:ische Staiatsregiierung gestellten Fra­
gen ibetrefüen aiber nrur die Kredit·e und rue Staats­
büvgschaften, mit keinem Wort ist darin die ge­
samte Wirtschaftspolitik der Staatsregiierung er­
wähnt. Aus diesem Grunde hat d:i:e Interpellation 
uns in der Lan!dtagsfraktion der BayernpaTtei so­
wohl hinsichtlich ihrer Begründung 1als auch hiin­
sichtlich der Beantwortung dies Hem-n Staiatsmini­
sters der Finanzen enttäruscht. Ich werde Ihnen den 
Beweis dafür jetzt bringen. 

Unter der gesamten Wirtschaftspolitiik, meine 
Kollegen, versteht man doch Industrie-, Gewetrbe-, 
Agrar- und Aribei'ile•rpolitik und ruicht nur die Auf­
zählung der vom Staat verlrieh.enen Bül'gschaften 
oder d1e Kreditmaßnahmen des Staates. Herr von 
Knoering0en hat in seiner Begründung selJbst er­
wähnt, daß Angriff.e ·gegen die Wirtschaftspolitrik 
der bayerischen Sta:a1Jsreg1erung ie:rifolgt seien, und 
dann konkret das Bayernwerk, dd:e Filmkredite, 
diie Beteiliigung an der Max!hütte, idie Lag.erversor­
gung, den Schufüruchverlaig usw. angefüih.Tt. Später 
werden aiber nicht einmal diese konkret :angeführ­
ten Dinge eing1ehend ibehandelt, rund zwar weder 
von dem Herrn Interpellanten noch von dem Herrn 
Staatsminister detr Finanzoen. 

(Zuruf von der BP: Das haiben sie der 
Opposä.tä.on ü:bedass•en!) 

Den Hauptinhalt der Ausführungen des Herrn 
Kollegen von Knoeringen · bildet die derzeitige 
grundsätzliche Stellungnahme der SPD zum Pro­
blem Staat und Wirtschaft. Da Herr von Knoerin­
gen im Bayerischen Landtag grundsätzliche Ausfüh­
rungen über Sozialdsmrus und Wirtschaft und ü:ber 
die grundsätzliche Auffassung der SPD hierüber 
gemacht hat, gestatten Sie, meine Damen und Her­
ren, daß ich dia:zu in allgemeinen Ausführungen 
zunächst krurz Stellung neihme; meine Hauptaus­
führungen werde ich über die Filmkr·edite machen, 
die der Herr von Knoeringen etwas zu kurz be­
handelt hat. 

(Leibha:fter Beifall .bei der BP) 

Ich muß ihm jetzt ietwas entg·eg0enkommen und ihn 
etwas unterstützen. 

{Heiterkeit) 

, Die HerTen Kollegen der SPD werden j•a nicht er­
warten, d:aß ii.ch mit den AusfühTungen meines sehr 
verehrten Kol1egen Herrn von Knoerungen einver­
standen 1bin. Sie dürfen aber üiberz·eU!gt sein, meine 
HeDren Kollegen von ·der SPD, daß miT die wis­
:senschaftlich·en _Metamorphosen des Sozi1alismus 
von Robert Owen über Proudhon, Stuart Mill, 
Marx UD!d Lass1al1e .bis Lenti.n s•ehr gut bekannt sind. 

i(Bravo! bei der SPD) 

Sie dürfen auch ütberzeugt sie.in, daß miT rnicht nur 
diie Metamorphosen des wissenschaftlichen Sozia­
lismus bekannt sind, sondern daß ich· auch aus der 
P.rax.is iri verschdedenen Ländern der Welt weiß, 
wiev~ele Formen der Soz]alismus hat, d.n wieviel 
Formen ·er auft.r0itt und wd:e 'Vidgestalt!i.g er in den 
einzoelnen LändeTn d.st, und vor al1em, wllie er sich 
in Neius'.e·eland, Austi:.-alien und iEngland ausgewirkt 
hat. 'Das se·tzen wfr also als ibekannt vor.aus. Es 
wäre ja üiberfl.üssig, ti.m Bayerischen Landtag jetzt 
auf theoretische ETörterung0en über den Sozialis­
mus einzuig.e!hen. Da ·aiber de[' Herr Kol1ege von ° 
Knoeringen eine Fr·aige ibiesonders in den Vorde'.r­
grund gestellt hat - die Fr:age der V·erstaafü.chung: 
Wann kann sozfal.isriert werden oder nii.cht? :-, 

(Zuruf von der SPD: Hat e'.r 1giar nicht!) 

müssen wir uns in Ruh:e über diese gan2'len Dinge 
unterhalten. Es ±st näml:ich ·eti.n grnßer Unterschied 
zwischen den Aiusführungen de:s Herrn von Knoe­
rungen über d~e Sozfalisieil.'ungsmöglich:keit und 
dem Dortmunder Aktionsprogramm der SPD. Die­
sen Nachwe:is werde dch !ihnen g1eti.ch füih.Ten. Es ist 
ein •großer Untersc..1.ied zwischen dem, wa1s Herr 
Ko11ege von Knoeringen hier ~n s·eii.ner s:achUchen 
Art ausgeführt hat, und dem, wias ilie SPD im 
Bundesta1g wiedeTholt gemacht :h:at. Es ·d:st cin gro­
ße•r Unterschied 1zwischen dem, was Heu von Knoe­
ringen !hier gesagt hat und 'was seii.n iParteiigenosse 
Fre.itag gesagt h:a:t: l'etiat c'•est moi! - Der Staat 
sind wir! 

(Anih:altende Zuru:fle von der SPD) 

Da fat ·ed.n sehr großer Unternchded. 

Herr KoHege von Knoeringen fülhrte an, man 
müsse sich .gegen di!e Fre!i.iheiitsherau1bung <und gegen 
die wachsende Macht des Staates wenden, und sagte 
sogiar wörtlich: „Der Weg der aibsoluten ~ersta:at­
lichunig allen gesel'LschaftLichen Lebens führt zur 
Vernichtung des ,Menschentums." Meine Herren von 
der SPD, ·das dst auch unsere Me0inung. Mit Recht 
führte Herr Ko11ege von Kno1ering0en an, daß man · 
auf seiten des Kapitalismus vor den Machtentfal­
tungen Vorsicht ühen müsse usw. Alber er müßte 
dann sagen: vor ·allen Machtentfaltung·en, vor 
jedem Kollektivismus, vor jeder ~erma:ssung, und 
er müßte vor allem die Machtentfaltung de·r lmpi­
talistischen Milhlonengewerkschaften erwähnen. 

{Beoifall ibei der BP - Lachen obei der SPD) 

- Ich komme gleich darauf, wo sie beteiligt sind. -
Es geht doch nicht um die Frage der sozialistischen 
Wirtschaft, wie sie Herrn von Knoeringen anführt, 
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nur Einfluß auf bestimmte Grundstoffindustrien zu 
gewinnen, sondern es geht um die Frage: soziali­
stische Wirtschaft oder nicht, und zwar um keine 
Verschwommenheiten. 

In einer Zeit, so meint Herr Kollege von Knoe­
ringen, in der sich ganz n~ue Formen der Gesell­
schaft entwickeln, sei es vor allem Aufgabe der 
Politiker, normale Wege der Entwicklung zu schaf­
fen; leider sei festzustellen, daß die Theorie den 
Politikern die Voraussetzung zu liefern nicht im­
stande sei. Dieser Behauptung des Herrn von Knoe­
ringen können wir ebenfalls beipflichten, weil sich 
ja, lieber Herr Kollege von Knoeringen, die sozia­
Jistische Theorie seit 1848, seit Karl Marx, wie 
selbst Ihre besten Köpfe zugeben, so abgewandelt 
hat, daß von dem, was Karl Marx, Lassalle, 
Proudhon, Stuart Mill und Owen gewollt haben, 
außer dem Leninismus überhaupt nichts mehr übrig 
ist. Was den Sozialismus betrifft, hat Herr Kollege 
von Knoeringen also recht, daß uns der Sozialis;­
mus keine Theorie liefern karin, eine bessere Ge-
sellschaftsform zu finden. · · 

Da werden Sie sagen: Was stellen· Sie dem 
gegenüber? Selbstverständlich, das habe ich er­
wartet. Dem stellen wir die christliche Staats- und 
Wirtschaftsordnung gegenüber mit dem Subsidia­
ritätsprinzip und dem sich aus dem Naturrecht er­
gebenden Föderalismus auch in der Wirtschafts-, 
in der Staatsform. Meine lieben Kollegen, warum 
sind wir denn in der Welt in den letzten hundert 
Jahren gerade ·seit dieser Vermassungsidee von 
einem Unglück in das andere gestürzt. worden, von 
einem Weltkrieg in den anderen? Doch nur, weil 
die Völker von dieser christlichen Staats- und Wirt­
schaftsidee und vom Naturrecht und vom Föderalis­
mus abgegangen sind. Das ist unsere Idee, die wir 
Ihnen entgegenstellen. 

(Zurufe von der SPD) 

- Ich will Sie nicht bekehren. 

(Große Heiterkeit) 

Das ist gar nicht möglich, das wissen wir sowieso. 

(Erneute Heiterkeit) 

- Sie wissen, ich habe bei den Ausführungen des 
Herrn von Knoeringen und auch bei denen des 
Herrn Finanzministers keinen einzigen Zwischen­
ruf gemacht, obwohl es mir schwer gefallen ist, auf 
diese Ausführungen zu schweigen. 

(Beifall bei der BP) 

Glauben Sie denn; daß die Menschheit, die sich seit 
Karl Marx verdreifacht hat, durch sozialistische 
Ideen ernährt und gekleidet werden konnte und 
daß der Fortschritt durch den Sozialismus begrün­
det war? Bei aller Anerkennung der Fortschritte, 
die wir in sozialer Hinsicht erreicht haben - alle 
zusammen, nicht der Sozialismus allein -, aber 
diese verdreifachte Menschheit auf der ganzen Welt 
selbst ist nicht durch sozialistische Staatsformen 
und nicht durch das sozialistische Programm er­
nährt und gekleidet worden, sondern durch di'e 

Freiheit der Person, des Unternehmertums, durch 
Fortschritte der Technik und der Wirtschaft. 

Diejenige Stelle, bei der sich Herr Kollege 
von Knoeringen über die Probleme der Sozialisie­
rung sehr deutlich aus~pricht, ist für uns besonders 
interessant, weil er einen neuen Ausdruck gefunden 
hat, und zwar spricht er davon, 'daß man eine Ver­
fügungsgewalt über gewisse GrtJndstoffindustrien 
und die Produktion gewisser Grundstoffordnungen 
schaffen müsse. Ob diese Verstaatlichung oder So­
zialisierung richtig ist oder nicht, Herr Kollege 
von Knoeringen, darüber gehen die Meinungen der 
Wii:.tschaftspolitiker in allen Ländern der Welt sehr 
weit auseinander. Ich habe schon Neuseeland, 
Australien und England erwähnt, die damit 
miserabte Erfahrungen gemacht haben. 

(Oho!-Rufe bei der SPD) 

Herr Kollege von Knoeringen hat uns ein Buch 
empfohlen, und ich werde es mir gerne beschaffen, 
weil es sicher interessant ist. Ich möchte, damit wir 
einen Lastenausgleich haben, ihm aber auch ein 
Buch empfehlen, nämlich den „Gang der Welt­
geschichte" von Toynbee. Daraus können Sie er­
sehen, Herr ~ollege von Knoeringen, wie die So­
zialisierungsideen bei sämtlichen Völkern der Welt­
zu nichts geführt haben, wie sie ad absurdum ge­
führt wurden. Dieses Buch stammt von dem größ­
ten Wirtschaftshistoriker, der zur Zeit lebt, von 
dem Engländer Arnold Toynbee. 

(Zuruf von der SPD: Kennen Sie die Bibel?) 

- Die kenne ich vielleicht genau so gut wie Sie! 

Wichtig ist, daß. Sie, Herr Kollege von Knoerin­
gen, angekündigt haben, was man so ungefähr 
.sozialisieren könnte. Sie sprachen von der Einfl.uß­
gewalt bei der Grundstoffindustrie, und da muß 
man Ihre Auffassung ruhig und sachlich dem 
Dortmunder Aktionsprogramm der SPD gegen­
überstellen. In diesem Dortmunder Aktionspro­
gramm heißt es schon in der Einleitung, daß die 
Sozialdemokratie die Wirtschaftspolitik in der 
sowjetrussischen Besatzungszone nicht als Soziali­
sierung anerkennt, daß sie aber - wie es wörtlich 
heißt - eine Politik der Reprivatisierung und 
Wiederherstellung früherer Verhältnisse genau so 
entschieden ablehnt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist auch richtig!) 

Für uns ist das jedenfalls sehr interessant; denn 
auf dem Gebiete der Wirtschaft fordert das Dort­
munder Aktionsprogramm die Verwirklichung auch 
des wirtschaftlichen Mitbestimmungsrechtes, also 
des Mitbestimmungsrechtes betriebsfremder Orga­
nisationen und betriebsfremder Menschen. Es heißt 
im Dortmunder Aktionsprogramm wörtlich: 

In den Betrieben muß die Mitbestimmung 
durch überbetriebliche Mitbestimmung ergänzt 
werden. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich stelle das nur fest. Wir brauchen uns nicht zu 
,streiten, wer da mittut. Ich will ja nur Ihre Aus­
führungen, Herr Kollege von Knoeringen, ergänzen. 

J!rr der Wirtschaftspolitik fordert das Dortmunder 
'Aktionsprogramm weiter die Produktivitätssteige-

2 
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rung und die Vollbeschäftigung. Was versteht man 
als Nationalökonom unter Vollbeschäftigung? Doch 
nicht, daß auch der allerletzte beschäftigt ist, wie 
jeder Mensch immer glaubt, ~andern man versteht 
unter Vollbeschäftigung den optimalen Einsatz der 
drei Produktionsfaktoren: Boden, Arbeit und Ka• 
pital. Dieser optimale Einsatz der drei Produktions­
faktoren Boden, Arbeit und Kapital ist aber nicht 
allein von der Arbeiterseite her zu lösen, sondern 
es muß auch die Kapitalbildung erleichtert sein, es 
muß das Verhältnis der Menschen zum Boden ein­
wandfrei geklärt sein und es müssen die Boden-

. schätze nicht nur in das Gemeineigentum, sondern 
auch in den optimal besten Betriebszustand ge­
hoben werden. Im Vergleich zu diesen beiden Pro­
duktionsfaktoren Boden und Kapital müssen dann 
auch die Arbeiter so produktiv eingesetzt werden, 
daß dies zum Wohle aller Berufsstände gereicht. 
Nur dadurch erreicht man eine optimale Produk­
tivitätssteigerung, nicht aber dadurch, daß man die 
Kapitalbildung verhindert und immer alles ·gleich 
macht, wie das zum großen Teil immer wieder ge­
sahieht. , ' 

Ferner fordert das Dortmunder Aktionsprogramm 
die Neuordnung der Wirtschaft durch volkswirt­
schaftliche Planung und einzelwfrtschaftlichen 
Wettbewerb und die Überführung der Grundstoff­
wirtschaft in Gemeineigentum, also nicht, wie 
Herr Kollege von Knoeringen sagt, nur die Kon­
trolle oder, wie er sich neuerdings ausgedrückt hat, 
die Verfügungsgewalt, sondern die Sozialisierung. 
Da frage ich Sie: Wo geht das an und wo hört es 
auf? Was gehört also da alles dazu? Da müssen Sie 
uns schon erklären, wo es angeht und wo es auf­
hört! 

(Beifall bei der BP) 

Zur Frage des Privateigentums ·und des Ge-
meineigentums sagt das Dortmunder Programm: 

Eine sozialdemokratische Bundesregierung 
wird das kleine und mittlere Privateigentum 
fördern und für eine Überführung der Grund­
stoffwirtschaft in Gemeineigentum, die allein 
eine volkswirtschaftlich sinnvolle Investitions­
politik und notwendige Rationalisierungen 
sicherstellt, eintreten. - Eine Sozialisierung 
der Grundstoffwirtschaft ist für die deutsche 
Wirtschaft um so mehr geboten, als durch 
Machtspruch der Alliierten eine zerstörerische 
Entflechtung durchgeführt wurde. 

Da steckt allerhand darin! 
(Heiterkeit) 

Zunächst einmal: die kleinen und die mittleren 
Betriebe! Wo geht das an und wo hört es auf? Was 
sind in Bayern kleine und mittlere Betriebe? Wir 
haben in Bayern diese sozialen Spannungen gar 
nicht! Wir haben eine gesunde Mischung der Be­
triebe in der Landwirtschaft, im Gewerbe und in 
der Industrie. Wo sind die großen Betriebe? Außer­
dem wird in dem Programm selbst gesagt, daß 
durch Machtspruch der Alliierten eine zerstöre-' 
rische Entflechtung der Konzerne, Syndikate, Trusts 
und Ringe vorgenommen wurde. Da besteht doch 
ein gewisser Widerspruch, der geklärt werden ii:mß. 

In der Landwirtschaft tritt das Dortmunder Pro­
gramm für Einfuhr- und Vorratsstellen zur Rege­
lung der Preise ein, ferner für die Beseitigung von 
ungerechtfertigten Verarbeitungs- und Handels­
spannen und für Verkürzung des Weges vom Er­
zeuger zum Verbraucher. Sie wissen, was wir alles 
mitgemacht haben. Ich vermisse aber, daß in den 
Ländern Deutschlands, in denen die SPD die Mehr­
heit hat, diese Dinge bereits durchgeführt wurden. 
Die Hand,elsspannen können ja Jänderweise ge­
regelt werden. 

(Zuruf von der SPD: Seit wann denn?) 

- Sie sind schon wiederholt länderweise geregelt 
worden! 

Bezüglich der Bodenreform will das Programm 
das Bodenreformgesetz durch ein Bundesgesetz 
vereinheitlichen. 

Das Programm verlangt ferner eine einheitliche 
Bundesfinanzverwaltung und eine straffe Zentrali-
sierung. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bin mit diesen Dingen gleich fertig, aber ich 
mußte diese Ergänzungen bringen, weil Herr Kol­
lege von Knoeringen das vergessen hat. 

(Heiterkeit - Beifall bei der BP) 

In der Vertriebenenpolitik fordert die SPD in 
ihrem Programm eine gerechte innerdeutsche Um­
siedlung. Lieber Freund von Knoeringen, Sie 
wissen doch auch, wie wir in Bonn von allen Par­
teien niedergestimmt wurden - Sie waren ja selbst 
dabei -, als Wir das erstemal einen gerechten 
Flüchtlingsausgleich über alle deutschen Länder 
gefordert haben! In dem Programm steht das, und 
jeder behauptet es, in Bonn aber wird etwas ganz 
anderes gemacht. Es ist zum Weinen, Herr Kollege 
von Knoeringen, wenn man dann ein solches Pro­
gramm aufstellt. 

(Zuruf von der SPD) 

- Einen Moment! Warte nur! Ich komme schon 
weiter! 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich möchte Sie dar­
auf aufmerksam machen, Herr Abgeordneter, daß 
es nicht angeht, einen Kollegen in dieser direkten 
Form anzusprechen. 

Dr. Baumg~rtner (BP): Das war zufällig ein Kol­
lege, mit dem ich per Du bin. 

(Heiterkeit) 

Präsident Dr. Hundhammer: Auf dem Redner­
podium sollte aber doch die andere Sprechform 
gewahrt werden! 

Dr. Baumgartner (BP): Ich bin nicht gewohnt, 
vom Herrn Präsidenten in meiner Ausdrucksweise 
kritisiert zu werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Präsident hat 
aber für den würdigen Ablauf der Verhandlungen 
zu sorgen. 
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Dr. Baumgartner (BP): Ich danke, Herr Präsi­
dent. Im übrigen stehe ich auf dem Standpunkt, 
daß die Abgeordneten ruhig etwas mehr Humor 
haben dürften. 

(Beifall bei der BP) 

Wenn man jeden Witz mißversteht und überhaupt 
keinen Humor mehr hat, können wir gleich nach 
Hause gehen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich mache darauf aufmerksam, daß eine Kritik an 
der· Geschäftsführung des Präsidenten nicht ge­
stattet ist. 

Dr. Baumgartner (BP): Ich nehme das zur Kennt­
nis, Herr Präsident. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wenn Beschwerden 
vorzutragen sind, sind sie im Ältestenrat vorzu­
bringen. Die Verhandlungenim Landtag sollen mit 
einem angemessenen Ernst geführt werden und 
nicht in Gespräche abgleiten, wie sie außerhalb 
eines Parlaments möglich sind. 

Im übrigen möchte ich die dem Sprecher gegen­
überstehende Fraktion, also in diesem Falle die 
Opposition, doch bitten, mit den Unterbrechungen 
etwas zurückzuhalten, damit der Ernst der Debatte 
im Parlament gewahrt wird. 

(Abg. Klotz: Legt die Hände an die 
Hosennaht! 

Ich erteile dem Zwischenrufer - ich glaube, es 
war der Herr Abgeordnete Klotz - hiemit einen 
Ordnungsruf. 

Dr. Baumgartner (BP): Bezüglich des Lastenaus­
gleichs erklärt das Programm, daß eine sozial­
demokratische Bundesregierung das Lastenaus­
gleichsgesetz verbessern wird, weil das jetzige noch 
nicht scharf genug sei. Auch ein Punkt, der wich­
tig ist! 

Diese paar Beispiele, Herr Kollege von Knoerin­
gen, habe ich nur herausgegriffen, weil sie wesent­
lich anders lauten als Ihre zarten Andeutungen 
über eine eventuelle Verfügungsgewalt über ge­
wisse Grundstoffindustrien, die im übrigen gar 
nicht namentlich aufgeführt sind. 

Nun habe ich schon gesagt, daß wir in der Ent­
wicklung der sozialistischen Wissenschaft und der 
sozialistischen Praxis in allen Ländern der _Welt 
eine Wandlung mitgemacht haben. Wogegen ich 
mich aber wehre - wir bekehren einander nicht 
in diesem Hause, weder rechts noch links -, ist, 
daß die SPD in Bayern nicht sagt, was ihr wirk­
liches Programm in Deutschland ist. Das habe ich 
hier nachgewiesen~ 

Herr Kollege von Knoeringen hat uns auch ge­
sagt, was der· bayerische Staat seit 1945 geleistet 
hat. Dazu darf ich· jedoch erwähnen, daß diese Lei­
stungen die SPD, als sie in Bayern in der Opposi­
tion stand, nicht in allen Teilen anerkannt hat, ein 
Beweis dafür, •daß man, wenn man selbst in der 
Regierung ist, ganz anders sprechen und handeln 
muß. Wir werden das ja bei den Filmkrediten 
gleich sehen. 

Was mich aber am meisten wundert, meine 
lieben Kollegen von der SPD, ist, daß zu einer 
Interpellation über die bayerische Wirtschafts­
politik nicht der bayerische Wirtschaftsminister ge­
sprochen hat, sondern der bayerische Finanzmini­
ster, und daß der Vorsitzende der sozialdemokrati­
schen Fraktion am Schluß seiner Rede die Hoff­
nung aussprach - hören Sie! -, daß der Finanz­
minister in seiner Etatrede auch die Richtliniei1 der 
wirtschaftspolitischen Entwicklung in Bayern geben 
werde und die Grundsätze darlegen müsse~ die die 
bayerische Wirtschaftspolitik bestimmen. Hier irrt 
Herr Kollege von Knoeringen ganz gewaltig! In 
keinem Lande der Welt bestimmt der Finanzmini­
ster die Grundsätze der Wirtschaftspolitik, sondern 
der Ministerpräsident, das Gesamtkabinett und der 
Wirtschaftsminister. 

(Sehr gut! Sehr richtig! Beifall bei der BP) 

Es wäre sehr gefährlich, wenn der Finanzminister 
das machen würde! Wenn da die Kollegen von der 
CSU nicht merken, wohin die Reise geht, tun sie 
mir leid. 

(Beifall bei der BP - Abg. Meixner: Das 
merken wir schon!) 

Die Ausführungen des Herrn Staatsministers der 
Finanzen bestätigen meine Kritik. Der Herr Fi­
nanzminister hat sich nur mit den Krediten und 
mit den Staatsbürgschaften befaßt, nicht aber mit 
der bayerischen Wirtschaftspolitik. Hier wären doch 
ganz andere Fragen aufzuwerfen gewesen. Dazu 
wird ein anderer unserer Kollegen noch sprechen. 
Ich will darauf verzichten, weil ich gleich zu den 
Filmkrediten kompien will. Es wären hier aufzu­
werfen gewesen die ganzen Fragen der Gewerbe­
politik, der Gesunderhaltung unseres Mittelstandes 
usw. Kein bayerischer Agrarpolitiker ist seit Heim 
und Schlittenbauer mehr führend gewesen, obwohl 
wir das größte Agrarland im Bundesgebiet sind. 
Es geht bei der Agra1·politik nicht nur um die Schu­
len. Unsere Bauernschaft, die führend im ganzen 
Bundesgebiet ist, braucht auch der Bundesregie­
rung gegenüber eine führende Agrarpolitik. Die 
Probleme der Lagerhaltung, des Imports, des Ex­
ports, der Industriepolitik, die Frage der Tarife, 
der Strompreise, mit der uns die fränkische In­
dustrie so belagert, usw. sind doch Dinge, die wir 
alle zusammen in einer Aussprache über die Wirt­
schaftspolitik der bayerischen Staatsregierung klä-
ren müssen. 

Zur Rede des Herrn Finanzministers darf ich 
sagen: Herr Kollege Zietsch, diese Zusammenstel­
lung war eine sehr fleißige und für uns inter­
essante Zusammenstellung. Wenn ich diese Disser­
tation aber hätte bewerten müssen, so hätten Sie 
niemals die Note I bekommen, weil c;J.as Thema 
verfehlt war. 

(Abg. Dr. Haas: Richtig, sehr wohl!) 

Die ganze Doktorarbeit hätte noch einmal umge­
arbeitet werden müssen, weil sie nicht die Wirt­
schaftspolitik der bayerischen Staatsregierung be­
handelte, sondern nur etne Aufzählung der be­
stehenden Bürgschaften und Kredite war. 

(Abg. Dr. Haas: Sehr gut! - Beifall bei der BP) 



638 Bayerischer Landtag - 125. Sitzung. Do:µ.nerstag, den 5. Februar 1953 

(Dr. Baumgartner [BP]) 

Der Herr Ministerpräsident hat in einem Ge­
spräch mit· der Bayerischen Staatszeitung im De­
zember 1952 die ganze Finanz- und Steuerpolitik 
des Bundes mit Recht einer scharfen Kritik unter­
zogen. Er hat gesagt, daß die alljährlichen Steuer­
anforderungen an die Länder indiskutabel seien. 
Der Bund müsse den Ländern mehr Aufgaben über­
lassen. Die Steuerquellen müssen zwischen Bund 
und Landern vernünftig verteilt werden. Auf 
jeden Fall, so sagte der Herr Ministerpräsident, 
müsse ein anderer Weg gegangen werden als der 
ständig neuer Forderungen. Das wäre eine klare 
Sicht gewesen. Auf diesem Boden hätten wir uns 
bei der Aussprache über die Wirtschaftspolitik be­
wegen müssen. Mehrere unserer Regierungsmit­
glieder haben sich. in den letzten Wochen darüber 
ausgesprochen, daß· wir vom Bund benachteiligt 
werden. Ich hätte etwas dazu hören wollen: Wo 
sind diese Benach.teiligungen? Wer ist schuld an 
diesen Benachteiligungen? Wer hat die Mehrheit 
in Bonn? Wie haben in den und den Fällen die Par­
teien abgestimmt, die auch hier im Hause sitzen? 
Der Herr Ministerpräsident hat sich über die Be­
nachteiligungen in Bonn beklagt, ebenso der Herr 
stellvertretende Ministerpräsident Dr. Hoegner, der 
Herr Wittsch.aftsminister Dr; Seidel, der Herr Fi­
nanzminister Zietsch, der Herr Staatssekretär 
Dr. Nerreter und sogar der Herr Landtagspräsident 
Dr. Hundhammer. Wo sind denn diese Benach­
teiligungen? Warum sind wir benachteiligt? Wer 
ist schuld? Um wieviel ist Bayern benachteiligt? 
Das gehört hier besprochen, es ist nicht nur eine 
seichte Aufzählung der bisherigen Millionenver­
luste bei den Filmbürgschaften zu geben. 

Alle Parteien des Hauses werden mit Klagen 
in wirtschaftlicher Hinsicht aus dem ganzen Lande 
bestürmt, so daß wir genug Grund hätten, uns mit 
diesen Dingen zu befassen. · 

Lassen Sie mich nun - und ich habe einige sehr 
deutliche Ausführungen zu machen - zu den Film­
krediten kommen. Im Vorübergehen wurde erzählt, 
daß wir bis jetzt 17 ,3 Millionen D-Mar k verloren 
haben. 

(Abg. Bantele: Vor 14 Tagen waren es 
15 Millionen!) 

Das ändert sich alle acht oder vierzehn Tage; 
der Herr Kollege Geislhöringer - Herr Kollege 
Meixner, Sie wissen das - ist schärfstens angegrif­
fen worden, daß er unwahre Dinge ausstreue und 
sich unverantwortlich benehme. Die Angehörigen 
der Opposition b.enehmen sich immer unverant­
wortlich. Wir dürfen nicht einmal mehr im Land­
tag_ einen Witz machen. 

(Lebhafter Beifall) 
Das Filmwesen ist, wie wir alle zusammen wis­

sen, eine Industrie. Ich möchte mit dem, was ich 
jetzt sage, die SPD in keiner Weise angreifen, weil 
sie für diese Dinge nichts kann. Ich möchte ganz 
korrekt und objektiv sprechen. Die ganze Frage 
der Filmindustrie müssen wir letztlich zusammen 
- Opposition und Regierungskoalition - und ge­
recht lösen. Sie ist jetzt besonders aktuell gewor­
den, weil der Bundestag ein Gesetz beschlossen hat, 

wonach das Treuhänderwesen der Besatzungs­
mächte in deutsche Hände übergehen soll. Weil der 
Bundesrat nicht zustimmte, liegt das Gesetz zur 
Zeit beim Vermittlungsausschuß. Dadurch. wird die 
ganze Frage der Filmindustrie weit über die Frage 
der Staatsbürgschaften hinaus aktuell. Wir müssen 
uns damit befassen. 

Der im Jahre 1952 verstorbene Cheftreuhänder 
des Ufa - Liquidationsausschusses, ein gewisser 
Dr. Haupt, von dem man seinerzeit sehr viel ge­
lesen hat, war der Meinung, man müsse die ganze 
deutsche Filmindustrie dezentralisiert aufbauen. 
Auch der Entfiechtungsmann der Wirtschaft in 
Deutschland, ein Herr Petric, ist dieser Auffassung. 

Es ist nun die große Frage, was mit Geiselgasteig 
geschieht, warum es in Geiselgasteig zu diesen 
großen Verlusten gekommen ist, und wir uns über­
haupt einmaJ um die Dinge be3ser annehmen kön­
nen. Geiselgasteig ist das beste Filrnatelier West­
europas, wie von Fachleuten erklärt wirrl. Im Osten 
ist es Prag. Geiselgasteig soll in den Einrichtungen 
und Kopieranstalten teilweise sogar besser sein als 
Hollywood. Heute gehört Geiselgasteig zum U.fa · 
Liquidationsk<:>mplex. Zur Ufa gehörten frühel', wie 
Sie vielleicht wissen, die Bavaria, Berlin-Tempel­
hof, der Marsfilm Berlin und der ·ganze Film­
theaterbesitz in Nordrhein-Westfalen. Die Bavaria 
ist heute dreimal größer als früher, mit technisch 
hervorragendem Stand: 8 Ateliers, Farbkopierwerk 
und Synchronisationsstudios, gegründet seinerzeit 
von Ostermayr. Bis 1933 war Kommerzienrat Kraus 
führend, der in den letzten Wochen verstorben ist. 
In der Nazizeit wurde das ganze verstaatlicht, wie 
die Ufa selber auch. Seit der Besetzung durch die 
Amerikaner ist Geiselgasteig treuhänderisch ver­
waltet durch einen Herrn Tyri, der früher Ton­
meister bei der Ufa war. Seit Kriegsende sinq 
große Intrigen um Geiselgasteig im Gange. Das 
Haupt dieser Intrigen ist der frühere Ufa-Regisseur 
Eric Pommer, der nach. dem 1-{riege als Amerikaner 

0

wieder nach. Deutschland kam. Pommer wurde von 
den Amerikanern als früherer Ufa-Regisseur über 
die ganze Filmindustrie in: Deutschland einge­
setzt. ·Er führte in dieser Branche, wie Sie wissen, 
den Morgenthau-Plan hundertprozentig durch. 

(Sehr richtig!) 

Tyri war der Tonmeister Pommers bei der Ufa. 
Die Leute um Pommer und Tyri verfolgen nun den 
Plan, jetzt in dieser kritischen Zeit auf irgend­
einem Wege - so oder so - Geiselgasteig, diese 
hervorragende Filmwerkstätte Europas, in ihre 
Hände zu bekommen. Sie wollen eine Sammlung 
von Produzenten bilden, die nach ihrer Meinung 
in der Lage sind, das ganze Bavaria-Vermögen 
durch eventuell dazwischengeschaltete Pleiten und 
Skandale in ihre Hände zu bekommen. Einige da­
zwischengeschaltete Pleiten können nicht schaden, 
wenn man das ganze in die Hand bekommen kann. 
Pommer, Tyri und einige norddeutsche Handlanger 
wollen das ganze Objekt billig in norddeutsche 
Hände oder in die Hände des Herrn Pommer und 
seiner Umgebung spielen. Liebe •Kollegen aller 
Fraktionen, dürfen wir dieses wertvolle große 
Wirtschaftsobjekt Bayerns fallen lassen? In Film­
kreisen haben diese Leute heute schon den Spitz-
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namen „der Anglerverein". Der Name ist ganz klar. 
Sie wollen angeln. Zu diesem Kreis gehören der 
Berliner Witt, der Norddeutsche König, der Nord­
deutsche Braun und der Münchner Geis, hinter dem 
ein rheinischer Rechtsanwalt als atheistischer Ge:­
schäftemacher steht. 

Die Bavaria hat seit 1948 12 Millionen Mark 
investiert. Das Anlagevermögen wird heute mit 
15 Millionen Mark angegeben. In Wirklichkeit soll 
es viel höher sein. Die Bavaria soll durch möglichst 
viele Skandale und möglichst viele Pleiten her­
untergewirtschaftet werden, damit man dieses 
Riesenvermögen möglichst billig in die Hand be­
kommt. 

Die neuen Pläne um die bayerische Filmindustrie 
gehen alle in der geschilderten Ebene. Der erste 
Plan: Die Filmtheater in Nordrhein-Westfalen 
bilden mit dem Berliner Stappenhorst als Produ­
zenten in München und mit der neuen Film-Verleih 
GmbH in Hamburg eine Genossenschaft. Bei ihrer 
Gründung war, wie Sie in den letzten Tagen ge­
lesen haben, unbegreiflicherv,:eise sogar der Herr 
Finanzminister anwesend - ich nehme aber an, 
und mache _ihm keinen Vorwurf, daß er die Zu­
sammenhänge nicht durGhschaut hat. Die Genossen­
schaft will in Bayern jährlich sechs Filme drehen. 
Solche Pläne sind nicht neu. Auf diesem Wege soll 
Geiselgasteig langsam in ihre Hände kommen. 
Ernstzunehmende Filmfachleute haben mir selbst 
gesagt, sie wundern sich, daß der Herr Finanz­
minister bei der Gründung dieser Genossenschaft 
anwe~end war. Wie unkorrekt die neue Genossen­
schaft schon wieder J;i.andelt, können Sie aus der 
Abendzeitung vom 17: Januar entnehmen, wonach 
Albers gezwungen war zu dementieren, daß er bei 
der Genossenschaft filmt. Mit Schwindel fängt es 
also schon wieder an. -

Der zweite Plan: Das Norddeutsche Filmkontor 
hat sich zur Aufgabe gemacht, norddeutsche Film­
ateliers aufzufüllen, und zwar in Hamburg, Göttin-· 
gen und Realstedt bei Hamburg. Niedersachsen und 
Hamburg sollen diese drei Ateliers füllen. Hinter 
diesem norddeutschen Filmkontor stecken die Ge­
werkschaften, die rnit 50 Prozent beteiligt sind. Ich 
gratuliere ihnen zu diese.m Großunternehmen. Ich 
sage: Keine Kritik, weil man die Zusammenhänge 
nicht weiß, die man wissen müßte; aber das ist 
Tatsache. 

(Abg. Drechsel: Es geht um die Menschen!) 

- Ich_ sage: Keine Kritik, weil man die Zusammen­
hänge nicht weiß. Es muß verhindert werden, daß 
die Bavaria in die Hände von einigen wenigen 
Leuten kommt, die zum großen Teil bewiesen 
haben, .daß sie nicht fähig sind, als Unternehmer 
zu arbeiten, und die bis jetzt nur fremde Gelder 
verwirtschaftet haben. Der Berliner Georg Witt, 
der neuerdings in der Presse als der kommende 
Mann von Geiselgasteig in den Vordergrund ge­
schoben wird, ist ein Pommer-Mann. Georg Witt 
war früher Sekretär Pommers bei· der Ufa. Der 
letzte Artikel im „Spiegel" über die Bavaria ist 
von Spekulanten und Interessenten inszeniert, um 

das bayerische Geiselgasteig in die Hände zu be­
kommen. 

Nun zu den Filmkrediten. Ich stehe nicht an, der 
bayerischen Staatsregierung gegenüber zu erklären: 
Die Filmkredite - da hat der Herr Finanzminister 
recht gehabt - waren notwendig, weil damit we­
nigstens ein Anlauf gemacht worden ist. Die Staats­
bürgschaften waren notwendig, aber, Herr Finanz­
minister,· die Verluste in diesem Ausmaß. waren 
auf keinen Fall notwendig. Sie wären bis auf 
wenige Prozent zu vermeiden gewesen. Das ist 
auch zu beweisen. 

Der Herr Finanzminister spricht in der „Süd­
deutschen Zeitung" vom 27. Dezember 1952, daß es 
gelungen sei, bessere Bürgschaftsbedingungen zu 
schaffen. Also waren die früheren nicht so gut. 

(Abg. Bezold: ·Bessere Filme hätte man 
schaffen müssen!) 

Dann hat er gesagt: „Daneben sind einige seriöse 
und finanzkräftige Produzenten." Also waren die 
anderen nicht seriös und nicht finanzkräftig~ 

(Be!i.ifall - Zuruf des 'AJbg. Dr. Lacher:bau:er) 

Für 25 Filme, die in der „Süddeutschen Zeitung" 
·arugefü:hrt sind, wurrden an 15 Firmen Kredite ge­
geiben. An einige hat man a1so zwei- od!er dr·eimal 
Krndite gege1ben. Und d:iese Firmen ·haben, ·als sie 
sahen, daß d:as Geschäft schlecht .geht, gleich um 
einen neuen Kredit nachgesucht, durch den man 
den Staat •aufs ne.ue hieretl.nle•gen konnte, und eüie 
zweite und dritte Bürgschaft verlangt, und be­
kommen. War.um? 

(AJbg. Bezold: Weil· das Leben teuer ist!) 

Weil in diesem F:ilmhefrat die Leute sd.ch se1ber 
Kredite gewährt !halben. Das sind Tatsachen. In 
dieiS'em Befr.at sind die Leute s•eJibst dringesessen, 
die Kredite beansprucht hiahen. Fachleute sagen, 
daß unter diesen 15 in der „Süddeutschen Zeitung" 
gen,arinten Firmen weder vom künstlerischen noch 
vom wirtschaftlichen Standpunkt aus überhaupt 
bedeutende F:i:rmen waren, dte würdig gewesen 
wEi'ren, mit solchen Ries·ensummen bedacht ziu wer­
den. - Und ein Flilmfachmann, der nicht dm Ver­
dacht steht, selber Filme zu mach-en oder Film­
kredite zu ibrauchen, hat ·mir gesagt, es sei kein 
Wunder, daß 17 Milld.onen verloren s!ind; ein Wun­
der wärre es gewesen, wenn diese Leute etwas zu­
standegebracht hätten und wenn dte 17 Md.llionen 
nicht verlorengegang•en wären. 

Für drei Filme wurden mehr als 3 Millionen 
D-Mark gegeben. Bei 01ga · Tschechowa hat man 
nicht einmal ab.g:ewartet, ob eich der erste und 
zweite Flilm renUert, sondern man hat sofort den 
dvitten Film kreditiert. Hier wurden schwere Feh­
ler gemacht. Wir haben in Bayern schon öfter alte 
Ruinen finan:z;iert, .a1ber das braucht man doch nicht 
im Filmwesen be:i der Olgia Tscl:;i!echowa zu machen. 

(Heiterkeit __:. Beifall bei ·der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich muß. unterbrechen. Ich wevde wiederholt dar-

3 
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auf aufmerksam gemacht, daß sich Zuschauer auf 
der Tr1büne an Betifallskundgebungen beteiligen. 
Das ist nicht zu1äss1ig. D±e Tr.iibüne hat an den Ver.,. 
hand1ungen keinen Anteil durch Beifallskundge­
bungen zu nehmen. 

Dr. Baumgartner (BP): Der ausländische Produ­
zent Badal erhielt für ·einen Film, der altmodisch 
und sentimental ist, 1,4 Millionen D-Mark. Dieser 
Film wird niemals, saigen sie, 200 000 DM bringen. 
Seitens der Fifi wuxiden Filme an Verleiher gege­
ben, von denen von vornherein schon bekannt war, 
daß siie pleite gehen, zum Be.ispiel Imex, Siegel und 
Pajens.· 

(Zuruf aus der Mitte: Bejöhr!) 

- Bejöhr ebenfalls. Man lmnn daher nicht in jedem 
Fall Leiuten einen Vorwur.f machen, die selibst Kr·e­
dite bekommen haben, sondern muß hier auch die 
Verlefäer heranzi.ehen. Der Film „König für eine 
Nacht"; deir 917 841 DM kostete - was viiel zuviel. 
ist, weil die meisten Aufnahmen, wfo ich hinten­
herum erfahren habe, im Garten des Regisseurs 
gemacht wurden--'-, wurde dem Union-Filmverleih 
gegeben und brachte bis jetzt :in zweiieinhalb. Jah­
ren nur 250 000 DM. Fachleute meinen, wenn dieser 
Film an einen anständigen Verleih gegeben worden 
wäre, hätte er über ·eine Million Mark bringen 
können. Also traigen - iCh v·ersteihe die Dinge be­
züglich des V·erleihs nicht - nicht nur di·e Produ­
zenten, sondern auch die Ver1eihfirmen einen gro­
ßen Teil Schu1d an diiesem Skandal. Gute Verleih­
firmen gilbt es in Deutschland wenig. Gut sollen 
sein Herzog, Schorcht, AUianz und Gloria. Von den 
amerikanischen Verleihfirmen sollen gut s•ein Metro, 
Paramount, Columbia, Fox und Universral. 

(Zuruf von der SPD: Das sii.nd so schon alle!) 

Nun, meine Damen und Herren, wie seriös die 
Verleihe sind, die da herangezogen wurden, z;eigt 
fo1gender Fall: Die Deutschland-Film-GmbH, In­
haber Lathke, hat in der Zeitung Konkurs ange­
meldet. In derselben Z·eitung und naihez;u an der­
selben Stelle wird der gleiche Mann als Geschäfts­
führer einer neuen GmbH anderen Namens ange-
führt. . 

(Zuru·f aus der Mitte: Schon öfter vorge-
. kommen!) 

Das sind doch bewußte Bankrotteure, die die 
Steuergelder stehlen. Sie ·verdienen alle Geld und 
befreien sich von ihren Schulden! 

(Abg. Bezold: Sie verdienen nkht, sie ver-
brauchen Geld!) 

Das muß die Kommi:ssion doch wissen, die die Kre­
dite genehmigt! Da hätte man eingreifen müssen 
und diesen Leuten nicht zwei-, drei-, vier- und 
fünfmal Kredüe von den Steue:rigek1ern geben dür­
fen! Wir hätten diese 17 .Millionen sauer verdienten 
Ste4erigelder unseres Mittelstandes, auch unserer 
Arbeiterscha•ft und unserer Wirtschaft nicht ver­
loren, wenn bei der Kredithingabe Obacht geg·ehen 
worden wäre. Wie wäre 1es sonst möglich, daß man 
einem Berliner Holzhändler 800 000 Mark Kredit 
gibt,. damit er zwei Filme .in Bayern dreht? 

Der Vorsitzende des Verleiiherverbandes, Herr 
Bejöhr, welcher in allen Organisationen mitgewirkt 
hat, hat als erster Pleite gemacht, und alle Firmen 
sind von ihm in Mitleidenschaft gezogen worden. 
Be:i diesen Filmbürgschaften ist überhaupt nicht 
kontrolliert worden, ob das Geld für Gagen, Pro­
duktionsleiter, Regisseur oder Autoren verbraucht 
wurde. An Gaig1en wurden bezahlt für Regisseure 
100 000 Mark, für Alrbers 200 000, für Jakobi mit 
seiner Frau Mar.ika Rökk 350 000, für Zarah Le1an­
de·r 150 000 Mark. Zu allem Überfluß mußte der 
größte TeH dieser Summen in Deviisen aufgebracht 
werden. Dieter Bor.sehe ·erhielt 75 000 bis 100 000 
DM, Willi Birgel 50 000 bis 60 000 DM, und das zu 
einer Zeit, wo in Amerika ·ein erstklassig·er Farb­
film, der in der g1anzen Welt Ank1ang gefunden 
hat, i:q.sgesamt 300 000 Donar kostete und 2 bis 
3 Millionen Dollar einbrachte. Ich möchte das Wirt­
Sch·aftsministerium bitten, sich dieser Dinge anzu­
nehmen, wenn auch der F.ilin ·eine kulturelle An­
gelegenheit ist. Für diese Seite sind die Film­
fachleute zuständig, aber die wirtschaftliche Seite 
muß das Wirtschaftsministerium in die Hand neh­
men, weil ·es sich um eine Exportfrage Bayerns 
handelt, um e.ine eminent wichtige Aufgabe für die 
ganze bayerische Wirtschaft. Aber wenn Filme ge­
macht werden, die schon nicht über Luxemburg, 
ja kaum über Bayern hinausgehen, wenn wir es 
trotz der großen ·geistigen Kultur .uns1er·es gesiam­
ten deutschen Volkes, das einmal an der Spitze 
aller Völker der Weit gestanden ist, nicht fertig·· 
·bringen, große Filme von Weltbedeutung zu pro­
duzieren, dann ist es klar, daß solche Dinge pas­
steren müssen. Wir müssen wegkommen vom 
Kitsch, und das müßte doch möglich s1ein, wenn 
wir ane nach dieser furchtbaren und teuren Über­
g1ang1s2ieit · zrnsammenhelfen, daß wieder etwas ge-
1eistet wird. So wurden Millionen für Filme ver­
geben, da:e weder in Deutschland interess:iert haben 
noch in der Welt zugkräftig sind. 

Badal, für den man schon 1,4 Millionen Mark 
·ausgegeben hatte, erhielt einen zweiten Film -
„Fridolin" - kreditiert, ohne daß das erste Geld 
zurückgegeben war. Solche Leute gehören aus­
geschaltet! Die Firma Oskar hat bis jetzt für zwei 
neue Filme Kredite bekommen und sich dazu einen 
ausländischen Regisseur geholt. Und wie mit dem 
Geld gewirtschaftet worden ist! Ein Hund, der in 
einem Film einmal über die Bühne laufen muß, 
und wenn man ihn nur für einen Tag braucht, wird 
monatelang mit 50 Mark Tagegeld verrechnet! 

(Zuruf) 

- Tatsachen, die vorgekommen sind! Der Hund 
kriegt mehr Tagegeld als die Abgeordneten des 
Landtags. 

(Heiterkeit) 

Die Leute, die Bürgschaften bekommen - das ist 
auch noch wichtig - haben ein großes Interesse 
an den Bürgschaften gehabt, weil sie selbst als 
Produzenten 7 ,5 bis 10 Prozent der Herstellungs­
kosten bekommen haben. Darum mußten die Her­
stellungskosten hoch sein. Di~ Fifi-Banken haben 
ja schwer Geld verdient! 
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Jetzt will man auch noch die Synchronisation 
von Geiselgasteig ganz nach Berlin verlegen, ob­
wohl die Bavaria monatlich 150 000 Mark an den 
Synchronisationen verdient, also bisher schon drei 
Millionen D-Mark verdient hat. Der Betrieb könnte 
überhaupt nicht pleite gehen, wenn richtig gewirt:. 
schaftet würde, wenn die Pommer-Leute und ihre 
Hintermänner, die ich heute alle aufgedeckt habe, 
endlich verschwinden würden und wenn die 
Staatsregierung, sobald sie die Verfügungsgewalt 
hat - wir haben ja: immer noch diese schwierigen 
Zustände -, in Geiselgasteig von A bis Z gehörig 
ausmisten würde, so daß dort die Cliquenwirt­
schaft verschwindet. Es herrschen Barackenver­
hältnisse dort draußen, eine Weiberwirtschaft; 
Leute wohnen da draußen, die überhaupt nicht 
hinausgehören! 

Wer kontrolliert also die Kredite und entscheidet 
darüber: Wem wird Kredit gegeben? Wie kommt 
es daß Leute öfter Pleite machen können und 
öfte:r:. Kredite bekommen, wie diese Klagemann 
und Witt, die immer noch in Geiselgasteig woh­
nen? Wie kommt es, daß in Geiselgasteig Büros 
sind, die gar nicht hingehören? Wohin fließen die 
ganzen Gelder? Wer lebt monate- und jahrelang 
in den Baracken und in den sogenannten Gäste­
häusern? Wer kontrolliert das vorhandene Mate­
rial? Wer wirft die bayerischen Tonmeister hinaus 
und holt sich Berliner? Das muß doch einmal alles 
hier gemeinsam untersucht und es muß dazu Stel­
lung genommen werden! 

Ich glaube, den Beweis erbracht zu haben, daß 
diese 17,3 Millionen D-Mark Bürgschaftsverluste 
nicht notwendig gewesen wären, wenn wir besser 
Obacht gegeben hätten. 

(Beifall bei der BP) 
Ich möchte den Vorschlag machen, daß wir uns 
alle' zusammen, über alle Parteien hinweg, ernst­
lich den Kopf zerbrechen, ob es nicht möglich ist, 
daß die bayerische Privatwirtschaft, nämlich die 
Banken und die Versicherungen, der Rundfunk und 
der Staat, alle vier zusammen, Geiselgasteig, diese 
erste Produktionsstätte der Filmwirtschaft in West­
europa, für Bayern erhalten und einen Exportfaktor 
daraus machen, so daß Bayern stolz sein könnte, 
Filme von großer kultureller Bedeutung für die 
ganze Welt herstellen zu können. 

(Abg. Kiene: Das ist eine Form der 
Sozialisierung!) 

Ich habe die Privatwirtschaft an erster Stelle 
genannt und in den Vordergrund gestellt. 

(Abg. Dr. Franke: Aber vom Staat gelenkt!) 

- Der Staat muß dabei sein, weil es hier um 
künstlerische Interessen geht und nicht jeder 
Kitsch hergestellt werden soll. 

(Abg. Bezold: Nein, es muß jemand dabei 
sein, dem etwas einfällt, Herr Kollege, und 
da ist bis jetzt noCh niemand dabei ge-

wesen!) 
Ich möchte nun die Kollegen von der SPD bit­

ten, mir Verständnis entgegenzubringen, wenn ich 

-----------~ 

heute· so offen gesprochen habe. Auch die Arbeiter­
schaft hat ein Interesse daran, daß wir diesen 
Filmbürgschaftsverlusten der Herr Kollege 
Dr. Geislhöringer wird heute wahrscheinlich pro­
phezeien, daß aus den verlorenen 17 ,3 Millionen 
D--Mark 22 Millionen werden; es bleibt ja nicht bei 
den 17 ,3 Milliqnen - endlich einmal ein Ende 
machen. 

Ich bin am Schluß meiner Ausführungen und 
glaube, Ihnen gezeigt zu haben, daß wir diese Ver­
luste nicht bekommen hätten, wenn man bei der 
Kontrolle der Bürgschaften und Kredite sorgsamer 
vorgegangen wäre. 

Nach § 43 der Geschäftsordnung stelle ich den 
Antrag, der Landtag möge zu dem gesamten Inhalt 
der Interpellation der SPD beschließen: 

Die Antwort des Staatsministers der Finanzen 
entspricht nicht der Meinung des Bayerischen 
Landtags. 

(Lebhafter Beifall bei BP und FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt 
der Herr Staatsminister für Wirtschaft und Ver­
kehr. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Herr von Knoeringen hat vor­
gestern zur Begründung der .Interpellation seiner 
Partei .eine bemerkenswerte Rede gehalten. Ich 
fürchte, daß man ihn noch oft an . gewisse Teile 
dieser Rede erinnern wird. 

(Abg. Bezold: Sehr gut!) 

Es steht mir jedoch nicht zu und es ist auch nicht 
meine Absicht, seine Thesen zustimmend oder ab­
lehnend zu analysieren oder gar eine Polemik mit 
ihm zu beginnen. Das wird vermutlich in der Dis­
kussion geschehen. Unser Kollege Dr. Baumgartner 
hat ja soeben schon recht temperamentvoll den 
Anfang gemacht. 

Ich glaube aber, daß ich als bayerischer Wirt­
schaftsminister verpflichtet bin, zu einer Feststel­
lung Stellung zu nehmen, die Herr von Knoerin­
gen getroffen hat, und mich mit einer Forderung 
zu beschäftigen, die er am Schluß seiner Rede auf­
gestellt hat. Ich möchte allerdings gleich zu Beginn 
sagen, daß es den Rahmen der Interpellation -
und das hat Herr Kollege Dr. Baumgartner leider 
übersehen - sprengen würde, wenn wir uns heute 
mit der allgemeinen Wirtschaftspolitik beschäf­
tigen würden. 

(Abg. Dr. Bungartz: Wieso, das war doch 
die Absicht!) 

- Die Interpellation hat einen sehr klaren Wort­
laut, Herr Kollege Bungartz, und an den müssen 
wir uns scl+ließlich halten. · 

(Abg. Bezold: Nein, der Inhalt der Begründung 
entscheidet, nicht die Überschrift!) 

- Das steht Ihnen ja frei. Jedenfalls können wir 
von _der Staatsregierung - das werden Sie zu­
geben müssen - uns nur an die Fragen halten, 
die uns gestellt sind, und die müssen wir beant­
worten. 
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Was ich sagen möchte, ist etwas anderes. Herr 
von Knoeringen hat uns erklärt, die Ursache für 
die Interpellation sei in einer Auseinandersetzung 
zu suchen, die im Wirtschaftsbeirat der Union über 
die Unternehmereigenschaft des Staates stattge­
funden habe, und er hat sich dabei auf einen Be­
richt der „Süddeutschen Zeitung" über diese Aus­
einandersetzung berufen. Da ich an der fraglichen 
Veranstaltung teilgenommen habe, darf ich mir 
wohl eine kurze Schilderung des Ablaufs erlauben 
und einige Überlegungen anschließen, die sich im 
Rahmen der Interpellation halten. Staatssekretär 
Dr. Ringelmann hat damals einen Vortrag über das 
Thema „Der Staat als Unternehmer" gehalten. Am 
Schluß dieses Vortrags hat er Teile eines Briefes 
zitiert, den der Vorsitzende des Landesverbandes 
der Bayerischen Industrie, Herr Dr. Seeling, an den 
Herrn Ministerpräsidenten geschrieben hatte. Dieses 
Zitat hat dann Herrn Vogel, den Präsidenten der 
Industrie- und Handelskammer Augsburg, veran­
laßt, den ganzen Wortlaut des Briefes zu verlesen. 
In diesem Brief hat Herr Dr. Seeling seine ernsten 
Besorgnisse geäußert, daß der bayerische Staat 
dabei sei, immer mehr in die Funktion des. Unter­
nehmers hineinzuwachsen und auf Privatbetriebe 
Einfluß zu nehmen. 

Es ist zuzugeben, meine sehr verehrten Kollegen, 
daß der erwähnte Brief in seinen Formulierungen 
von einer gewissen Schärfe war. Das Entscheidende 
ist aber, welche Tatsachen einen so ruhigen und 
überlegten Mann, wie es Dr. Seeling ist, zu einer 
solchen Schärfe in der Diktion veranlaßt haben. 
Diese Tatsachen sind schnell gefunden. Herr 
Dr. Seeling hatte nämlich einen konkreten Anlaß 
für sein Schreiben an den Herrn Ministerpräsiden­
ten, und zwar bestand dieser Anlaß in der Tat­
sache, daß die AEG dabei war, · ihr Aktienpaket 

_ an den Amperwerken zu verkaufen, ferner in der 
weiteren Tatsache, daß die Absicht bestand, dieses 
Aktienpaket der AEG an den Amperwerken mit­
telbar oder unmittelbar für den bayerischen Staat 
7.U erwerben .. Leider, meine Damen und B:erren, 
kann nicht geleugnet werden, daß diese Absicht 
tatsächlich bestand. 

(Abg. Haußleiter: Das ist 'interessant!) 

Es kann auch nicht geleugnet werden, daß diese 
Absicht selbst dann noch nicht aufgegeben wurde, 
als mein Kollege Zietsch eindeutig und unmißver­
stä.ndlich festgestellt hatte, daß der Staat an einem 
Erwerb des fraglichen Aktienpaketes in jedem Fall 
desinteressiert sei. 

(Zuruf des Abg. Haußleiter - Abg. Dr. La-
cherbauer: Mittelbar oder unmittelbar?) 

Es ist also nicht so, als ob Dr. Seeling auf ein vages 
Gerücht hin seinen Brief aI). den Herrn Minister­
präsidenten geschrieben hätte, sondern hinter die­
sem Brief stand die ernsthafte und begründete 
Besorgnis, daß der Staat einen hohen Millionen­
betrag - es ·handelte sich immerhin um 13 Mil­
lionen D-Mark - dazu verwenden wolle, Einfluß 
.au.i' ein privates Unternehmen der Elektrizitäts­
wir 'chaft zu gewinnen. Ich glaube aber, meine 

Damen und Herren; daß diese Tatsache allein 
Herrn Dr. Seeling nicht bewogen hätte, einen so 
pointierten Brief zu schreiben, wie er es getan hat. 
Er und die bayerische Wirtschaft wußten nämlich, 
daß es sich nicht um einen Einzelfall handelte, 
sondern daß ähnliche Bestrebungen vorausgegan­
gen waren. 

(Abg. Haußleiter: Wer hat diese Bestrebungen 
unternommen?) 

Die Gewerkschaften sowohl als auch die bayerische 
Wirtschaft hatten nämlich noch nicht vergessen, 
daß der bayerische Staat 20 Millionen aufgewendet 
hat, um bei der Maxhütt~ Einfluß zu gewinnen, 
also einen erheblichen Betrag für eine Staatsbetei­
ligung verwendet hat, den wir heute sehr gut für 
echte Pflichtaufgaben des Staates gebrauchen 
könnten. 

(Zustimmung bei der BP) 

Dr. Seeling wußte noch mehr. Er wußte zum Bei­
spiel, daß das Bayernwerk ein Angebot des Herrn 
Flick, aus seinem Kohlenbesitz im Ruhrgebiet, zu 
dessen Veräußerung er im Zuge der „zerstöreri­
schen" Entflechtung gezwungen war, eine Grube 
zu erwerben, mit einer gewissen Begeisterung auf­
genommen hatte 

(Hört, hört!) 

und daß diese Begeisterung des Bayernwerks durch 
die zuständigen Sachbearbeiter der Staatsverwal­
tung keineswegs gedämpft wurde. 

Das entscheidende Motiv für die Intervention des 
Landesverbandes der Bayerischen Industrie scheint 
mir also die Absicht gewesen zu sein, das zu ver­
hindern, was nach dem Willen gewisser Sachbe­
arbeiter in der Staatsverwaltung hätte sein sollen. 

(Zuruf des Abg. Haußleiter) 

- Ich muß ehrlich gestehen, Herr Kollege Hauß~ 
leiter, Sie werden mich auch durch noch so zahl­
reiche Zwischenrufe nicht veranlassen, 

(Zuruf: ... mehr zu sagen! -'-'-' Heiterkeit) 

mehr zu sagen, als ich will. 

(Lebhafte Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nicht 
verhehlen, daß ich die Besorgnis, von der ich eben 
sprach, in ihrem vollen Umfang geteilt habe. 
Warum? Herr von Knoeringen hat vorgestern sehr 
kluge und gescheite Worte über die Macht gefun­
den. Für jeden, der sich mit dieser Frage beschäf­
tigt, bleiben zwei Erkenntnisse übrig, die in ihrem 
Bestand gesichert sind: Einmal ist es die Einsicht, 
daß ohne Macht ein Zusammenleben nicht möglich 
ist, und zum anderen, daß der Mißbrauch der Macht, 
die Ordnung des Zusammenlebens stört oder gar 
völlig aufhebt. Das gilt für alle Gebilde des ge­
sellschaftlichen Zusammenschlusses, natürlich auch 
für den Staat als der obersten und umfassendsten 
Stufe des gesellschaftlichen Zusammenschlusses. 
Kein vernünftiger Mensch wird den Staat seiner 
Macht entkleiden wollen; kein vernünftiger Mensch 
wird aber auch dem Staat so viel Macht einräumen 
wollen, daß er von den Bürgern und ihrem ganzen 
Leben Besitz ergreifen kann . 

(Sehr richtig! bei der BP und FDP) 
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Trotzdem erfahren wir täglich, daß die Verstaat­
lichung des Lebens in einem erschreckenden Aus­
maße Fortschritte macht. 

(Sehr richtig!) 
Wir machen noch eine andere Erfahrung: In dem 
gleichen Maße, wie die übermacht des Staates ge­
lästert und bekämpft wird, in genau dem gleichen 
Maße wird auf allen Gebieten das Einschreiten des 
Staates verlangt 

(Seh,r richtig! bei der CSU) 
und nach der ordnenden Hand des Staates gerufen. 
Das kommt daher, daß wir keine rechte Vorstel­
lung mehr vom Wesen des Staates haben. 

(Sehr gut!) 
Die Zuständigkeit des Staates ist immer erst darin 
gegeben, wenn eine Aufgabe die Kräfte oder die 
Reichweite ·der innerstaatlichen gesellschaftlichen 
Gebilde übersteigt. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Also subsidiär!) 
Wäre dieser Grundsatz im Bewußtsein unseres 
Volkes verankert, dann besäßen wir ein natür­
licheres Verhältnis zum Staat und der Machtmiß­
brauch durch den Staat wäre seltener. 

(Sehr richtig!) 
· Auch in der Wirtschaft kann ein Bereich nur dann 

als staatseigen anerkannt werden, wenn die Auf­
gaben dieses Bereiches von keinem anderen als 
eben nur vom Staat selber erfüllt werden können. 
Es widerspricht zum Beis,piel dem Wesen des St~a­
tes, wenn er sich auf Kosten der Steuerzahler an 
einem gewerblichen Betrieb beteiligt, nur um aus 
irgendwelchen Gründen Einfluß auf die Geschäfts­
politik zu gewinnen. 

(Sehr richtig! bei BP, FDP und Teilen der ·csu) 
Es kann nicht geleugnet werden, daß die Kompli­
ziertheit unseres gesellschaftlichen Lebens heute 
die staatseigenen Bereiche vermehrt hat und ständig 
vermehrt. Gerade weil dem so ist, meine sehr ver­
ehrten Kollegen, sollten wir mit um so größerer . 
Sorgfalt darüber wachen, daß alles, was nicht Auf­
gabe des Staates ist oder sein kann, von ihm fern­
gehalten wird. 

(Sehr gut!) 

Vor allem muß die Funktion des Staates als Eigen­
t(imer und Unternehmer eingeschränkt werden. 
Die Verbindung von wirtschaftlicher mit politischer 
Macht ist noch gefährlicher als die isolierte wirt­
schaftliche oder die isolierte politische Macht. Der 
Staat als. Unternehmer wird immer versuchirn, 
seine Wettbewerbslage mit Hilfe seiner Macht­
position zu verbessern. Die Kapitalaufstockung aus 
Haushaltsmitteln, also mit Steuergroschen, ist ein­
facher als die Beanspruchung des Kapitalmarktes, 
zumal wenn ein funktionsfähiger Kapitalmarkt 
nicht vorhanden ist. 

(Sehr gut!) 

Die steuerliche Freistellung von Schuldverschrei­
bungen der öffentlichen Hand räumt dem Staat auf 
dem Kapitalmarkt eine Vorzugsstellung ein, die 
dann berechtigt ist, wenn die gewonnenen Mittel 
für Zwecke verwendet werden, die dem Staat eigen 

sind; sie nimmt aber den Charakter des Unmorali­
schen an, wenn die Mittel unmittelbar oder mittel­
bar in Unternehmungen des Staates fließen, die ein 
Geschäft betreiben, wie es Tausende von Staats­
bürgern auch petreiben. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 
Sehen wir von der Aufzählung weiterer Beispiele 

ab, so bleibt das Wissen, daß der Staat als besitz­
ergreifende Macht auch in den demokratischen 
Ländern immer wirksamer wird und daß er als ein 
sich selbst bescheidendes Organ der Zusammen­
arbeit immer mehr an Bedeutung verliert. Dieser 
Prozeß vollzieht sich, obwohl man gerade in 
Deutschland die Dämonie des alles beherrschenden 
Staates so schmerzlich erleben mußte. Hier stoßen 
wir auf die Tatsache, daß der gegebene soziale 
und politische Zustand eines Volkes den Umfang 
der staatlichen Einflußnahme bestimmt. Unser Be­
wußtsein ist noch zu sehr angefüllt von Vorstellun­
gen, die sich in der Vergangenheit gebildet haben. 
Vor allem ist in uns zu sehr die Meinung ver­
wurzelt, daß durch die moderne Technik, die neu­
zeitlichen Produktionsformen und die Größe des 
Bedarfs ein geradezu gesetzmäßiger Zwang zur 
Bildung von Monopolen und zur zentralen Len­
kung. des Wirtschaftsprozesses bestehe. Die sozialen 
Verhältnisse sind durch die Folgen des Krieges zu 
unterschiedlich, als daß sich jener freiheitliche 
Drang entwickeln könnte, die Dinge zunächst selbst 
in die Hand zu nehmen und den Staat erst zu 
rufen, wenn die Kraft der Betroffenen nicht mehr 
ausreicht. 

Als sich nach dem Krieg unser ganzes Leben in 
einem elenden Siechtum dahinschleppte, trugen die 
Menschen nahezu lautlos die Last der Zustände. 
Kaum aber waren nach der Geldreform in einem 
kraftvollen Anlauf die Tore zu einer lebendigen 
und organischen Entwicklung aufgestoßen, regte 
sich schon die Lust an der Macht, die - so erstaun­
lich das ist - in einem eigenartigen Zusammen­
hang mit dem Gefühl der Unsicherheit steht. Das 
Unbehagen über manche Schwierigkeiten des Le­
bens, die kurz vorher kaum empfunden wurden, 
weil die Existenzgrundlage selbst in Frage gestellt 
war, wurde zum Motor für zügellose Forderungen. 
Der Gruppenegoismus organisierte sich und begann 
wieder nach der Macht im Staate, dieser wunder­
tätigen Maschine, zu streben. Man hatte sehr rasch 
die Lehre der Vergangenheit vergessen, daß Macht 
immer größere Macht auslöst und daß die Macht 
der Gruppen, in den Staat hineingetragen, die 
Macht des Staates in einem unerträglichen Maße 
steigert. Die eine Dämonie ruft die andere herbei. 
Der Staat soll uns einerseits vor den Kräften ret­
ten, mit denen wir selbst nicht fertig werden, 
andererseits soll er uns die· Vorteile sichern, die 
wir ohne Hilfe nicht garantiert bekommen können. 
Als Resultat ergibt sich - so sagt der norwegische 
Bischof Eygrav in seinem bedeutenden Buch -
„daß der große Leviathan noch ein Stück Men­
schenleben schluckt und die Lebensbedingungen des 
Menschen noch unfreier macht". 

Dies waren im wesentlichen die Überlegungen, 
die mich veranlaßt haben, das Schreiben des Herrn 
Dr. Seeling an den Herrn Ministerpräsidenten sehr 

4 
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ernst zu nehmen, und im Grunde ist das nicht nur 
mir, sondern auch den anderen Kabinettsmitglie­
dern so gegangen. Was hat nun das Kabinett ge­
tan? Ich muß etwaigen Kritikern der Opposition 
durch einige Feststellungen etwas Wind aus den 
Segeln nehmen. Über die vollzogene Maxhütten­
Beteiligung zu sprechen, ist unrealistisch; denn das 
Hohe Haus hat mit geradezu überwältigender 
Mehrheit damals den von der Staatsregierung vor­
gelegten Vertrag gebilligt. Es könnte sich also nur 
darum handeln, ob es heute angebracht ist, dieses 
Aktienpaket im Staatsbesitz zu behalten. Wir kön­
nen das - Sie werden das zugeben - in dieser 
Sitzung und vor der breiten Öffentlichkeit nicht 
erörtern. 

Eine zweite Feststellung scheint mir wichtig zu 
sein. Schon vor einem. Jahr hat der Aufsichtsrat 
der Bayernwerke AG. einen Beschluß gefaßt, der 
dem Vorstand der Gesellschaft untersagt, Beteili­
gungen an anderen Gesellschaften zu erwerben. 
Dieser Beschluß fand die Zustimmung aller Mit­
glieder des Aufsichtsrats, die von der Staatsregie­
rung in diesen Aufsichtsrat entsandt sind. Ich bin 
davon überzeugt, daß mein· Kollege Zietsch mit 
aller Energie darauf hinwirken wird, daß sich der 
Vorstand der Gesellschaft _an diesen Beschluß hält. 

(Abg. Bantele: Hoffen wir es! - Abg. 
Dr. Lacherbauer: Oder fristlose Entlassung!) 

Eine weitere Feststellung darf ich treffen: Das 
Bayernwerk hat das Angebot des Herrn Flick, eine 
Grube zu erwerben, .nicht angenommen, weil der 
Aufsichtsrat de;r Gesellschaft so vernünftig war, 
eine Ausdehnung des Geschäftsbetriebs in die Ur­
produktion aus den verschiedensten Gründen ab­
zulehnen. Wiederum waren die Mitglieder der 
Staatsregierung, die im Aufsichtsrat der Gesell­
schaft vertreten sind, damit einverstanden. 

Was schließlich die Amperwerke betrifft, so hat 
der Ministerrat beschlossen und den Beteiligten 
mitgeteilt, daß weder der bayerische Staat selbst 
noch das Bayernwerk an einem Erwerb des AEG­
Aktien-Pakets an den Amperwerken interessiert 
ist. Inzwischen ist ja auch der Verkauf an eine 
private Gruppe vorgenommen worden. 

Ich darf also zu diesem Komplex der Interpella­
tion, die ich für außerordentlich nützlich und wert­
voll halte - ich werde nachher noch darauf zurück­
kommen-, zwei Dinge feststellen. Es ist nicht so, 
als ob in der bayerischen Staatsverwaltung keine 
Kräfte vorhanden wären, die nicht eine Aus­
dehnung der Unternehmerfuriktion des Staates 
wünschten. Es handelt sich dabei um kenntnis­
reiche, zuverlässige und absolut anständige Be­
amte. Diese Beamten fühlen sich eben als Besitz­
wahrer und Besitzmehrer des Staates. Das ist an 
sich ein gutes Zeichen für diese Beamten. 

(Zuruf: Nein, nein!) 

Es darf aber nicht so sein, daß ein Ministerial­
dirigent Wirtschaftspolitik im großen Umfange 
macht. 

(Sehr richtig!' in der Mitte) 

Ich darf eine weitere Feststellung treffen: Es ist 
aber auch nicht so, als ob man diesen Kräften freies 
Spiel ließe. Die Staatsregierung hat in all den Fäl­
len, die ich aufgezeigt habe, eingegriffen; ich darf 
mich wohl in Übereinstimmung mit den übrigen 
Mitgliedern der Staatsregierung fühlen, wenn ich 
Ihnen sage, daß sie nur den Wunsch haben, die 
Aufgaben zu erfüllen, die dem Staat zukommen, 
und die Hilfe des Staates mir dann zu leihen, wenn 
Private oder Körperschaften nicht in der Lage sind, 
eine Aufgabe, die nun einmal erfüllt werden muß, 
auch zu übernehmen. Die Staatsregierung weiß 
sehr genau, daß wir das vom Steu'erzahler herein­
geholte Geld bei Gott für andere Dinge notwendi­
ger haben als für Staatsbeteiligungen. 

(Sel1;r richtig! rechts und in der Mitte) 
Nun muß ich aber noch zu einer Forderung 

unseres Herrn Kollegen von Knoeringen Stellung 
nehmen, die vorhin schon vom Herrn Kollegen 
Dr. Baurrigartner erwähnt worden ist. Herr von 
Knoeringen nat nämlich am Schluß seiner Rede 
den Satz ausgesprochen: „Wir hoffen, daß der 
bayerische Finanzminister in seiner Etatrede auch 
die Richtlinien einer wirtschaftspolitischen Ent­
wicklung in Bayern geben wird." Er ist also der 
Auffassung, daß die Richtung der wirtschafts­
politischen Maßnahmen in unserem Land durch 
den Finanzminist€r bestimmt werden muß. Ich war 
keineswegs überrascht, als ich dies hörte. Es ist 
dies eben die alte sozialistische Vorstellung, daß 
die Wirtschaft über die Investitionspolitik des 
Staates gelenkt und beherrscht werden muß, die 
da" zum Ausdruck gekommen ist. 

(Beifall in der Mitte und. rechts!) 
Von dieser Vorstellung hat sich Herr Kollege von 
Knoeringen noch nicht befreien können, obwohl er 
in manchen Teilen seiner Rede über die alte marxi­
.stische Doktrin hinausgewachsen ist 

(Abg. Dr. Baumgartner: In Bayern!) 
und sich an die Seite meines verehrten Vorgängers 
Dr. Zorn und meines Kollegen Dr. Schiller aus 
Hamburg, mit dem ich mich freundschaftlich ver­
bunden fühle, gestellt hat. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Zunächst in Bayern! 
- Heiterkeit) 

Wie liegen die Dinge aber nun in Wirklichkeit? 
Ich sehe sie viel unkomplizierter, als es offenbar 
unser Herr Kollege von Knoeringen tut. Ich habe 
mir deshalb überlegt, ob es sich nicht um einen 
lapsus linguae bei ihm gehandelt hat. Ich sehe die 
Dinge so: Jedes Ressort schafft durch seine Ver­
waltungsakte und durch seine gesetzgeberischen 
Vorschläge wirtschaftliche Tatbestände. Selbst der 
Justizminister ist davon nicht ausgenommen. Wenn 
zum Beispiel eine Änderung des Genossenschafts­
gesetzes dahin vorgeschlagen wird, daß die Kon­
sumvereine auch an Nichtmitglieder verkaufen . 
dürfen, so liegt darin nicht nur eine Änderung der 
rechtlichen Substanz der Konsumvereine als Ge­
nossenschaften, sondern es liegt darin auch eine 
weittragende ökonomische Bedeutung, die zum 
Beispiel vom Einzelhandel als mittelstandsfeindlich 
bezeichnet wird. 

(Richtig! in der Mitte) 
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Und der Agrarminister? Daß er schwerwiegende 
·wirtschaftspolitische Funktionen ausübt, kann 
ernstlich nicht bestritten werden. Wenn der Herr 
Bundeslandwirtschaftsminister zum Beispiel zur 
Zeit ein Gesetz vorlegt, das bei der Herstellung von 
Margarine die Beimischung von Raps und Rübsen 
verlangt, und wenn er in einer dieser Gesetzesvor­
lage auf de~ Fuß folgenden Verordnung die Fest­
setzung bestimmter Preise für Raps und Rübsen 
fordert, so regt er den Gesetzgeber zu einem gesetz­
geberischen Akt an, der es dem Landwirtschafts­
minister erlaubt, nicht nur die Anbaufläche von 
Raps und Rübsen zu halten, unter Umständen so­
gar zu erweitern, sondern auch auf den Preis der 
Margarine Einfluß zu nehmen. Nebenbei bemerkt: 
Wird dann der Preis der Margarine zufällig höher, 
und die Konsumenten machen ihrem Ärger Luft, 
dann schlägt er unschuldig die Augen nieder und 
erklärt mit einem bedauernden Klang in der 
Stimme: Da müssen Sie zum Wirtschaftsl'ninister 
gehen; der ist für die Preise zuständig. 

(Heiterkeit) . 
Daß schließlich steuerpolitische Akte wirtschafts­

politische Folgen weittragendster Bedeutung haben 
können, liegt ebenso auf der Hand wie die Tat­
sache, daß zum Beispiel auch dem Arbeitsminister 
wirtschaftspolitische Funktionen zukommen, weil 
eben Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik in einem 
sehr engen Verhältnis zueinander stehen. 

Es gibt also kaum ein Ressort, das nicht zumindest 
gelegentlich wirtschaftliche Sachverhalte schafft und 
damit Wirtschaftspolitik treibt. Das Entscheidende 
ist, daß diese Wirtschaftspolitik von einer einheit­
lichen Konzeption getragen ist, daß sich also Wirt­
schaftspolitik im ganzen gesehen in weitem Um­
fange als eine Koordinierungsaufgabe darstellt. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr richtig! -
Zustimmung in der Mitte.) 

Daß diese Koordinierungsaufgabe nicht vom Fi­
nanzminister erfüllt werden kann, liegt nicht nur 
im Wesen seines Geschäftsbereichs, sondern auch in 
der alten Erfahrung, daß das Ziel der Wirtschafts­
politik, nämlich die Wirtschaftsstabilität, nicht durch 
die Geldpolitik allein und erst recht nicht durch 
d~e fiskalische Finanzpolitik erreicht werden kann. 

(Sehr gut! bei der CSU) 

Unser verehrter Herr Kollege von Knoeringen 
hat bei der Beratung über den Beirat, der beim 
Herrn Ministerpäsidenten zur Ausarbeitung von 
Richtlinien für den Landesentwicklungsplan gebil­
det werden soll, sehr schön gesagt, daß er die ganze 
Staatsregierung als ein Aufbauministerium be­
trachte. Ich teile diese Auffassung, weil jeder Res­
sortminister mithelfen muß, die Aufgaben zu er-
füllen, die uns gestellt sind. · 

Da dte große Wirtschaftspolitik im Bund gemacht 
witd ...:__wir können das nicht leugnen, und wir kön­
nen es auch nicht ändern ----:, 1bleibt ·für ·eine bayeri­
sche Wirtschaftspolitik im ökonomischen Bereich 
nur eJnes ÜJbrig: die Anstrenigung, die Wirtschafts­
kraft unseres Landes zu erhalten und zu stei..g.ern. 
Auf diese ein:liache Formeil. gerbracht; können wir 

dtie <Dinge a1bmessen, die wir ·zu «~rledi,gen ha.ben. 
Wenn wir zum Beüspfol für das G.renzland einen 
sehr schönen Plan ausarbeat·en, um zu sehen, was 
noch al1es zu tun und ru machen ist, dann wird 
dias ·ein sehr interessantes Werk - Herr Kollege. 
Dr. Baumgartner würde sagen: eine Doktorarbeit. 
D!i!e Verwirklichung ·ciieses Planes ist ;aiber nur mög­
liich, wenn alle Ressorts zusammenhelfen. In erster 
Linie .geihört natürlich der F·inanzminister dazu; 
denn ·er muß ja wissen und siehen, wie er die not­
wendigen Mittel bexeitstellen kann. Dii:ese Dinge 
sind im großen gesehen eine Sach·e der ibereitzu­
steUenden Kredite. 

Die Interpellation ihat sich auf die Kredite be­
schränkt, die aius bayerischen Etatmitteln gegeiben 
worden siind. Der Herr Finanzminister ihat eine 
einwandfreie und eindeutiige Antwort gegeben. Ich 
könnte Ihnen nun etwas sagen über die übrigen 
Kredite, die Bundeskreditprogramme. Ich könnte 
Ihnen - ich harbe die Unterlagen hierfür zur Hand 
- Ziffern darüber nennen, wie hoch unser An­
teil an den vom Bund gegeibenen Kredite_n des 
GARIOA-, ECA-, Marsha!llplan- und Arbeitsbe­
schaffungsprogvamms igewes·en sind. Unser Anteil 
beträgt 15,9 Prozent. Zur Bern1hiig1Ung des Herrn 
Kollegen Dr. Baumg.artner darf ich sagen, daß un­
s·er Anteil am westdeutschen Sozialprodukt 16 Pro­
zent beträgt. Mit den 15,9 Prozent bin ich aber 
nicht zufrieden, weil wir zusätzliche Belastungen 
haben, die -auch eine zusätzliche Hilfe rechtfert1gen 
wüvden. Ich will Sie j·edoch mit diesen Ziffern 
nicht behel!l:iigen. 

Zum Schliusse möchte ich I<hnen folgendes S'agen: 
Wir haben in Bayern unser Möglichstes getan, die 
Schwierigkeiten, die sich aus dem Kriege für unser 
Land ergeben haben, zu meistern. Daß da.bei nicht 
immer alles hu;ndertprozentig ge:n,au gemacht wer­
den -konnte, muß für j·eden vernünftigen Menschen 
klar sein. Wenn bei den Staatsbürgsehaften und den 
E::r·editen, dfüe der Staat >g·eigeiben hat, Ausfälle zu 
verzeichnen sind, dann über.sehen Sie bitte nicht, 
daß das nicht nur dem Staat passiert. Ich wollte, 
Sie hätten einmi;il die Möglichkeit, dn einem Groß­
bankinstitut festzuste[len, wie hoch de·r Prozentsatz 
der Ausfä11e bei g1egetbenen Krediten ist. 

{Sehr gut!) 
Sie würden die F·eststellung mach,en, daß dies·er 
Prozentsatz vielleicht etwas unter dem unseren 
liegt, daß er aber an unseren Prozentsatz sehr nahe 
herankommt. Deshalb sollte man, glaube ich, die 
Diskussion über die Interpellation, die ich f.ür sehr 
nütZJlich halte, so führen, daß nicht dias eintritt, was 
Herr Kolleg.e Dr. Baumg.artner bezüglich der Film­
bürigschaften gesaigt hat. Er hat erklärt: „•Da gibt 
es gewisse hintergründige Interessenten, dte das 
größte Int•eress·e daran haben, daß Skandal auf 
Sl~andal ·erscheint, weil sie dann iihre Geschäftchen 
machen und iihre Schäifchen scheren können." Wir 
in Bayern haiben keinen Anlaß, uns :pu fürchten. 
Wir haberi versucht, ovdentlich und vernünfttg zu 
arb~iten. Wenn dabei .gelegentlich etwas daneben­
gegangen ist, meine Damen und Herren, hängt das 
mit der Unvolfäommenheit der Menschen und mit 
der Unvollkommenheit der Systeme zusammen;'·-

(Starker Be.if:;:ll links und in der Mitte) 
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Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
ist ·geme1det der [Herr Abgeordnete Dr. Sturm. Ich 
erteile füm das Wort. -

G1e.ichzeitiig .gebe ich ibekannt, daß die Redner­
liste zur Zeit 15 Namen um:fiaßt. 

Dr. Sturm (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst die Feststellung 
machen, rdaß die InterpeUation .in Zif:ßer 1 a und b 
:genau dasse1be willl., was ich mit meinem ;in der 
Plenarsitzung vom 6. September 1951 eü11g.ebrach­
ten Antrag zu erre!i.chen versuchte, nämlich Auf­
schluß zu erhalten, •erstens üiber di!e Gesamthöhe 
der hewiilUgten Kredite und iülbernommenen Bürg­
schaften, zweitens den ·stand iihrer Inanspmch­
nahme und drittens die dafür haftenden Sicher­
iheiten. Mein Antrag fand indes leilder keine Ge­
genld:ebe und wurde aibge1ehnt. 

Wir von der Bayernpartei wofüen oihne weiteres 
zugeiben, daß uns dd!e Interpelbation als solche zu­
nächst nicht unsympathisch und nicht unerwünscht 
war und •auch unseren 1ungeteä.lten Beid:all •gefunden 
hätte, wenn wir nicht durch die sogenannte Be­
gründung des Herrn Kollegen von Knoeringen 
ed.nes andeven belehrt worden wären; sogenannt 
desweg.e.n, weil uns•erer Ansicht nach diese Begrün­
dung md.t der S1ache selbst gar nichts zu tun hat. 
Damit wurde uns vielmehr nur der Beweis geliefert, 
id!aß die de!l' InterpeHation zugrunde Hegenden Fra­
gen der Interpellantin selbst mehr oder minder 
vollkommen g1e1ichgültig zu sein sche.inen, es d!hr 
vielmeihr nur ermöiglichen und :ihr den äußeren 
Vo•rwand dazu lie:ßern sollten, von der Redner­
trihüne dieses Hohen Hauses aus ·ed.nen akademi­
schen Vortrag iiiher söziaMemokrati:sche Wirt­
sch1aftspolitik ·zu 'halten. Ich g·eibe ohne weiteres zu, 
daß . diese Ausführungen eines gewissen Niveaus 
nicht entbehrten und für uns, dte wir allerdings 
konträrer Ansicht sind, J.nsofern iüiberaus J.ehrreich 
und interessiant waren, als wir nunmeihr •aus be­
rufenstem Munde bestäti!gt erhielten, was wir zwar 
schon lang·e wissen, was man aber immer wieder 
zu bestreiten ve!l'sucht hat. Darüber kann a.uch die 
Ziffer 3 1der Interpellation nicht mehr hinwegtäu­
schen, id1e hei unbefangenen Gemütern offenbar 
den Anschein erwecken soll, •als ob nunmehr auch 
die SPD unter die Wirtschafts[füe11alisten gegangen 
sei und für die Be1ange der freien Wirtschaft ein­
trete .. Immerhin gab es einige Leute - ich WE;iß 
es aus einer Diskussion, die d.ch spez~ell di!eserhalb 
in Bamiberig führte -, die gilau1bten, ·aus der Zif­
fer 3 diese Folgerrunigen z:iehen zu können. Ich hoffe 
aber, daß diese Leute auf Grund der zwischenzed.t­
lichen Ausiführung·en ednes besseren belehrt wur­
den. Wenn auch Herr von Knoeringen die Fern­
ziele des Staatssozialismus und Staatskapitalismus 
weit von sich weist und v:ielleicht für sich persön­
lich· ableihnt, so steiht doch fest, daß am Ende des 
von der Sozi1a1demokrat-ie e.ingeschlaigenen Wegs 
Staatssoztalismus iund Staatskapitalismus stehen 
werden. 

Damit es aber nicht so weit kommt, werden wir 
gerne von der der Opposition erteilten Empfeh­
lung Gebrauch machen, die da lautet: Es ist beson­
ders die Auf1giaibe der Opposition in einem Parla-

ment, dd.e Kontro11e aus:zruüben und mit dem-Finger 
auf dd.e Entwicklung zu zeigen, wenn sie glaubt, 
daß die persönlich·e Freiheit durch diese Entwick­
:1.unJg bedroht ist. Gerade durch die äm Geg·ensatz 
zu unse;rer Wd.rtschiaftsauffass:img stehenden son­
stigen Ausführungen des Herrn Kollegen von Knoe­
rJ.ngen bestärkt, werden wir in Zukunft noch mehr, 
als dies bisher schon der Fall war, die Maßnahmen 
der Sta.atsregierung unter die Lupe und Kontrolle 
nehmen, ne quiid det:vimenti oapiat res puibliica. 

(Beifall ibei der BP und einem T·eiil der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter das 
Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Geislhöringer. 

(Zuruf von der SPD: Auf geht's! -
Abg. Dr. Geislhöringer: Ich danke für die 

freundliche Begrüßung!) 

Dr. Geislhfüinger (BP): Meine Damen, meine Her­
ren! Als mir im Dezember, ich glaube, es war noch 
vor dem Christkindl, die Interpellation der SPD vor 
Augen kam, habe ich mich zuerst einmal gefragt: 
Was will denn die SPD da eigentlich? Ich habe mir 
verschiedene Fragen vorgelegt - es war eben vor 
der Begründung, die der Herr von Knoeringen der 
Interpellation gegeben hat -, die ich mir nicht 
hätte vorzulegen brauchen, wenn ich die Begrün­
dung gekannt hätte. Ich habe mir gesagt: Will jetzt 
die SPD mit dieser Interpellation die CSU schützen 
oder den Herrn Vertreter der CSU im Finanz­
ministerium, den Herrn Staatssekretär Ringelmann?. 
Ich habe mir gesagt: Dazu hat die SPD wahrschein­
lich, so nett die Leute sonst manchmal sein mögen, 
wenig Anlaß. Oder will sie sogar den Finanzmini­
ster schützen? Dazu hätte s'ie wahrscheinlich noch 
weniger Anlaß gehabt. Oder - dieser Gedanke hat 
sich in mir verdichtet, als ich vorgestern die Aus­
führungen des Herrn von Knoeringen hörte - soll 
das vielleicht schon im Jahr 1953 eine Wahlpropa­
gandaeinleitung sein? 

(Abg. Dr. Baumgartner: Jetzt sind. wir der 
Sache schon näher!) 

Schließlich erinnert das~ das habe ich vorige Wo­
che im Wirtschaftsausschuß ausgeführt - an die 
Politik des „Haltet den Dieb!". Denn in den letzten 
Wochen und Monaten haben wir wiederholt ähn­
liche Dinge behandelt; ich erinnere nur an die 
Filmskandale oder - wie der Herr Kollege 
Dr. Franke gesagt hat - an den Filmsaustall. 
Wenn wir das gesagt hätten, wären wir wahr­
scheinlich zur Ordnung gerufen worden. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr richtig!) 
Da habe ich gesagt: Hat die SPD vielleicht geglaubt, 
die Geschichte mit den Filmskandalen müssen wir 
jetzt in die Hand nehmen, weil die Leute sonst 
glauben, wir merken nicht, daß da Millionen von 
Mark verschustert worden sind, und wir sind doch 
die berufenen großen Hüter der Masse der Steuer­
zahler, nicht die Bayernpartei. 

Aber die Begründung, die ich vorgestern gehört 
habe, ist eine ganz andere. Ob sie nun wahr und 
die wirkliche Begründung ist, lasse ich dahinge­
stellt. Man hat ei:: nur so gesagt, daß ausgerechnet 
die Vorwürfe, die im Wirtschaftsbeirat der CSU 
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gegen die CSU, gegen Herrn Dr. Ringelmann er­
hoben worden sind, die SPD auf den Plan gerufen 
hätten. Das mutet merkwürdig an. Denn wogegen 
hat man denn Vorwürfe erhoben? Gegen den 
Staatskapitalismus, den Herr Dr. Ringelmann nach 
diesen Behauptungen in den letzten Jahren beson­
ders gepflegt hat. Nun hat sich aber Herr von 
Knoerirrgen gerade vom Staatskapitalismus und 
den Tendenzen entfernt, die da bekanntgeworden 
sind und gegen die man angelaufen ist. Er will den 
Staatskapitalismus gar nicht fördern. 

Nun war etwas besonders interessant, was ich 
zufällig gestern abend noch gelesen habe. Wir hör­
ten in der letzten Zeit so verschiedene -Ismen, die 
am Anfang mit Neo- verbunden sind; wir hören 
vom Neofaschismus, wir hören vom Neonazismus, 
vom Neomerkantilismus. Und nun ist mir gestern 
der Gedanke - dafür haben die Ausführungen des 
Herrn von Knoeringen schon den ersten Anstoß 
gegeben - von einem Neomarxismus gekommen. 

(Heiterkeit und Beifall rechts) 

Da geschehen doch noch Zeichen und Wunder; Wenn 
· man noch vor wenigen Jahren zu sagen gewagt 

hätte, ein ausgesprochener Marxist rückt jetzt vom 
Marxismus ab, dann hätte man erwidert bekom­
men: Der Mann weiß nicht, was wir wollen, der 
versteht uns nicht. 
· Nun lese ieh aber gestern in der „Frankfurter 
Allgemeinen" unter der Überschrift „Nölting:" -
also unverdächtig - „Der Marxismus ist überholt". 
Ausgerechnet am Montag abend - die Begründung 
der Interpellation hat der Herr von Knoeringen am 
Dienstag gegeben; ich weiß nicht, ob er da die Aus­
führungen von Herrn Nölting schon gekannt hat -
hat Herr Nölting in Duisburg die Schaffung einer 
dem 20. Jahrhundert entsprechenden Ges.ellschafts­
ordnung gefordert, die zur inneren Gerechtigkeit 
und sozialen Befriedung führe. Aber nun hören und 
staunen Sie: Der Marxismus sei nicht mehr in der 
Lage, im 20. Jahrhundert die Grundlage für diese 
neue Ordnung der Dinge zu geben. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Wer dann?) 

„Der Marxismus liefere der Partei nicht das fertige 
Rezept für die Lösung der/gegenwärtigen und künf­
tigen Probleme." 

(Hört! rechts) 

Auf eine ähnliche Note war noch am Dienstag die 
Rede des Herrn von Knoeringen abgestimmt. Aller­
dings muß ich sagen, die Begründung, die Herr 
von Knoeringen der Interpellation gegeben hat, hat 
zu der Interpellation gepaßt wie die Faust aufs 
Auge. Denn sie hat zum Teil in schwülstigen Gene­
ralien und allgemeinen Redewendungen und Ge­
meinplätzen von der Macht des Staates und der 
Macht der Organisation gesprochen, die man etwas 
eindämmen müsse. Was aber das mit den Staats­
bürgschaften und den Staatskrediten zu tun hat, 
ist mir nicht ganz klar. Ich bin zwar auch nicht 
ganz auf den Kopf gefallen, aber das habe ich noch 
nicht herausgekriegt. 

(Heiterkeit) 

Nun fragen die Herren Interpellanten: Wie hoch 
belaufen sich die Staatsbürgschaften, die Kredite 
und Beteiligungen? Da frage ich mich: Haben · es 
die Herren Interpellanten von der SPD nötig, diese 
Frage in Forni einer Interpellation an ihren Fi­
nanzminister zu richten? 

(Sehr richtig! bei der BP) 

Was ist denn eine Interpellation? Eine Interpel­
lation ist eine feierliche öffentliche Anfrage an die 
Staatsregierung über wichtige Staatsangelegenhei­
ten. Meine Damen und Herren! Was die .Inter­
pellanten jetzt fragen, wird ihnen ihr Finanzmini­
ster wahrscheinlich längst gesagt haben; diese Auf­
stellung hätte er ihnen leicht geben können. Sie 
haben sie also nicht gebraucht. Ich habe schon ge­
sagt, ich kenne verschiedene Herren von der SPD, 
die mir persönlich und menschlich sehr sympathisch 
sind, und ich weiß, daß sie freundliche Leute sind. 
Aber so freundlich sind sie ja nun auch wieder 
nicht, daß sie die Interpellation eingebracht haben, 
damit wir von der Opposition von ihrem Finanz­
minister Material bekommen, das wir sonst nicht 
hätten. 

(Heiterkeit) 

Dieses Material haben wir aber auch nicht ge­
braucht. 

(Abg. Wimmer: Aber die Öffentlichkeit soll 
es wissen!) 

- Richtig, Herr Kollege. Deswegen hab~n wir ja 
immer die. Öffentlichkeit aufgeklärt, und das haben 
Sie und andere Herren - darauf werde ich noch 
kommen - immer zu verhindern versucht. 

(Abg. Dr, Baumgartner: Sehr richtig!) 

Und weil wir aufgeklärt haben und weil Sie ge­
merkt haben, das kann man nicht mehr vertuschen, 
haben Sie gesagt: Halt, 'das müssen wir auch tun, 
weil die Leute sonst glauben, wir wollen 'das ver­
decken. 

(Beifall bei der BP - Zuruf des Abg. Wimmer) 

Es ist die Frage gestellt: Welche Prinzipien liegen 
der Kreditpolitik der Staatsregierung zugrunde? 
Wenn man die Ausführungen des ~errn Finanz­
ministers gehört hat, so hat man eine ganze Litanei 
von Zahlen gehört; aber von Prinzipien habe ich 
nichts gehört. 

(Abg. Albert: Doch, doch!) 

- Dann haben Sie hellhörigere Ohren. Zum Teil 
hat der Herr von Knoeringen ganz nette Ausfüh­
rungen darüber gemacht, daß man kaum glauben 
könnte, sie sind von einem SPD-Mann. Es handelt 
sich um die Frage des Staatskapitalismus. Das Wort 
Staatskapitalismus ist kein neues Wort, das erst 
nach 1945 · entstanden ist. Der Staatskapitalismus 

. hat bei uns in Bayern und im Reich, im alten Reich, 
im Zweiten und im Dritten Reich, schon eine große 
Rolle gespielt. Ich darf die ältere Generation er­
innern: Nach 1918 war es ein sehr wichtiges Schlag­
wort. Und es war nicht bloß ein Schlagwort, son­
dern der Staatskapitalismus ist nach '1918 von der 
SPD im Reich und in Bayern auch sehr kräftig an­
gewandt worden. Das waren die Anfänge des 
Staatskapitalismus. Wir haben gehört, was· in-

5 
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zwischen auf diesem Gebiet schon geleistet worden 
ist. In einer vor kurzem veröffentlichten Statistik 
haben wir gesehen, daß die öffentliche Hand nach 
1946 nicht weniger als 171/2 Milliarden investiert 
hat also reiner Staatskapitalismus! Wir haben 
gestern gehört, daß Bayern. seitdem 239 Mil~io:r:en 
in staatskapitalistische Unternehmungen hmem­
gesteckt hat, und zwar sind es im wesentlichen 
folgende Gebiete, die der Staat mit diesen Mitteln 
befruchtet und auf die er sich geworfen hat. Da 
ist zunächst die Energiewirtschaft, der Wohnungs­
bau, es ist der Film und es sind noch ein paar 
Kleinigkeiten, zum Beispiel der Schulbuchverlag. 

Daß der bayerische Staat sich in der Energiewirt­
schaft beteiligt hat, mag zum Teil seine. guten 
Gründe haben, wenn er auch hier zum erheblichen 
Teil weit über das Ziel hinausgeschossen ist. Das 
muß ich aber doch sagen: Wer die Geschichte der 
Energiewirtschaft kennt und ihre Entwicklung -
sie ist ja noch nicht so alt, sie geht erst auf die 
neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts 
zurück -, der weiß, daß am Anfang die Privat­
wirtschaft die Energiewirtschaft aus der Taufe ge­
hoben und das Kind mit Risiken der Privaten auf­
gezogen hat. So erinnere ich mich daran: Als in 
den neunziger Jahren diese Frage in Schwaben 
akut wurde und eine Frankfurter Firma sich er­
bot, in Schwaben ein großes Elektrizitätswerk zu 
bauen und für das Stromnetz zu sorgen, da erklärte 
der bayerische Staat, eigentlich müßte der Staat 
das in die Hand nehmen. Aber er hatte damals 
weder den Wagemut noch das Geld. Es war ein 
Herr Kasimir - wir hatten damals noch keine 
Oberste Baubehörde, aber im Innenministerium 
saß eine kleine wasserbauwirtschaftliche Abtei­
lung -, der damals meinte: Lassen wir das den 
Frankfurter Juden, die sollen sich die Finger ver­
brennen, das ist uns viel zu riskant. Die haben es 
dann gemacht. 

So ging es nicht nur in Schwaben. In ganz Bayern 
und im Reich hat damals die Privatwirtschaft das 
Risiko übernommen. Erst als sie das Risiko durch­
gehalten und Millionen hineingesteckt hatte, ~am 
der ·Staat darauf, daß man ein Geschäft daraus 
machen kann. Er hat sich dann auf die Energie­
wirtschaft geworfen, aber nicht immer zum Segen 
der Wirtschaft; denn ein Geschäft hat der Staat 
in der Regel nicht gemacht. Auch hier hat sich er­
wiesen, was sich immer gezeigt hat, wenn der 
Staat etwas in der Wirtschaft treibt: Das kostet 
die Wlrtschaft erhebliches Geld, es kostet auch den 
Steuerzahler Geld; aber der Staat bringt dabei 
nichts heraus. · 

(Abg. Wimmer: Ein klein bißchen waren 
auch die Kommunen beteiligt!) 

Ganz recht, Herr Kollege; aber nur da, wo es 
am ungefährlichsten und am billigsten war, wo 
man Geschäfte machen konnte. In einer Großstadt 
wie München oder Nürnberg ein Elektrizitätswerk 
oder die Elektrizitätsversorgung aufzuziehen, das 
ist kein Kunststück, das macht jeder Installateur, 
weil an jedem Kilometer Leitung Tausende von 
Abnehmern sitze!}.. Da bringt man den Strom los. 

Aber über Land, da sollte es mal ein Oberbürger­
meister versuchen, auf dem großen Gebiet, da wäre 
er gar bald pleite. 

(Abg. Wimmer: Das ist ·auch nicht unsere 
Aufgabe!) 

- Richtig, aber da haben sie sich hineingemischt. 

(Abg. Wimmer: Das machen die Kommunen 
seit der Jahrhundertwende!) 

Da hat man die Rosinen aus dem großen Kuchen 
der Elektrizitätsversorgung herausgenommen und 
den anderen die Überlandversorgung überlassen. 

(Zuruf des Abg. Wimmer) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich bitte, den Red­
ner nicht dauernd zu unterbrechen. 

Dr. Geislhöringer (BP): So steht es also mit der 
Elektrizitätsversorgung. Ich will nicht weiter· dar­
auf eingehen; denn sonst müßte man manches Un­
angenehme für den bayerischen Staat sagen. 

Ich erinnere mich noch sehr wohl, als 1920/1923 
das Bayernwerk.entstand, das Walchenseewerk, die 
mittfore Isar, die jetzt in einer Aktiengesellschaft 
zusammengeschmolzen sind. Es waren lange Jahre 
Erwägungen, in welch,er Form man d:as aufziehen 
soll und schließlich hat der Staat das a!llein über­
no~men, und seitdem hat er eine falsche Energie­
politik ·in Bayern getrieben. Ich kann das aus 
eigenster Eirfahrung feststellen; denn eine ganze 
Refüe von Projekten, die heute noch nicht voll­
endet sind, waren schon in den zwanziger Jahren 
zwischen 1925 und 1930 im Plan vorhanden. Die 
Privatwirtschaft wollte sie ausbauen und hätte sie 
ausbauen können. Sie hat das Geld dazu gehabt; 
aibeT der Staat hat sie nicht ausbauen lassen. Da­
mals in den Jahren 1925 und 1926 sind uns ja die 
Millionen nur so angeboten worden. Ich muß schon 
-sagen, sd:e wären uns in den Mund geflossen, wir 
hätten bloß den Mund aufzumachen brauchen. 
Amerika, England, Holland und .die Schweiz haben 
uns die Millionen schon angeboten gehabt und die 
Privatwirtschaft hat sie zum Teil genommen und 
hätte weiter aufbauen wollen. Der Roßihauptener 
Speicher ist zum Beäsp!i.el, schon ein altes Projekt .. 
Er hätte damals g·ebaut werden können. Warum 
hat man das nicht gemacht? Weil das Bayernwerk 
und der bayerische Staat gesagt haben: Das ma­
chen wir, das macht nicht die Privatwirtschaft. Was 
ist herausgekommen? Ich erinnere mich daran, als 
wär in den zwanziger Jahren in Augsburg das dor­
tige ganz veraltete Dampfkraftwerk erweitern 
wollten, da hat uns das Bayernwerk gesagt: Was 
wollt ihr denn mit einem Dampfkraftwerk? Was 
kostet euch der Strom, wenn ihr ein Dampfkraft­
wel'k baut? Der kostete soundsoviel. Daraufhin hat 
uns das Bayernwerk den Strom zu diesem Preis 
gegeben, aiber nur solange, als es .Stromüberschuß 
hatte. HeTnach sagte man: Wir hahen jetzt keinen 
Strom mehr. Und wir hatten kein ausgebautes 
Dampfkraftwerk. Erst 1940, während des Krieges, 
mußten wir nachholen, was das BayeTnwerk ver­
hindert hatte. Das war nur ein Fall. Das ist also 
kein Ruhmesblatt für den bayerischen Staat, wenn 
er sich in d~e Enel'giewirtschaft eingemischt hat; er 
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hat mehr gebremst, als er zur Entwicklung bei­
getragen 'hat. 

(Zuruf von detr SPD: He1U.te ist das anders!) 

- Darauf komme ich noch. Jetzt sagt man freilich: 
Jetzt sollt ihr es machen. 

Nun zu deT Frage der Wohnungsbauwirtschaft. 
Auch das ist natürlich. Warum muß der Staat ein­
springen? Weil die Privatwirtschaft das Geld nicht 
auförrl.ngen kann und weil sie es, wenn sie es auf­
bringen könnte, nicht verzinsen kann. Wenn man 
eine falsche Wohnungsbaupolitik und eine falsche 
Wohnungsmietpreispolitik treibt, w:i.e es dd.e SPD 
seit 19.46 macht, d:ann braucht man s1ich nicht zu 
wundern, daß man keine Wohnungen hauen kann. 
Früher htat die Privatwirtschaft Wohnunge:p. g·e­
b:aut, und Wohnungen wairen dm ü1berfl.uß vorhan-
den. · 

'(Aibig. Wimmer: Vor 1914!) 

- Herr KoUege Wimmer, ich kann mich noch er­
innern, daß ·es damals vieJe Schilder gab: Wohnung 
zu vermieten! Das ih:at die Privatwirtschaft gemacht, 
und heute J.mnn sie es nicht mehr machen, weil 
die SPD daigeg1en ist, daß die Mieten aud: die Höhe 
gesetzt werden, die notwendig ist, um bauen zu 
können. 

(Seh!r richtig! bei der BP) 

Und was ist de·r Erfolg?' Bauen müssen wir, und' 
der Staat baut. Und wer trägt die Mieten, die nicht 
gezahlt werden? Die trägt der Steuerzahler. Wir 
zaihlen also demjenigen, der hecite in eine Neubau­
wohnung hineingeht,. aus unserer T:asche die Miete, 
weil man nicht den Mut hat, den Preis so fest­
zusetzen, w[e er heute notwendig wäre. Was hat 
man im vorigen Jahr für ein Theater gemacht mit 
den 10 !Prozent Erhöhung! Man weiß, daß der Bau­
index über 300 liegt, daß die Reparaturen über 
dem Dreifachen liegen, d:aß die Hal\lS- und Grund­
ste'Ll!e•r das 'Dred.fache beträgt. Aber be·i den Mieten, 
da sagt man, es genügen 10 Proz;ent, und es hat 
ein J1ahr gedauert, Ibis die 10 Prozent gewährt wur­
den. Man hat dem Hausihesitzer noch den Vorwurf 
gemacht: dieser Ausbeuter zieht jetzt seinem Mieter 
das Gel!d aus der Tasche. So hat man dort gewirt­
scl:raftet und in der Öffentlichkeü diskutiert. 

Man hat auch sonst stets Geschäfte gemacht, die 
wirklich falsch waren. Wir haiben neulich den 
Schulbuchverlag behandelt. Hier hat der bayerische 
Staat 21/2 Millionen aus Steuermitteln hineinge­
schustert. Und dann sagt man - das ist geradezu 
grotesk -: Seiht, wie billig wir die Schulbücher 
herstellen! D:as kann die :Privatwirtschaft nkht. 

(Zuruf von der SPD: Die Kinder haben 
1946 SchuJ..bücher gebraucht!) 

- Die brauchen die Schulbücher auch heute, aber 
man muß für die Schulbücher genau so den Preis 
zahlen, der notwendig ist, wie man ihn für Stiefel 
zahlen muß, und man darf nicht dem Steuerzahler 
zumuten, daß er Ge1d draufzahlt. Das sind keine 
Vorzüge der StaatsWtirtschaft, wenn Sie billige 
Schru1Jbücher abgehen, und der Steuerzahler die 

Differenz tragen muß. Das ist keine Wirtschafts­
politik. 

(Zuruf: Wer Geld h:at; hat immer recht!) 

Nun sagt man, die Privatwirtschaft habe voll­
ständig versa.gt. Das ist mm das Unehrl.ichste, was 
man sich eigentlich leii.sten kann. Denn zuerst 
müßte man wissen, daß :im J:ahr 1945 die Privat­
wirtschaft vollständtg rusammengebrochen war. Als 
s~e schon aus dem letzten Loclr pfiff, da kam noch 
die Besatzungsmacht mit Zustimmung der staat­
iJ.d.chen Behörden in Bayern und später des Bundes 
Uilld hat die Privatwirtschaft noch •bis aufs Hemd 
aus1gezoigen und hat :ithr in Form von Steuern den 
le~zten Groschen weggenommen. In rigorosester 
Weise ihat man die Steuern weggenommen, und 
der Staat hat dias Geld gehabt und hat gesagt: Da 
seht jetzt die. :a·rme Privatwirtschaft! Das hat er 
gesagt, nachdem er sie ausgepowert hatte: Die hat 
j0etzt nichts mehr, aiber ich ha:be das Geld, ich habe 
es eingesteckt. 

(Zurufe von der SPD, unter anderem: Wer 
ist schuld, daß es so we:i.t gekommen ist?) 

- Ich spreche jetzt nicht von der Schuld, oder w~l­
len Siß mir vielleicht zusch0ieben - -

(Erneuter Zuruf von der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich bitte, sich mit 
den Zurufen etwas zu mäßigen. 

Dr. Geislhöringer {BP): Man hat weiter der Pri­
vatw[rtschaft wber auch sonst das Geld entzogen.­
Die Kapitalmarktpolitik stinkt zum Himmel. Und 
was hat man . sonst noch. gemacht? Der Aktionär 
gilt bei der SPD ja von vornherein als der Geier, 
der den anderen bloß das Geld wegnimmt, er gilt 
als Expropriateur, weil er sein Geld in die Aktien­
gesellschaft hineinzustecken wa.gt und so unver­
sch.ämt ist und für sein Geld auch noch Zinsei,1 
haben wiU. Das ist die Diffamierung der Dividende, 
die se.it Jahrzehnten planmäfüg von der SPD be­
trieiben wird. 

Man nimmt der Wirtschaft aber auch sonst Geld 
weg. Und da wundert man sich, daß unter diesen 
Umständen diie Geldbes.chaffung, die sonst be:i den 
Aktienig•esellschaften . üblich war - die Aktienge­
sellischaften brauchen Geld, weil sie 1945 alles ver­
loren haiben -, Schwierigkeiten macht, daß es kein 
Ge'Ld mehr gibt! Ist es möglich, daß nur eine e·in­
zige Aktiengesellischaft ihr Aktienk•apital erhöht? 
Das kann nur der Staat und das Bay"ernwerk. Das 
Bayernwerk hat sein Aktienkapital von 50 Mil­
lionen D-Mark auf 100 Millionen D-Mark erhöhen 
können; das Geld dafür haben die Steuerzahler 
aufgebracht. Aber sonst kann keine Aktiengesell­
schaft ihr Kapital erhöhen. 

(Zurruf von der SPD: Und die Zusammen-
legungen 1 : 1 ?) 

- Ich komme noch darauf. Man macht den Aktien­
g.esellschaften zwei Vorwürfe: Erstens den, daß sie 
so unverschämt sind, auf ein Gewinnstreben aus­
zugehen. Man sagt, das sind Profitjäger, die wollen 
bloß für ·die Kapitaliste:p. Geld haben. Und jeder 
Aktionär wird nur als der Mann an.gesehen, der 
vom Cou:ponschneiden Schwielen an den Händen 
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hat. Aber sonst sagt man: Ja, die Aktiengesell­
sehaften haben 1 : 1 zrus1ammenigelegt. Man vergißt 
aber doch eins: Die Aktiengese'llsch:aften haben 
eben seit Jahrzehnten eine vernünftige privat­
wirtschaftlii.che Politik getrieben mit dem Erfolg, 
d:aß sie seit J.ahrzehnten Reserven gehabt und sich 
gesund erhalten haben, rum eine solche Krise zu 
überstehen, weil sie sonst den ersten Krieg nicht 
übersfanden hätten. Das hat sich früher bekannt­
lich in den K1uTSen ausgedrückt. Es gab Aktien, die 
auf 300 und 400 Prozent und mehr standen. Darin 
war ausgedrückt, daß Reserven bestanden. Wenn sie 
nun heute zum großen Teil 1 : 1 zusammengelegt 
haben, dann bedeutet das nur eins: daß die Aktien­
gesellschaften :ihre Reserven hineingebuttert haben. 
Sie sind heute ohne Fett. Es kommt herute gar nicht 
dar.auf an, was Sie auf eine Aktie schreiben, ob 
Sie sagen, die Aktie lautet ).l.Uf 1000 DM, sondern 
es kommt nur darauf an, welcher Anteil am Ge­
samtvermögen besteht. Man könnte es genau so 
machen wie bei den Kuxen, daß man sagt, bei 
einem Aktienkapital von 10 Millionen . soll eine 
Aktie von 1000 DM mit dem zehntausendsten Teil 
bewertet we~den. Ob Sie · 1000 DM oder 500 DM 
oder 2000 DM d:araufschreiben, spielt gar keine 
Rolle. Das sind Äußerlichkeiten. sie wissen ganz 
gen.au, daß das nichts bedeutet. Aber nach außen, 
der weniger urteilsfä!hti.gen Masse gegenüber wirkt 
es immer, wenn man sagt: Die müssen wieder 
ihr ganzes Kapital haben, die wollen jetzt sogar 
4 Prozent Dividende verteilen. 

(Zuruf von der SPD) 

- Daran sind aber die Aktiengesellschaften gewiß 
nicht schuld, Herr Kollege. - Ed.ne andere Mög­
lich.k!eit der Ge1dbeschaffunig, die es früher gab, 
waren dii:e ·Anleihen. iDie Prd.vatinCLustrie hat vor 
einigen Jahren versucht, eine sechseinhalbprozen­
tige An1e;iihe herausZJubring·en, s 0ie hat aber im all­
gemeinen Schiff:bruch erlitten. Warum? Sie konnte 
nicht mit dem Staiat konkurrieren. Vor ed.nem Jahr 
hat der bayerische Staat eine achtprozentige An-
1e1he heraus:geg·eiben. Das kann sich die Privatwirt­
schaft nicht erlauben, nur der Staat kann das 
machen. Er zahlt ja den Zins aus der Tasche de.r 
Steuerzahler. Er g!ibt das Ge1d dann an Industrien, 
bei denen er betei1igt ist, wo er natürlich nichts 
herausbekommt. Die Di.vi!dende ist ja nicht wichtig; 
aber den Zd.ns zaiJ:ilt der brave Steuerzahler. So 
hat Bayern im vor1gen Jahr 175 MiUionen aus 
dem Kapitalmarkt iher:ausgenommen. Der Bund hat 
jetzt 500 Millionen oder eine Kleinigkeit diarüber 
herausgenommen, und zwar unter Gewährung 
enormer steuerlicher Vorteile, sonst hätte er sie 
wahrscheinlich auch nicht gekriegt. Und jetzt 
kommt, wie wir hören, eine neue Anleihe für den 
LastenaUJSgleich mit 200 Millionen. Ja, wo soll da 
die Privatwirtschaft noch Geld herbringen? Auf 
dem Anle:i!hemarkt? Unmögl·ich. Selber hat sie 
keins mehr. Und da geht man nun her rund imgt, 
diese arme Privatwirtschaft versagt vollkommen. 
Sie muß versagen, wenn man sie zuerst auszieht 
und so dastehen läßt und dann obendrein erklärt: 
Schaut d:as arme Würmchen an, jetzt müssen wir 

als Staat wieder einsprinigen! Es ist also falsch, 
solche Vorwürfe gegen die Prd.vatwil"tschaft zu er­
heben, und ich glaube nicht, daß die Interpella­
tion der SPD ger>ade geeli.gnet war, diese Vorwürfe 
zu unterstützen. Diese Vorwürfe sd.nd wiederholt 
erhoben worden, vor kurzem an einer sehr merk­
·würdigen Ste11e. Jemand besaß, lieh muß schon 
sagen, diLe Geschmacklosigkeit, als Vorsitzender des 
Aufsichtsrats der Bayernwerk AG in Aschaffen­
burg zu erklären: das kann nur die öffentliche 
Hand; d~e Privatwirtschaft kann das nicht. Und 
der Vertreter der Staatsregd.erung,. der Herr stell­
vertretende Ministerpräsident und Innenminister, 
hat in dasselbe Horn gestoßen und die Staatswirt­
schaft verhä.mmelt, die große Werke he~gestellt 
ihat; da könne die Prd.vatwirtschaft nur neidvoll' 
zuschauen und n:i.cht mehr mitmachen. Das war. 
nicht fair, nicht ritterlich; denn man hätte dann' 
auch sagen müssen, warum die Privatwirtschaft 
nicht meihr mitlaufen kann un:d woher das Geld 
stammt, mit dem man ein so großes Werk aufge­
baut hat. 

(Abg. Wi:rp.mer: ... das aiber notwendig war!) 

Richtig; das bestreite ich nicht. Aber es war 
runritterlich, zru sagen, das kann nur die bayerische 
Staatswirtschaft und die Privatwirtschaft ist ge­
wissermaßen zu dumm dazu, nachdem man ihr 
zuerst das Ge1d weggenommen hat. Es erinnert 
mich das an den Straßenräuber, der einen zuerst 
ausgezogen ihat und dann zu ihm sagt: Bist du 
ein armer Teufel, j•etzt k.annst dlu mir nicht ein­
mal ed.n Almosen 1geiben. 

(Heiterkeit - Beifall bei der BP) 

Nun hat ausgerechnet Herr Kollege von Knoerin-· 
gen, also ausg.er·echnet di1e SPD vor der Allmacht 
des Staates gewarnt und gewarnt vor der Allmacht 
anderer Organisationen. Ich weiß rocht recht, wer 
damit .gemeint ist; denn d.n Bayern ist wahrschein­
lich· k!eine Organisation so mächtig, daß man von 
einer "Gefahr sprechen und davor warnen müßte. 
Nicht ·einmal der \Herr Innenminister wd.rd es fertig 
bdngen, eine Organisation in unserem Lande zu 
ibenennen, vor tler er warnen müßte, es s·ei denn 
die Gewerkschaften. Dä.e Gewerkschaften haben ja 
in der Ve11gangenheit bewiesen, welche Macht sie 
haben. Sie haiben einen polHischen Streik vom 
Zaune .gebrochen, sie 1haben auch Geld, haben so 
viel Geld, daß siLe dd.1eses sogar in Warenhäuser 
!hineinschmeißen können und wer weiß wohin noch. 
Jedenfalls haben sie GeJid, und welchen Mißbrauch 
sie damit treilben, ihaben wir ja erlebt. Der Buch­
druckerstred.k 1952 war gewiß kein Lohnstrea.k, 
sondern ·ein r·ein politisch·er Stl'eä.k, mit dem man 
dem Bü11gertum beweisen wollte, was der Arbeiter 
machen kiann. Es hat das ja auch vor wenigen 
Wochen 'ein prominenter Gewerkschaftler hinaus­
g.erufen - heute wüvde er das wahrsche•inlich 
nicht mehr tun -: „Der Staat sind wir." Damit 
ist das Machtbewußtsein der Gewerkschaften zum 
Ausdruck ,gekommen, ihier U1ef der Mund über, wes 
das Herz voll war. 

{Zum[: iDas ii.st 1bolschewistisch!) 
Das hat er so her.ausgesagt, und ich bin überzeugt, 
das li.st den Herren so wenii.g angenehm wie die 
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T·atsache, daß die Kaufhof-AG 6 Millionen von 
den, Gewerkschaften bekommen ihat, was ja auch 
zugestanden wurde. Solche Bekenntnisse hört man 
allei'dings nicht alle Tage, aber hin und wieder 
kommen si·e heraus. Und diese Herren von der 
SiP[) glaruben vor der Allmacht des Sta•ates warnen 
zu müssen! Früiher hätte man das von der SPD 
rui.cht .gehört, und ·es ist das um so merkwürdiger 
und auffallender und a•ber auch run:aufrd.chtiiger, als 
ja doch !heute dice St•aatsregierung von der SPD 
mit gehil!det wird W'l!d prominente Ministerien, dar­
runter rdas Finanzmirui.sterium, gerade von rder SPD 
besetzt s!i.nd. Warum also diese Angst vor der All­
macht des Staa1Jes? D.a mruß schon etwas anderes 
dahinterstecken, was man uns noch nicht genannt 
'.hat. 

Da lese ich in den A•usfüihrungen des Herrn Kol­
le.gen von Knoerd.ngen: Als wir in der Opposition 
waren, war es schon anders, während er auf der 
anderen Seii.te ·eingesteiht, daß trotzdem nicht alle 
Gesetzentwürfe unter Dach gebracht werden konn­
ten und heute noch ad acta lieg·en. :r;>as :ist füm 

· also auch nicht gelungen! ime Logik dieser Oppo­
siuionsau:Bgabe, die uns Herr Kollege von Knoerin­
gen ihier vor Augen stellt, verstehe ich nicht ganz. 
Er kann sä.eh dararuf verlassen: W·ir wissen auch, 
was wir zu tun haben, und brauchen seine Lehren 
Gott sei Dank nicht, auch wenn wir andre Me­
thoden haben und nicht die Radaumethoden ge­
wisser anderer Oppositioneller, die wir ablehnen. 
Wir haben uns auch noch nicht 'bequemt, bei der 
SPD in Bonn d.n die Leihr·e zu g·ehen, bei ihr zu 
lernen, wte man Opposition rum j·eden Preis macht. 

Welche Autfigaben hat nun der Staat ibd.siher aiuf 
diesem Gebiet erfüllt? Ich will nicht auf alle Einzel­
heiten eingehen. In dd.e E!O:ergiewirtschaft hat er ein 
paar hundert Millionen ihd.neingest·eckt, wobei ich 
Ü!berZ'e<UJgt bin, Herr Ffaanzminister: Wenn die 
Prn'.vatwirtschaft diese paar ihundert Mnla'.onen ge­
ha:bt hätte, hätte sie md.ndestens das gleiche, wahr­
scheinlich viel mehr erreicht, als was der Staat 
mit den Steuerg·el·~ern erreicht hat. 

Andere Dinge hat der Staat auch finanziert, und 
zwar mit wenig Erfolg. Da muß ich vor allem auf 

·die Filmkredite zurückgreifen. Als ich im Novem­
ber 1951 auf diese Sache einmal den Finger gelegt 
habe - das geschah auch nicht zum erstenmal; 
denn schon im August und Oktober 1951 ist dar­
über gesprochen worden -, hat der damalige baye­
rische Finanzminister und Herr Dr. Zehler uns er­
klärt, wir sollten ruhig sein, bei der Filmwirtschaft 
würde nichts passieren, wir haben bisher keine 
Verluste erlitten und es sind auch keine zu er­
warten. Im August und Oktober darauf hat man 
ganz still und leise 4,6 Millionen Verluste zuge­
standen; denn man konnte sie beim besten Willen 
nicht mehr verhehlen. Aber, hat man gesagt, seid 
doch ruhig, es werden noch kollossale Einspiel-

. ergebnisse herauskommen, in einem Monat sind es 
schon 66 000 DM. Man hat aber verschwiegen, daß 
das Geld, das hineingesteckt wurde, bis zu 20 Pro­
zent Zins gekostet hat, wobei man obendrein so 

·schlau war, alles hundertprozentig zu verbürgen, 

nicht nµr zu 45 Prozent. Man hat dann noch die 
„Fifi" gegründet, wobei man sich, wenn man unter 
sich war, gesagt hat, ein so gutes Geschäft können 
wir gar nicht mehr machen, bei 20 Prozent Zinsen 
unter Staatsgarantie können wir nicht lange genug 
den Kopf hinhalten. Da· hat man also zur Ab­
lenkung auf die Einspielergebnisse hingewiesen. 
Später, im Oktober des nächsten Jahres, hat man 
schon etwas leiser getreten, obwohl immer noch die 
Einspielergebnisse in den Vordergrund gestellt 
wurden. Besonders der Fraktionsvorsitzende der 
CSU hat mit den Einspielergebnissen geradezu ge-­
protzt.' Im Januar 1952 habe ich dann - ich muß 
da etwas vorlesen, obwohl ich das sehr ungern 
tue - vor dem kulturpolitischen Ausschuß ausge­
führt: „Bisher gibt man 5 Millionen zu, nach 
meinen Informationen sind schon 10 Millionen beim 
Teufel." Da hätte man mich beinahe gesteinigt, 
weil ich übertreibe, und hat mich, weiß Gott,· der 
Verleumdung beschuldigt und erklärt, das sei alles 
nicht wahr. Als im August 1951 ein Untersuchungs­
ausschuß beantragt wurde, wobei nur 39 Stimmen 
dafür waren, während 41 Stimmen notwendig ge­
wesen wären, es also auf 2 Stimmen angekommen 
ist, hat man gesagt, wir brauchen keinen Unter­
suchungsausschuß, das kann der Kreditausschuß 
machen. Man hat das wider besseres Wissen gesagt; 
denn man hat ganz genau gewußt, daß der Kredit­
ausschuß nicht zuständig ist, zu prüfen, ob in der 
Vergangenheit die Kredite vernünftig und mit der 
nötigen Sorgfalt hingegeben wurden. Man hat ge­
sagt, das könne nur für die Zukunft gelten, wollte 
aber keinen Untersuchungsausschuß; denn dabei 

. hätte Unangenehmes herauskommen können,· was 
einem nicht gepaßt hätte. In dem Protokoll über 
die damalige Sitzung des kulturpolitischen Aus­
schusses heißt es zum Schluß: 

Auf eine Frage von Dr. Baumgartner verwahrt 
sich der Vorsitzende für den Ausschuß da­
gegen, als wollte man irgendetwas verteidigen, 
was nicht zu verteidigen sei. Die Übertreibun­
gen bei den von Dr. Geislhöringer vorgebrach­
ten Zahlen 

10 Millionen! - · 

dürften aber vor der Öffentlichkeit nicht ohne 
Widerspruch hingenommen werden. Nach· der 
von den Regierungsvertretern gegebenen Aus­
kunft habe man die Auffassung bekommen, 
daß hier niemand pflichtvergessen gehandelt 
habe unc1 daß die Verluste auf den trostlosen 
Zustand der Filmwirtschaft im Jahre 1950 
zurückzuführen seien. Er fasse das · Ergebnis 
der Aussprache dahin zusammen, daß die Be­
hauptung von einem Skandal in der Kredit­
gewährung nicht aufrechterhalten werden 
könne. 

Das war im Januar 1952. Und im April 1952 hat 
uns der Herr Finanzminister ganz still und leise 
eine Zusammenstellung auf den Tisch des Hauses 
gelegt, wonach 10,5 Milionen D-Mark verloren sind, 
während man drei Monate vorher, als ich von 
10 Millionen sprach, mir von der CSU aus Ver­
leumdung vorgeworfen und erklärt hat, ich bringe 
die ganze Filmwirtschaft in Mißkredit. Ich hatte 

6 
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ja nicht gesagt, man sollte die Filmwirtschaft nicht 
unterstützen, sondern habe nur gefordert, man solle 
sich die Schieber und Schwindler anschauen, und 
habe zugegeben, daß es auch eine anständige Film­
wirtschaft gibt. Da waren also bereits 10 Millio­
nen D-Mark hin. Im Oktober, also wieder ein hal­
bes Jahr später, mußte dasselbe Ministerium be­
kanntgeben: es sind jetzt 15,2 .Millionen D-Mark, 
und heute sind es schon 17,3 Millionen D-Mark, 
wobei noch 10 Millionen D-Mark als Risiko ,schwe­
ben. Ich möchte nicht Prophet sein und möchte mich 
auch nicht wieder mit Dreck beschmeißen lassen, 
glaube mich aber darauf verlassen zu können, 
daß bei diesen 10 Millionen D-Mark die. bayeri­
schen Steuerzahler auch noch kräftig werden mit­
zahlen müssen. Wenn die Gelder auch schließlich 
nicht zu 100 Prozent hin sind - bisher waren 
es 54 Prozent -, soundso viel Prozent werden 
doch wieder hin sein. Bei insgesamt 31 Millio­
nen D-Mark Krediten hat sich ein Einspielergebnis 
von 582 000 DM ergeben, das sind etwa 3 Prozent. 
Das sind also die phänomenalen Einspielergebnisse, 
von denen im Jahre 1951 immer die Rede war, 
wobei man immer wieder erklärt hat: Wartet nur 
noch zwei · Jahre, dann werdet ihr sehen, was 
herauskommt! Nun haben wir zwei Jahre gewartet, 
und von 31 Millionen sind ganze 500 000 DM herein­
gekommen. 

(Abg. Rabenstein: D~s stimmt ja gar nicht!) 

- Dann stimmt die Aufstellung nicht. 

(Abg. Rabenstein: Es sind noch weniger!)-

- Ich lese hier in der Aufstellung: Gesamtbetrag 
31,6 Millionen D-Mark, Gesamtbürgschaftsheran­
ziehung 15,3 Millionen D-Mark, Gesamtbetrag an 
Regreßeingängen 582 000 DM, Gesamtbetrag der noch 
bestehenden Bürgschaften 12,8 MiJlionen D-Mark. 
Das stammt vom Oktober 1952 und hat sich wohl 
inz~ischen verschoben, da wir jetzt Februar 1953 
haben. 

Dazu darf ich noch etwas sagen. Es ist eine Firma 
dabei, von der es in der Presse geheißen hat - ich 
weiß nicht, ob das stimmt -, und zwar handelt es 
sich um den U n i o n - F i 1 m v e r 1 e i h , wo. die 
einen gesagt haben, er sei ein Lieblingskind des 
Herrn Finanzministers, die andern, er sei sein Sor­
genkind. Mag er: nun sein Lieblings- oder sein 
Sorgenkind sein, der Union-Verleih hat auf jeden 
Fall allefo 8,2 Millionen Bürgschaften bekommen, 
wovon 7 ,4 Millionen D-Mark bereits in Anspruch 
genommen, also verloren sind. Das sind 90 Prozent 
bei ein e r Firma. Das Einspielergebnis beträgt 
hier 253 000 DM. 

(Abg. Haußleiter: Wie oft erzählen Sie 
das noch?) 

Man kann das gar nicht oft genug sagen, weil nur 
zu gerne der Mantel der christlichen Nächstenliebe 
darüber gedeckt wird und man Gras darüber wach­
sen lassen möchte. Das wollen wir nicht! Die 
Öffentlichkeit soll wissen, wo das Geld hinkommt. 
Der Union-Filmverleih hat aber außer den 7,4 Mil­
lionen, die er dem Staat schon gekostet hat, im 
Oktober 1952 noch einen weiteren Kredit für vier 

Filme in Höhe von 1 342 000 DM bekommen. Da 
frage ich Sie: Wo in aller Welt gibt man einem 
Schuldner, der schon 7,4 Millionen D-Mark gekostet 
hat, noch einen Kredit von 1,3 Millionen? 

(Zurufe: In Bayern!) 

Ich habe dem Herrn Finanzminister schon einmal 
gesagt, in der Presse war zu lesen - gestern war 
Filmball, auf dem auch die Union vertreten war, 
so daß also der Herr Finanzminister Gelegenheit 
gehabt hätte, zu fragen -, ob sein Sohn bei der 
Union beschäftigt sei. Ich habe ihn schon im No­
vember darauf aufmerksam gemacht, daß diese 
Behauptung wiederholt in der Presse. erschien. 
Sie ist bis heute nicht dementiert worden. Wenn 
es so wäre, wäre das doch recht unangenehm. Es 
ist das zum mindesten eine nicht ganz nette Sache, 
und es wäre gut, wenn solche Dinge vermieden 
würden. Hier sind 171/2 Millionen, und vori den 
10 Millionen kommen wahrscheinlich noch weitere 
Millionen hinzu. Das ist die' Kreditwirtschaft des 
bayerischen Finanzministers, ich will nicht sagen: 
der bayerischen Staatsregierung. 

Auch sonst soll man mit den bayerischen Steuer­
geldern etwas vorsichtiger umgehen. Dazu nur eins: 
Wir haben im vorigen Sommer den JRSO-Vertrag 
behandelt. Da hat man ohne irgendwelche rechtliche 
Verpflichtung, nur aus angeblich moralischen Ver­
pflichtungen einer unbekannten · Clique 20 Mil­
lionen Mark von unseren Steuergeldern in die 
Taschen geworfen. Wenn man die 20 Millionen Iür 
diejenigen gegeben hätte, die es notwendiger brau­
chen, die Millionen Vertriebenen, die uns heute 
zu ihrem eigenen Leidwesen jeden Monat soundso 
viel Millionen kosten, so könnte man eher von 
moralischer Verpflichtung reden. Von diesen 20 Mil­
lionen Mark schweigt man aber. Die Presse hat 
nichts darüber geschrieben. Ich weiß nicht, hat sie 
nichts schreiben dürfen oder nichts schreiben 
mögen. Jedenfalls, eins steht fest: Die 20 Millionen 
Mark sind von der Koalitionsgemeinschaft CSU-SPD 
sang- und klanglos ohne Rechtsverpflichtung be­
willigt worden. 

Zum Schluß möchte ich Ihnen sagen, ich habe· 
eigentlich etwas anderes erwartet. Der Herr Finanz­
minister hätte uns anläßlich dieser Interpellation, 
die irgendeinem geheimen Zweck gedient hat, wohl 
sagen können, wie es mit dem Staatshaushalt 1952 
überhaupt steht. Er hätte sagen können: Was redet 
Ihr. wegen der 20 oder 17 Millionen? Die sind halt 
kaputt. Es spielt bei 3 Milliarden auch keine Rolle, 
ob eine kleinere oder größere Pleite da ist. Inter­
essant ist aber folgendes - das ging auch in die 
Presse-: Vor wenigen Wochen hat uns der Herr 
Finanzminister eine Aufstellung vorgelegt, wonach 
nach seiner Meinung - und er muß es als Finanz­
minister schließlich wissen- der Haushalt 1952 mit 
einer Unterbilanz von 190 Millionen abschließt. 
Das scheint in der Koalition etwas Staub aufge­
wirbelt zu haben. Was hat man gemacht? Man hat 

. sich befleißigt, vor acht Tagen in die Presse eine 
Notiz zu lancieren mit der Überschrift: Bayerns 
Etat wird eingehalten. Der Haushalt 1952 ist in 
seinem ordentlichen Teil in Einnahmen und Aus­
gaben abgeglichen. Herr Finanzminister, wo sind 
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die 190 Millionen Defizit? Haben Sie die jet~t auf 
einmal von irgendeinem Wohltäter bekommen 

(Abg. Wimmer: Sie haben sich in der Jahres-
zahl geirrt!) 

oder traut man sich jetzt nicht mehr dem baye­
rischen Volk zu sagen, daß man eine Pleite hat? 
Traut man sich auch nicht mehr zu sagen, daß nach 
Meinung des Finanzministers im Jahre 1953 ein 
Defizit von 600 Millionen Mark entsteht? 

(Abg. Zillibiller: Das gehört nicht daher!) 
- Richtig, es gehört nicht daher; aber wenn man 
von Darlehens- und Kredithingabe des bayerischen 
Staates redet, ist es schließlich auch angebracht zu 
fragen: Kann sich der Qayerische Staat diesen 
Luxus erlauben oder nicht? 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr richtig!) 
Diese Interpellation ist ein Schuß ins Leere. 

Prakt1sch können wir nur das eine sagen: Wir sind 
da; wir machen auf Dinge aufmerksam, auf die wir 
längst hingewiesen haben: nämlich auf eine schlam­
pige Kreditpolitik. Ich muß noch anfügen, was ich 
auch im Wirtschaftsausschuß gesagt habe. Wir haben 
früher einmal, als die Filmkredite 1950/51 gegeben 
wurden, einen Filmbeirat gehabt. In diesen Beirat 
hat das Wirtschafts- und das Finanzministerium 
einen Beauftragten in Gestalt des Ministerialrats 
Dr. Zehler abgeordnet. Der Erfolg des Filmbeirats 
war die erwähnte totale Pleite. Als ich dann im 
November 1951 den Antrag gestellt habe, endlich 
einmal einen anständigen Filmbeirat aufzuziehen, 
bei dem auch die Filmschaffenden mitreden kön­
nen, damit sie wissen, wo die Gelder hinkommen, 
damit nicht - wie es tatsächlich gesChehen ist -
wenn eine Bürgschaft gegeben wird, die Obersten 
sofort 6, 8 oder 10 Prozent einsteeken können und 
für die Filmschaffenden nur ein Butterbrot übrig 
bleibt, hat das Finanzministerium auf einmal 
eiligst einen neuen Filmbeirat aufgestellt. Und da 
hat man dieselben Leute, die sich selber das Geld 
in die Tasche spielten, wieder ge:qommen. 

(Abg. Bezold: Weil sie es gewohnt waren; 
weil sie sich leichter getan haben!) 

- Richtig, weil die sich leichter getan haben. Sie 
haben den,J)reh schon herausgehabt. Eins ist doch 
merkwürdig - und da' bin ich Privatwirtschaft­
ler -: Wenn in der Privatwirtschaft ein Beamter 
auf seinem Posten versagt hat, gleichgültig aus 
welchen Ursachen, weil er vielleicht hereingelegt 
worden ist, dann .hat man gesagt, er ist für diesen 
Posten nicht geeignet. Beim bayerischen Staat ist 
das anders. Da hat man denselben Mann wieder in 
den Filmbeirat genommen, weil er bewiesen hat, 
wie glänzend er die Sache versteht und wie er sich 
hereinlegen läßt. Es mag sein, daß der neue Film­
beirat etwas vorsichtiger ist, weil man ihm jetzt 
auf die Finger geschaut hat. Verlassen Sie sich 
darauf, wenn wir die Filmsache nicht aufgegriffen 
hätten, wäre der Saustall, wie ihn der Abgeord­
nete Dr. Franke genannt hat, noch größer gewor­
den. Also, mit Ihrer Interpellation haben Sie nichts 
Neues herausgebracht, sondern nur uns gezwungen 

. zu sagen, wie leichtsinnig der Staat mit unseren 
Steuergeldern umgegangen ist.. -

(Lebhafter Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Da~ Wort nimmt der 
Herr Staatsminister für Arbeit und soziale· Für­
sorge. 

Dr. Oechsle, Staatsminister: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Es mag vielleicht etwas 
ungewöhnlich erscheinen, daß ausgerechnet der 
Staatsminister für Arbeit und soziale Fürsorge 
nun zu dem Filmproblem Stellung nimmt. Das 
hängt aber damH zusamrne11, daß nun' einmal, wie 
bekannt ist, seit etwa 11

/2 Jahren die Initiative auf 
dem 'Gebiet des Filmschaffens von mir verhältnis­
mäßig stark entwickelt worden ist, nicht weil ich 
von Anfang an besonderen Spaß daran gehabt 
hätte, mich auf das Gebiet des Filmschaffens zu 
begeben, sondern weil gewissermaßen zwangsläufig 
über sozialpolitische urid arbeitsmarktpolitische In­
teressen auch die Frage der Gestaltung der Ver­
hältn_isse in Geiselgasteig auf mich zukam. Ich 
werde nachher, Herr Abgeordneter Dr. Baumgart­
ner, zu Ihren grundsätzlichen Ausführungen über 
die Neugestaltung des ·Filmschaffens in Deutsch­
land und über das Schicksal Geiselgasteigs einiges 
sagen. 

Zunächst möchte ich aber auf die Frage der 
Filmfinanzierung und der schweren Verluste des 
bayerischen Staates eingehen. Wir wissen, daß nach 
dem Einmarsch der Amerikaner das reichsmittel­
bare Filmunternehmen Ufi/Ufa unter alliierte Ver­
waltung kam und seine Tätigkeit zunächst ein­
stellen mußte. Wir wissen, daß die Besatzungs­
mächte jede Tätigkeit eines Deutschen auf dem Ge­
biet der Produktion; des Verleihs und der Vor­
führung von Filmen zunächst verbot. Erst allmäh­
lich kamen Einzelpersonen in den Besitz von Lizen­
zen. Diese Lizenzen berechtigten entweder in der 
Produktion oder im Verleih oder in der Theater­
wirtschaft tätig zu sein, Bei der Zuteilung der 
Lizenzen war die fachliche und persönliche Eignung 
nicht immer entsch~idend. Ich hebe das deswegen 
hervor, weil manches spätere Mißgeschick, auch bei 
unserer Filmfinanzierung noch seinen Ursprung 
in der Art der Erteilung der Lizenzen durch die 
Besatzungsmächte hat. Aber mit dem allmählichen 
Eindringen 'deutscher Produzenten und deutscher 
Verleiher in die Filmwirtschaft wurde auch das 
Problem Geiselgasteig akut. Die finanzielle Grund­
lage für den Wiederaufbau der Filmproduktion in 
dem unbestritten schönsten Filmgelände West­
europas mußte wieder geschaffen werden. · Die 
Filmproduzenten - ich spreche auch von den 
seriösen Filmproduzenten - waren nach dem 
20. Juni 1948 begreiflicherweise nicht im Besitz 
von Eigenvermögen, von ganz wenigen Produzen­
den abgesehen, die etwa, wie Ostermayer, im Be­
sitze noch gut abspielbarer Reprisen waren. Die 
Mehrzahl der Banken, die eigentlich berufen ge­
wesen wären, die Finanzierung der Filmproduktion 
durchzuführen, weigerten sich, da sie das erheb-

'liche, unter den gegebenen Umständen gar nicht 
zu übersehende Risiko nicht übernehmen wollten. 
Wenn die deutsche Filmwirtschaft und damit auch 
die bayerische Filmwirtschaft nicht endgültig in die 
Hände des Auslandes abgleiten sollte und wenn 
nicht Tausende und Zehntausende von Filmschaf­
fenden und Arbeitnehmern der Zubringerindu-
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strien zu Dauerarbeitslosen werden sollten, mußte 
eine Hilfskonstruktion gefunden werden, um das 
Filmschaffen auch in Geiselgasteig wieder in Gang 
zu bringen. Ich berichte, meine Damen und Her­
ren, wie die Verhältnisse waren. Ein solcher Motor 
sollte der staatsverbürgte Filmkredit sein, der von 
den Produzenten in Anspruch genommen werden 
konnte und 'von Banken, teils mit, teils ohne Re­
finanzierung auszureichen war. 

(Zuruf: Zu welchen Zinsen?) 
Der Staat bediente sich bei der Durchführung der 
Filmbürgschaften in Bayern der Filmfinanzierungs­
gesellschaft, kurz Fifi genannt, der als Aufgabe 
unter anderem sowohl die Überprüfung der Film­
stoffe als auch die Auswahl der Produzenten und 
Verleiher oblag. Zur Überprüfung der Wirtschaft­
lichkeit der Filmvorhaben- und der ordnungs­
gemäßen Verwaltung der Mittel bediente sich die 
Fifi einer Treuhandgesellschaft. 

Nun taucht die Frage auf: Warum kam es trotz­
dem zu diesen Verlusten? Ich möchte die Gründe­
sie sind sehr vielseitig - nochmals zusammen­
fassen: 

1. Es wurden zum Teil Bürgschaften an nicht 
seriöle, fachlich wenig geeignete Personen gegeben. 
Das kann nicht bestritten werden. 

2. Einzelne Produzenten verwendeten die Film­
kredite trotz Überwachung nicht ausschließlich für 
die Filmproduktion, sond.ern vielfach zu persön­
lichen Zwecken. 

3. Die staatsverbürgten Filme - und das ist der 
entscheidene Punkt, warum die Verluste eintraten 
- wurden überwiegend Verleihern übergeben, die 
weder über ausreichende berufliche Erfahrung, 
noch über genügend Ansehen bei den Theater­
besitzern verfügten und deren Vertriebsorganisa­
tion mangelhaft war. So kam es, daß selbst solche 
Filme, die bei einem guten Verleih ein normales 
Ceschäft gewesen wären, erhebliche Verluste brach'­
ten. Es ist ganz klar: werin ein großer Filmverleih 
im Durchschnitt 2400 Verträge selbst bei einem mit­
telmäßigen Film noch abschließen kann und damit 
auf seine Kosten kommt, kann der gleiche Film bei 
einem kleinen Verleiher, der 800 oder 1100 Ver­
träge abschließt, einfach nicht rentabel sein. Das 
ist der entscheidende Fehler, der in der damaligen 
Filmfinanzierungspolitik gemacht wurde, daß man 
nicht die großen Verleiher heranholte mit der 
Garantie eine gewisse Zahl von Verträgen abzu­
schließen. 

(Abg. Bezold: Hätten die die Filme genom-
men? Die nehmen nicht jeden!) 

- Herr Al;>geordneter Bezold, glauben Sie mir, ich 
kenne einige. dieser notleidend gewordenen alten 
Filme. Es sind solche darunter, die nicht schlechter 
waren als mancher Erfolgsfilm von heute. Das 
gesamte Material natürlich wäre von Firmen wie 
Schorcht, Herzog, Allianz oder früher National 
nicht übernommen worden. 

Die Filmproduktion stand unter starkem Z e i t -
druck. Weder konnte die Stoffauswahl mit der 
erforderlichen Sorgfalt erfolgen, noch konnte die 

wirtschaftliche,. technische, organisatorische und 
künstlerische Gestaltung der Filmvorhaben sorg­
.fältig genug vorbereitet werden. 

5. Ein sehr wesentlicher Punkt: Die Zinsen für 
staatsverbürgte Kredite waren, da diese vielfach 
über den „grauen Kapitalmarkt" refinanziert wer­
den mußten, außergewöhnlich hoch,· und Sätze von 
21 Prozent und mehr waren keine Seltenheit. 

(Abg. Wimmer: Hört, hört!) 
Ein erheblicher Teil 

0

des Verlustes von 17 Millio­
nen D-Mark entfällt auf den Zinsendienst. 

(Abg. Wimmer: Wucherzinsen!) 
6. Jeder einzelne Film wurde staatsverbürgt. 

Hatte ein Film Erfolg und brachte er seinem Pro­
duzenten und dem Verleiher Gewinn, so floß dieser 
in die Taschen des Kreditnehmers. Brachte aber 
ein Film Verluste, so zahlte diesen Verlust der 
bayerische Staat. 

Nach diesen schweren Verlusten wurde die Fifi 
nicht mehr eingeschaltet und der Finanzminister 
stoppte 1951 weitere Kredite für die Filmwirt­
schaft. Die Zahlen, die Sie vor sich liegen haben, 
beziehen sich auf die Bürgschaften, die bis ein­
schließlich Juli 1951 ausgereicht worden sind. Gei­
selgasteig stand Mitte 1951 mit seinen Hallen ·leer . 

. . ' 
und Hunderte und aber Hunderte von Filmschaf-
fenden wurden arbeitslos oder erwarteten dieses 
Schicksal. So manche bayerische 'rages- und Fach­
zeitung, die jetzt herbe Kritik an den Filmbürg­
schaften des bayerischen Staates übt, beschuldigte 
damals die bayerische Staatsregierung, zu wenig für 
Geiselgasteig getan zu haben. Ich selbst habe im 
Auftrag des Kabinetts an der großen Demonstra­
tion der Filmschaffenden im August 1951 als Ver­
treter der Staatsregierung teilgenommen und da­
mals die Zusage gegeben, daß alles geschehen soll, 
was möglich ist, um Geiselgasteig wieder in Gang 
zu bringen und ihm zu helfen. Dazu aber war es 
nötig, zunächst eine völlige Änderung in den 
Grundsätzen für die Filmbürgschaften herbeizu­
führen. Nach langen Beratungen wurde ein System 
entwickelt, das mehrere Filme, und zwar in der 
Regel vier, zusammengekoppelt - Sie kennen das 
alles -, um Gewinn und Verlust gegenseitig zu 
verrechnen, also die sogenannten Filmstaffeln. Das 
war aber noch nicht genug. Es mußte der Versuch 
gemacht werden, die außerordentlich hohen Zins­
kosten durch die Ausschaltung des „grauen Kapi­
talmarkts" zu senken. Es mußte ferner versucht 
werden, nicht nur die Haftung mehrerer Produ­
zenten untereinander für die Filmstaffeln herbei­
zuführen, sondern auch die Haftung des Verleihs. 
Das setzte aber voraus, daß nur seriöse und be:.. 
währte Produzenten Filmkredite bekommen durf­
ten. Auch mußte sichergestellt werden, daß nur 
bewährte große Verleihfirrnen den Vertrieb der 
Filme zu übernehmen hatten. Auch der Selbst­
behalt des Produzenten, also sein Eigenkapital, die 
Teilfinanzierung außerhalb der Staatsverbürgung 
und einige andere Verbesserungen in den Bürg­
schaftsbedingungen wurden durchgesetzt und der 
vom Staat verbürgte Teil auf durchschnittlich 
45 Prozent beschränkt. Nach unendlich langen Be­
mühungen ist auch diese „Reinigung" der Film­
wirtschaft in München nahezu abgeschlossen wor-
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den, und nicht zuletzt diesem Umstand ist es zu­
zuschreiben, daß auc.li die Münchner ;Banken, die 
es ursprünglich entschieden abgelehnt hatten, er­
neut in die Filmfinanzierung einzutreten, sich zu­
sammenfanden, um nach dem neuen Staffelsystem 
staatsverbürgte Kredite auszuleihen. 

Seit Oktober 1951 sind neben einigen noch einzel­
verbürgten Filmen, die zum größten Teil inzwi­
schen ihr Geld eingebracht haben, vier. Staffeln zu 
je vier Filmen verbürgt worden. Von der ersten 
Filmstaffel (Oktober 1951), der sogenannten ersten 
Schorcht-Staffel, steht heute schon fest, daß sie ihr 
Geld einspielte und damit für den bayerischen 
Staat keinen Verlust aus seiner Bürgschaftsver- · 
pflichtung bringt. Das gleiche kann heute schon mit 
einiger Sicherheit für die zweite Schorcht-Staffel 
und für die erste Herzog-Staffel gesagt werden. 
Für die vierte Staffel, die Union-Staffel, kann eine 
Prognose allerdings noch nicht gewagt werden. 

Eins ist aber sicher: daß die positive Haltung 
de's bayerischen Staates, besonders nach dem Som­
mer 1951, in der Frage der Filmfinanzierung zu 
einer guten Beschäftigungslage in Geiselgasteig 
geführt und eine nicht zu übersehende Sogwirkung 
ausgeübt hat. Allerdings ist der Bürgschaftstopf, 
den der Landtag im letzten Jahr in Höhe von 
10 Millionen D-Mark bewilligt hatte, inzwischen 
aufgebraucht worden. 

(Abg. Bezold: Die haben nur Geld gesogen!) 
- Wir werden demnächst wohl eine neue Vorlage 
für staatsverbürgte Filme vorlegen müssen. 

(Oh! vor allem bei der BP) 
Was muß aber zuvor geschehen, meine Damen 

und Herren? Zunächst sollte wirklich - da muß 
· ich den Vorschlag des Herrn Abgeordneten 

Dr. Baumgartner aufgreifen - allen Ernstes -
interfraktionell, möchte ich sagen - im Kredit­
ausschuß beraten werden, was an vernünftigen 
Grundsätzen entwickelt werden kann, um den 
staatsverbürgten Filmkredit noch weiterhin in sei­
ner inneren Konstruktion zu verbessern. Ich habe 
hierüber ganz bestimmte Vorstellungen und sie 
auch mit einigen Herren des Kreditausschusses be­
sprochen. 

Für die neu in Aussicht genommene Staffel­
finanzierung sollten folgende Grundsätze gelten: 

1. Die Bürgschaftsbedingungen des bayerischen 
Staates müssen wesentlich vereinfacht werden; 
sie sind zu kompliziert. 

(Zuruf des Abg. Wimmer - Abg. Bezold: 
Die sind nicht so dumm, daß sie ihr Geld 
dahineinstecken, Herr· Oberbürgermeister, 
weil sie nämlich - wissen, daß man zuerst 
einmal einen finden muß, der einen Gedan­
ken hat! - Widerspruch des Abg. Wimmer) 

- Meine Damen und Herren, wenn sich Abgeord­
nete einzelnen Fraktion während der Rede des 
Ministers, der nicht Abgeordneter ist, unterhalten, 
dann muß der Minister selbstverständlich schwei­
gen. - Ich wiederhole, was ich vorhin sagte: 

1. Die Bürgschaftsbedingungen des bayerischen 
Staates müssen wesentlich vereinfacht werden. 

2. Der Zinszuschlag von 21/2 Prozent. zugunsten 
des Staates ist zu beseitigen. In Verbindung mit 
der anzustrebenden Senkung der Kreditzinsen 
könnten dadurch Zinskosten von 10 bis 11 Prozent 
erreicht werden, während sie jetzt bei 13112 bis 
14112 Prozent liegen. 

(Abg. Wimmer: HÖrt, hört! Das sind die 
. Zinssätze, die ... töten!) 

3. Der Selbstbehalt der Produzenten, also das 
Eigenkapital, soll in aller Regel mindestens 10 Pro­
zent betragen. 40 Prozent der Produktionskosten 
sind vom Produzenten zu beschaffen. Die Ausfall­
bürgschaft des Staates hat sich auf 50 Prozent zu 
beschränken. 

4. Das Wesentlichste: Die Kalkulationen sind 
einer strengen Überprüfung zu unterziehen mit dem 
Ziele, die Produktionskosten um 10 bis 15 Prozent 
zu senken. Dabei ist insbesondere auf den Hand­
lungsunkostenzuschlag von 71

/2 Prozent, auf die 
Rechte und Manuskripte und auf die Spitzengagen 
zu achten. 

5. Nur bewährten Produzenten und solchen Ver­
leihfirmen, die je Film durchschnittlich etwa 2000 
bis 2400 Verträge nachweisen können, darf Aus­
fallbürgschaft gewährt werden. 

We11n diese Grundsätze beachtet .werden, könnte 
in der Tat mit Recht erwartet werden, daß weitere 
Filmbürgstjiaften für den Staat fast risikolos sein 
könnten. Im übrigen gibt es kaum ein europäisches 
Filmland von Bedeutung, das nicht mit wesent­
lichen Mitteln seine Filmindustrie unterstützt. Die 
Gründe hierfür sind bei der großen nationalpoliti­
schen Aufgabe des Films durchaus verständlich, 
ganz abgesehen von der wirtschaftlichen und vor 
allem auch exportwirtschaftlichen Bedeutung der 
Filmproduktion. Wenn also, trotz aller in das 
Bürgschaftssystem eingebauten Sicherungen, doch 
da und dort der Staat noch einen Verlust erlitte, 
so wäre das durchaus zu ertragen, um so mehr, als 
in den Produktionskosten eines Films etwa 30 bis 
35 Prozent Steuern aller Art, soziale Beiträge und 
eingesparte Unterstützungen stecken. Nicht minder 
bedeutungsvoll ist die Feststellung, daß ein Film 
mit normalen Einspielergebnissen an Steuern und 
Abgaben bedeutend mehr einbringt als seine Pro­
duktionskosten betragen. 

Ich -hielt mich verpflichtet, dem Hohen Haus diese 
sachlichen Darstellungen zu geben und schon jetzt 
darauf hinzuweisen, daß sich dieses Haus, unab­
hängig von dieser Debatte, in der Zukunft mit der 
]'rage der Filmfinanzierung zu befassen haben 
wird. 

Nun aber etwas zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten D.r. Baumgartner über die grund­
sätzliche Lösung in der deutschen Filmwirtschaft. 
Es ist sicherlich wahr, daß in der Filmwirtschaft 
eine Reihe Intrigen gesponnen wurden, fast noch 
mehr als im politischen Leben, und das will viel 
heißen. Aber eins ist nicht richtig: Wenn man in 
diesen.Kranz von Intrigen etwa den jetzigen Direk­
tor und Treuhänder von Geiselgasteig, Herrn Thiery, 
einbezieht, dann tut man einem Mann bitter Un­
recht, der Wesentliches dazu· beigetragen hat, 
Geiselgasteig zu dem zu machen, was es heute ist, 

'Z 
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nämlich zur modernsten filmtechnischen Anlage 
Westeuropas. Ich kenne. Herrn Thiery sehr genau 
und weiß, daß gerade er es war, der sich im Treu­
händerausschuß gegen jede Lösung wandte, die 
etwa versuchen sollte, norddeutschem Kapital den 
ausschließlichen Einfluß in Geiselgasteig zu sichern. 
Im Gegenteil, Herr Thiery hat all die Bemühungen 
und Gespräche unterstützt, die ich selbst mit an­
deren Leuten angeknüpft habe, um für Geisel­
gasteig eine Lösung zu finden, die dieses bedeu­
tende Filmunternehmen absolut in bayerischen 
Händen beläßt. Die Vorstellungen darüber stimmen 
in maßgebenden bayerischen Wirtschaftskreisen, in 
Filmwirtschaftskreisen, Regierungskreisen und 
Bankkreisen überein. Differenzen bestehen vor 
allem mit dem Bund, wo besonders im Bundes­
innenministerium offenbar immer noch Pläne be­
stehen, eine Art Filmmonopol im Bundesmaßstab 
zu schaffen, ein Monopol, das über die Filmbank 
gespeist werden sollte. Wir sind der Meinung, daß 
in den einzelnen Regionen des Bundesgebiets, also 
in Berlin, in Wiesbaden und in München, starke 
Kerngesellschaften als Produktions- und Atelier­
gesellschaften entstehen sollen, seien es GmbH's 
oder Aktiengesellschaften, deren Gesellschafts­
kapital von deli an der Filmwirtschaft interessier­
ten Kreisen aufgebracht wird, nämlich - so waren 
die bayerischen Vorstellungen - 25 Prozent von 
den Banken, 25 Prozent von den Filmproduzenten 
und Verleihen, 25 Prozent von der Filmzubringer­
industrie und 25 Prozent durch indirekte Beteili­
gung des bayerischen Staates, sei es über die Lan­
desanstalt für Aufbaufinanzierung, sei es über' die 
Bayerische Staatsbank. In einem sehr harmonisch 
abgewogenen Konzert von Beteiligten soll die neue 
Kerngesellschaft entstehen, die später einmal „Neue 
Bavaria AG" heißen wird. Das sind die Gedanken, 
die auch die bayerische Staatsregierung bewegen, 
und das ist, Herr Dr. Baumgartner - -

(Abg. Dr. Baumgartner: Ohne Thiery, Herr 
Minister, das ist ein Pommer-Mann!) 

- Thiery war tatsächlich bei unseren Plänen abso­
lut positiv beteiligt. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Ich weiß warum!) 

- Wir wollen nicht weiter das Problem Thiery 
diskutieren, es liegt nur am Rand. Ich habe mich 
nur verpflichtet gefühlt, eine Lanze für ihn zu 
brechen. Er ist nicht der Mann, der die Bavaria 
herabgewirtschaftet hat, sondern der, der Geisel­
gasteig aufgebaut hat, der es zu dem gemacht hat, 
was es heute ist. Sie waren gerade draußen, als ich 
das vorhin sagte. -'-'-

Auch die Pläne des norddeutschen Filmkontors 
stören uns im Augenblick nicht, sondern beweisen 
nur, daß man im Nordraum außerordentlich aktiv 
ist und daß Bayern in den nächsten Wochen aktiv 
werden muß, wenn ihm nicht die Felle von Geisel­
gasteig davonschwimmen sollen. Und das, meine 
Damen und Herren von der äußersten Linken bis 
zur äußersten Rechten, kann einschließlich der 
bayerischen Staatsregierung niemand in Bayern 
wollen. 

Vizep1·äsident Dr. Fischbacher: Als nächster Red­
ner ist gemeldet der Herr Abgeordnete Drechsel; 
ich erteile ihm das Wort. 

Drechsel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Nach drei Rednern der 
oppositionellen Bayernpartei, die ihre Angriffe 
trotz allem in sehr anständiger Form gegen die 
Sozialdemokratie vorgetragen haben, ist es ganz in 
der Ordnung, wenn nun auch ein Sozialdemokrat 
zum Wort kommt. 

Zunächst einmal möchte ich dem Herrn Wirt­
schaftsminister dafür danken, daß er sozusagen den 
Umfang der Interpellation umrissen hat und wir 
dadurch vielleicht von einer Diskussion über die 
gesamte Wirtschaftspolitik der bayerischen Staats­
regierung im Zusammenhang mit dieser Inter­
pellation verschont werden. Ich bin ihm auch 
außerordentlich dankbar dafür, daß er uns zu Be­
ginn seiner Ausführungen sozusagen einmal den 
Anlaß dieser Interpellation dargestellt hat, nämlich 
gewisse Vorwürfe bayerischer Wirtschaftskreise 
gegen den bayerischen Staat. 

Ich gehe allerdings nicht mit ihm einig darin, 
daß die Angelegenheit zwischen der bayerischen 
Wirtschaft und der bayerischen Staatsregierung mit 
der Beantwortung eines Briefs des Herrn General­
direktors Dr. Seeling durch das bayerische Wirt-, 
schaftsministerium erledigt sei. Auf diese Ausein­
andersetzung zwischen einem Kreis der bayerischen 
Wirtschaft und der bayerischen Staatsregierung 
wird in einem sehr umfangreichen Artikel des in 
Düsseldorf erscheinenden „Handelsblattes" vom 
17. Dezember 1952 eingegangen. Dort wird das Pro­
blem, das der Herr Wirtschaftsminister hier dar­
gestellt hat - Erwerb eines Aktienpakets der 
Amperwerke durch die bayerische Staatsregie­
rung - besprochen. Aber darüber hinaus kündigt 
Herr Dr. Otto Seeling an, es werde eine Unter­
suchung darüber angestellt, in welchem Umfang 
in yYestdeutschland der Staat bereits in die Wirt­
schaft eingedrungen ist, und zwar soll diese Unter­
suchung durch ein Wirtschaftsforschungsinstitut be­
trieben werden. Das Untersuchungsergebnis soll 
in einigen Monaten vorgelegt werden. „Dann wer­
den wir", sagt Generaldirektor Dr. Otto Seeling, 

, „,eine große Auseinandersetzung beginnen". 
Meine Damen und Herren! Wer diese Äußerun­

gen kennt, wird wissen, daß die Angelegenheit 
wahrscheinlich auch mit der Diskussion zu dieser 
Interpellation nicht erledigt ist. Deshalb kann die 
Attacke, die nun von·· einem bestimmten Kreis der 
bayerischen Wirtschaft seit einiger Zeit gegen den 
bayerischen Staat geritten wird, meiner Auffas­
sung nach nicht isoliert aus der Schau bayerischer 
Verhältnisse besprochen werden, sondern sie geht 
weit darüber hinaus. Sie ist nichts anderes als ein 
Teil der wirtschaftspolitischen Tatsachen und Er­
eignisse, wie sie sich in der Bundesrepublik seit 
ungefähr Jahresfrist darstellen. Es ist eine bemer­
kenswerte Tatsache, daß bestimmte Stellen der 
Wirtschaft seit ungefähr Jahresfrist dem Staat, 
und zwar dem Bund und den Ländern, den Vor­
wurf machen, allgemeine Mittel aus dem Steuer..: 
aufkommen zu verwenden, um sich in der Region 
der freien Wirtschaft einzunisten und zu betätigen. 
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Dieser Vorwurf ist begleitet von der Feststellung, 
daß der Wirtschaft die Eigenmittel für notwendige 
Investitionen und Rationalisierungsmaßnahmen 
fehlen. Der Herr Generaldirektor :Or. Seeling mit 
seinem Anhang bis herunter zu unserem hochver­
ehrten Herrn Kollegen Elsen haben also zur rech­
ten Zeit Tritt gefaßt und sind eingeschwenkt in 
diese Front, die diese Vorwürfe gegen den Staat 
an sich erheben. 

Meine Damen und Herren! In der Bundesrepu­
blik besteht ja eine Steuerungsstelle, die diese Vor­
würfe gegen den Staat an sich erhebt. Es ist das 
Industrieinstitut in Köln. Verschiedene Abgeord­
nete kennen· ja· dieses Institut aus den Verlaut­
barungen, die es herausgibt. Ich bedaure außer­
ordentlich, daß sich ein Mann, wie Generaldirektor 
Dr. Seeling, den ich persönlich als den Leiter eines 
wichtigen Industrieunternehmens sehr hoch schätze, 
vor den Karren dieses Instituts hat spannen lassen. 
Von dieser Seite wird nämlich versucht, den Staat 
als den bösen Wolf hinzustellen, der alles auffrißt. 
Dafür ein Beispiel! In den Veröffentlichungen des 
Industrieinstituts erschien eines schönen Tages eine 
Notiz mit der Überschrift „Der Anteil der öffent­
lichen Hand wächst" und da heißt es folgender­
maßen: 

Der Anteil der öffentlichen Hand an den 
gesamten Anteilen, Anlagen und Investitionen 
im Bundesgebiet hat sich im ersten Halbjahr 
1952 gegenüber dem gleichen Zeitraum des 
Vorjahres von 34 auf 37 Prozent erhöht. Von. 
den insgesamt 2,8 Milliarden D-Mark öffent­
licher Kapitalanlagen entfallen 45 Prozent auf 
die Länder, 31 Prozent auf die Gemeinden, 
16 Prozen1; auf die Soforthilfebehörden und 
8 Prozent auf den Bund. Die für Besatzung 
und Verteidigungsanlagen aufgewandten Mit­
tel sind in diesem Betrag jedoch nicht enthal­
ten. Das Vordringen des Staates als Investitor 
geht deutlich aus diesen im Mitteilungsblatt 
der Süddeutschen-Bank-AG veröffentlichten 
Zahlen hervor. Danach betrugen die gesamten 
Anteile, Anlagen ·und Investitionen 1945 mit 
2,345 Milliarden D-Mark noch 23,9 Prozent, 
1950 mit 3,790 Milliarden D-Mark 32,1 Prozent, 
1951 mit 4,865 Milliarden D-Mark 31,6 Prozent 
und im ersten Halbjahr 1952 mit 2,790 Mil­
liarden D-Mark bereits 37 Prozent. Als Kapi­
tal- und Darlehensgeber schöpft die öffentliche 
Hand aus rund 40 Milliarden D-Mark Einnah­
men, die ihr durch die Besteuerung der Wirt­
schaft und der Privaten· aus dem jährlichen 
Volkseinkommen zufließen. 

(Abg.· Dr. Baurngartner: Woraus ist das?) 

- Das ist aus den Mitteilungen des Industrieinsti­
tuts in Köln. 

(Abg. Dr. Bungartz: Das ist doch eine 
Steigerung!) 

- Ich bezweifle das: nicht im geringsten, Herr .Kol­
lege Dr. Bungartz. Aber ich stelle nur fest, daß 
hier mit keinem Wort gesagt wird; zu welchem 

Zweck der Staat, der Bund und die Länder diese 
Investitionen benötigt und verwendet haben. Es 
sind ja im Grunde genommen richtige Haushalts­
mittel - denn es sind ja Steuereinnahmen-, und 
die Parlamente müssen doch wissen, wozu die 
Steueraufkommen, die hier als Investitionsmittel 
bezeichnet werden, verwendet worden sind. Ich 
frage Sie einmal: Wenn der Staat diesen Anteil an 
den Haushaltsmitteln nicht zur Verfügung gehabt 
hätte, würde seit dem Jahre 1948 die freie Wirt­
schaft, wenn ihr diese Mittel, die jetzt der E?taat 
hatte, zur Verfügung gestanden hätten, die In­
vestiotionen im Straßen- und Brückenbau, im 
Wohnungsbau, in neuen Arbeitsstätten für die 
Flüchtlinge, zum Bau von Schulhäusern, Wasser­
leitungen usw. verwendet haben? Dafür hat sie 
nämlich der Staat zu eihern ganz großen Teil 

·verwendet. Das sind· 90 Prozent der Investitions­
mittel, die vorn Industrieinstitut als Investition.s­
rnittel bezeichnet werden. Für Bayern liegen die 
Verhältnisse insofern etwas anders, als Bayern 
als steuerschwaches Land nicht in dem gleichen 
Prozentverhältnis am Steueraufkommen beteiligt 
ist und ihm demzufolge auch nicht derartige Mittel 
zur Verfügung standen. Auf Bayern läßt sich der 
Maßstab dieser Mitteilungen überhaupt nicht an­
wenden. 

Wir haben gestern aus dem Munde des Herrn 
Finanzministers gehört, daß sich seit dem Jahre 
1948 die wirklichen Investitionen auf dem Gebiet 
der Wirtschaft, wo man eventuell sagen könnte, 
der Staat sei in weitere Sphären der Privatwirt­
schaft vorgedrungen, auf ganze 60,7 Millionen be­
laufen haben. Um diesen Betrag hat sich das wirk­
liche Anlagevermögen des bayerischen Staates iri 
den letzten Jahren vergrößert. Es ist doch die be­
merkenswerte Tatsache zu verzeichnen, daß alle 
diese Investitionen von diesem Landtag vorher be­
willigt worden sind. 

Interessant ist nun der Zeitpunkt, in dem diese 
Vorwürfe entstanden sind. Wenn man die Ge­
schichte verfolgt, findet man, daß,. solange die Pri-

. vatwirtschaft ihre Eigeninvestitionen · über 4ie 
Preise vornehmen konnte, von derartigen Vor­
würfen nichts zu hören war. Daß während dieser 
Zeit Fehlinvestitionen vorgekommen sind, daß ins­
besondere die Grundstoffindustrie nicht zu den 
notwendigen Investitionen gekommen ist und auch 
durch die sogenannte Investitionshilfe der deut­
schen Wirtschaft nicht dazu kommt, ist leider ein 
Schönheitsfehler in der Wirtschaftsentwicklung der 
letzten Jahre. Es ist ein Trauerspiel um diese .In­
vestitionshilfe, wenn man feststellt, daß bis zum 
Jahresende 1952, wo eigentlich eine Milliarde aus 
der Wirtschaft für Investitionen in den Grund­
stoffindustrien aufgebracht werden sollte, nur 
ganze 480 'Millionen aufgebracht werden konnten. 
Die deutsche Wirtschaft hat sich mit dieser Investi­
tionshilfe kein gutes Zeugnis der Solidarität aus­
gestellt, und ich glaube, es wird in den nächsten 
Jahren in bezug auf die Investitionshilfe für die 
Grundstoffindustrien noch ein ganz anderes Wort 
gesprochen werden müssen, wenn die deutsche 
Wirtschaft weiterhin vorwärts kommen will. Erst 
als nach dem Abflauen des · Korea-Sturms nicht 
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mehr um jeden Preis verkauft werden konnte, in 
der Wirtschaft wieder genauer kalkuliert und die 
Käufer auf dem Inlands- als auch auf dem Aus­
landsmarkt wieder gesucht werden mußten, begann 
der Sturm der Privatwirtschaft auf den Staat. · 

Aber, meine Damen und Herren, merken Sie 
denn nicht, daß alle diese Vorwürfe, der Staat habe 
zu viel Geld, das er der Wirtschaft wegnimmt und 
in unnötigen Investitionen festlegt, eine einzige 
Kritik der Finanz- und Steuerpolitik des Bundes 
sind? Die Wirtschaft verlangt bessere Möglich­
keiten der Selbstfinanzierung. Zuständig dafür ist 
der Bunqesfinanzminister. Der Kapitalmarkt soll 
gefördert werden; zuständig dafür ist die Bundes­
regierung. Die Vorwürfe, die. auch von einem Teil 
der bayerischen Wirtschaft gegen den bayerischen 
Staat erhoben werden, richten sich im Grunde ge~ 
nommen gegen die Wirtschafts- und Finanzpolitik 
des Bundes. 

(Abg. Dr. Raas: Nun sind wir ja da, wo wir 
. hinkommen wollen!) · 

Die Wirtschaft hat jetzt ihre ersten Erfolge in der 
Form der sogenannten kleinen Steuerreform. Es ist 
nun die Frage, wie dieses Entgegenkommen auf die 
Kritik wirkt. Ich gehe sogar mit der Kritik der 
Wirtschaft in bezug auf die Selbstfinanzierungs­
möglichkeiten ein Stück Weges konform. Es gibt 
heute Wirtschaftszweige, _die _infolge Konkurrenz 
plus Steuergesetzgebung nicht in der Lage sind, 
die notwendigen Mittel zur Rationalisierung auf­
zubringen. Es gibt ferner Wirtschaftszweige, die 
infolge der Preisentwicklung nicht mehr in der 
Lage sind, mit gleichgearteten Wirtschaftszweigen 
in der Bundesrepublik zu konkurrieren. Ich komme 
darauf später noch zu sprechen. 

Aber, meine Damen und Herren, es gibt in der 
deutschen Wirtschaft auch andere Fälle. In der 
Fachpresse hat vor längerer Zeit die Ent.flechtung 
des Mannesmann-Konzerns eine außerordentliche 
Rolle gespielt: Der 1Vi:aiu1esmann-Konzern ist be­
kanntlich entflochten und aus ihm eine Holding­
Gesellschaft gebildet worden, die drei Nachfolge­
gesellschaften umfaßt, nämlich die Mannesmann-AG 
Düsseldorf, die „Konsolidation"-Bergbau-AG und 
die Stahlindustrie und Maschinenbau-AG. Diese 
drei Gesellschaften repräsentieren zusammen ein 
Aktienkapital von 320 Millionen D-Mark, nämlich 
Mannesmann 240, Konsolidation 53,3 und Stahl­
industrie 26,7 Millionen .D-Mark. Das Aktienkapi­
tag des alten Mannesmann-Konzernes betrug 
160 Millionen D-Mark. Nun werden im Umtausch­
verfahren Namensaktien von je 100 DM ausge­
geben, und zwar erhält jeder Aktionär auf je 
600 Mark alter Aktien 9 Aktien der neuen Man­
nesmann-AG, 2 Bergbau-Aktien und eine Aktie 
der Stahlindustrie- und Maschinenbau-AG. Damit 
hat jeder Aktionär für 600 RM alter Aktien 
1200 D-Mark neue Aktien bekommen, also ein 
Umstellungsverhältnis von 1: 2. 

(Hört, hört!) 
Das ist .aber noch nicht alles. Die Gesellschaft zahlt 
auf die neuen Aktien sofort 6 Prozent Dividende. 
Sie hat außerdem 24 Millionen D-Mark gesetzliche 

Rücklage und weitere 65 Millionen als außerordent­
liche und freie Rücklage erübrigt und angeblich im 
Hinblick auf den Lastenausgleich zurückgestellt. 
Dabei ist diese Gesellschaft völlig schuldenfrei, und 
das ist eine Erscheinung, um die sie wahrschein­
lich jeder Unternehmer und jeder Kaufmann "in 
der Zeit vor 1914 beneidet hätte. Es geht also auch 
anders in der deutschen Wirtschaft. Solange solche 
Verzerrungen in unserer Wirtsc...h.aft vorhanden 
sind und nicht durch eine prohibitive Besteuerung 
der Übergewinne die Mittel für die Fremdfinan­
zierung wichtiger Wirtschaftszweige wie Bergbau 
und Energieversorgung planmäßig bereitgestellt 
werden, solange wird keine Ordnung in unserer 
Wirtschaft sein. Ich habe vorhin bereits gesagt: 
Nun soll die Wirtschaft ihren Willen haben und soll 
Selbstfinanzierungsmöglichkeiten in einem gewis.; 
sen Umfang durch die Steuerreform bekommen. 
Aber warten wir einmal ab, ob dies das richtige 
Mittel ist, um die Wirtschaft zu befriedigen! Ich 
glaube es nämlich nicht. 

Gestatten Sie mir, daß ich nun nach diesem 
wirtschaftlichen Überblick zurückkehre zu Herrn 
Generaldirektor Dr. Seeling, der ja der Veranlasser 
dieser Interpellation ist! Ich muß mich insofern 
noch einmal mit ihm beschäftigen, als e·r in einer 
Pressebesprechung in München, die von der in­
formationsstelle der bayerischen Wirtschaft einbe­
rufen und zu der nicht sämtliche Pressevertreter 
geladen waren, in einer noch viel schärferen Form 
gegen den bayerischen Staat angegangen ist. Er hat 
in dieser Pressebesprechung festgestellt, „daß rund 
95 Prozent der Unternehmen, die sich in Bayern 
in staatlicher Hand befinden, nicht in der Lage 
sind, Gewinne abzuwerfen. Sie werden wahrschein­
lich sogar erhebliche Zuschüsse fordern. Trotzdem 
wird von seiten des Herrn Staatssekretärs im 
bayerischen Finanzministerium Dr. Ringelmann 
eine Wirtschaftspolitik betrieben, die zu einer kal­
ten Sozialisierung erschreckenden Ausmaßes ge­
führt hat." Wenn man mit solchen Formulierungen 
in der Öffentlichkeit in Bayern operiert, dann muß 
ja der Staat der Bevölkerung gegenüber als der 
schwarze Wolf erscheinen. 

(Zuruf des Abg. Elsen) 
- Herr Kollege Elsen, seien Sie bitte etwas vor­
sichtiger! Es ist eine Tragikomödie der Geschichte, 
daß Sie von diesem Industrieinstitut in Köln auch 
etwas bei den Fittichen genommen werden. Dieses 
Industrieinstitut in Köln schreibt nämlich über den 
bayerischen Staatskapitalismus folgendes: 

Die Tendenz des Staatskapitalismus in Bayern 
wird deutlich bei den Angaben der Bayerischen 
Staatsbank, 

die sich allerdings den jüngsten Expansions­
plänen im bayerischen Finanzministerium versagt 
hat -

für das Handbuch der deutschen Aktiengesell­
schaften. 

In der Ausgabe 1951/52 ist nämlich über die Baye-
rische Staatsbank zu lesen: · 

... als Hausbank des bayerischen Staates 
durch Kassenkredite, unmittelbare Kredithilfe 
zu. Zwischenfinanzierungen im Rahmen des 
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Haushaltsplans,Durchführung wichtiger öffent­
licher Finanzierungsaufgaben. Bezeichnend für 
die Entwicklung des Instituts ist jedoch seine 
immer enger gewordene unmittelbare Ver­
flechtung mit allen Schichten der bayerischen 
Wirtschaft als moderne Handelsbank und die 
wesentliche Erweiterung seines Außenhandels­
geschäftes. Führende Mitwirkung an Wert.:. 
papieremissionen, maßgebliche Beteiligung bei 
der Gründung der Allgemeinen Deutschen In­
vestment-Gesellschaft mbH. München. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Wer ist damit ge-
meint? Die Staatsbank? - Oh! oh!) 

- Ja, Herr Kollege Dr. Lacherbauer, ich stelle nur 
fest, was außerhalb Bayerns über den bayerischen 
Staat und über die bayerische Wirtschaft gesagt 
wird. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Da ist schon allerhand . 
gesagt worden!) 

Ich bezeichne es insofern als Tragikomödie der Ge­
schichte, als Herr Kollege Elsen als der Verfechter 
der Interessen der privaten Wirtschaft auftritt, in­
dem er dem bayerischen Staat jede privatwirt­
schaftliche Betätigung untersagen will. Denken E'ie 
an den Antrag, der sich mit dem Hafen in Regens­
burg befaßt. In Wirklichkeit ist er als Mitgiied 
des Direktoriums der Bayerischen Staatsbank der 
Wolf im Schafpelz, 

(Heiterkeit) 

der mit Hilfe der Allmacht des Geldes der Privat­
wirtschaft vollends den Hals abdreht. So stellen 
sich die Verhältnisse in Wirklichkeit dar. 

(Abg. Kiene: Das muß man eben können! -
Abg. Dr. Lippert: Er ist erkannt! :---- Abg. 
Dr. Lacherbauer: Eine Freude ist die Staats-

bank auch nicht!) 

Meine Damen und Herren! Die Tendenz dieser An.,. 
griffe von außerbayerischer Seite interessierer,i. 
meiner Auffassung nach die Staatsregierung außer­
ordentlich. Ich stehe nämlich auf dem Standpunkt, 
daß es nicht riur den Bankhäusern Trinkhaus in 
Köln oder der neu gegründeten Firma Dr. Schacht 
in Düsseldorf erlaubt sein soll, sich mit bank­
mäßigen Geschäften zu befassen, sondern daß 
auch die bayerische Staatsregierung eine Bank 
haben muß, die in der Lage ist, den Erfordernissen 
der modernen Wirtschaft gerecht zu werden. Es 
würde mich sehr freuen, wenn der Herr Minister­
präsident oder der Herr Staatsminister für Finan·· 
zen anläßlich eines Besuchs in Düsseldorf oder in 
Bonn einmal darauf hinweisen würde, daß diesei;; 
Industrieinstitut in Köln bei seiner starken Verbin­
dung mit der Bundesregierung mit den Angriffen 
gegen die bayerische Wirtschaft und den bayeri·· 
sehen Staat in Zukunft etwas vorsi~tiger sein soll. 
Wir müssen unter allen Umständen die, wie ich 
ausdrücklich betone, nur von einem Teil der baye­
rischen Wirtschaft gestarteten Angriffe gegen den 
Staat auf das richtige Maß zurückführen. Wenn 
uns also für die Zukunft eine Auseinandersetzung 
bevorsteht, dann wünsche ich nur, die vom Herrn 
Staatsminister der. Finanzen vorgestern gehaltene 

Rede und diese Diskussion um die wirklichen 
Hintergründe der Angriffe möchten dazu führen, 
daß sich das ganze' Haus schützend vor den baye­
rischen Staat stellt. In Wirklichkeit, Herr Kollege 
Dr. Baumgartner, sind diese Angriffe nichts ande­
res ~ls Angriffe gegen einen gesunden Föderalis­
mus, wie er von der ·bayerischen Staatsregierung 
vertreten wird. 

(Sehr richtig! in der Mitte~ Abg. Elsen: Das 
hat sie gestern beim Bundesnotenbankgesetz 
bewiesen. - Zuruf von der BP: Eine sonder­
bare Auslegung von Föderalismus! - Abg. 

Kiene: Das ist ein doppeltes Spiel!) 
Nun, Herr Kollege Dr. Baumgartner, waren Sie 

so liebenswürdig, uns Sozialdemokraten wegen des 
Problems der Sozialisierung anzusprechen. Ich 
glaube, es hat angesichts der Forderungen be­
stimmter politischer Kräfte in .der Bundesrepublik 
und der Gewerkschaften zu Fragen der Sozialisie­
rung nicht viel Zweck, über dieses Thema in Bay­
ern von diesem Platze aus zu sprechen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Der Herr von Knoe­
ringen hat es getan! - Abg. vonKnoeringen: 

Nein!) 
- Mein Kollege von Knoeringen hat ausdrücklich 
erwähnt, daß die Fragen der Sozialisierung auf 
einer höheren Ebene entschieden werden müssen. 

(Abg. :br. Baumgartner: Wir wollen aber 
wisse])., was Sie denken. - Heiterkeit) 

- Ich will Ihnen, Herr Kollege Dr. Baumgartner, 
sagen, was wir bayerische Sozialdemokraten über. 
die Sozialisierung denken. 

(Abg. Kiene: Sie sind doch kein Beichtvater! 
- Abg. Hagen Georg: Das hat Herr Kollege 

von Knoeringen gesagt!) 
Die Wirtschaftsform eines Landes, Herr Kollege 
Dr. Baumgartner, ist nicht etwas Starres; sie ändert 
sich zwar nicht von Tag zu Tag, aber doch im Laufe 
der Zeit. 

Sie haben nun, Herr Dr.'Baumgartner„ auf Sq:zia­
lisierungsmaßnahmen in anderen Ländern hinge­

. wiesen. Dazu möchte ich Ihnen folgendes sagen: 
Abgesehen vom osteuropäischen Raum, wo nach 
einem System des ausgesprochenen Staatskapita­
lismus verfahren wird, haben sich auch in den 
westeuropäischen Staaten die politischen Kräfte 
nach 1945 veranlaßt gesehen, Sozialisierungsmaß­
nahmen durchzuführen. 

(Abg. Dr. Soenning: Mit welchem Erfolg!) 

Ich verweise auf Österreich, wo man eine N ationa­
lisierung der Energieversorgung vorgenommen hat. 
Die Wirtschaftskreise sowohl der Österreichischen 
Volkspartei als auch der Sozialdemokratie sind der 
Meinung, daß das Durcheinander in der österrei­
chischen Wirtschaft wahrscheinlich noch größer ge­
worden wäre, wenn nicht nach 1945 dfe Nationali­
sierung der Energieversorgung in Österreich vor­
genommen worden wäre. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Die haben es immer 
noch!) 

Ich darf Ihnen noch sagen, daß die französische 
Wirtschaft im Rahmen der europäischen Sozialisie­
rungsmaßnahmen die Kohlenwirtschaft, die Stahl-

8 
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wirtschaft und .die EnergiewirtsChaft nationalisiert 
hat. 

(Abg. Dr. Bungartz: Und die Automobil­
industrie. - Zuruf aus der Mitte: Sie ist 

pleite!) 
- Einen Moment, Herr Kollege Dr. Bungartz! Ich 
wolite in bezug auf die Grundstoffindustrien auf 
etwas ganz anderes hinauskomme~. 

(Abg. Dr. Bungartz: Ich weiß schon.) 
Die Nationalisierung der Grundstoffindustrien in 
Frankreich hat es möglich gemacht, daß sich diese 
Industrien seit 1945 ausbreiteten und letztlich, 
sagen wir einmal, die Veranlasser zur europäischen 
Montanunion geworden sind, aus der, wie heute 
festzustellen ist, Frankreich den größten Vorteil 
zieht. 

(Zuruf aus der Mitte: Das ist kein Wunder!) 

Auch in England, Herr Kollege Dr. Baumgartner, 
hat man sozialisiert. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Und wie! Wir haben 
Berichte darüber.) 

- Immerhin stellt auch die konservative Regierung 
in England heute fest, daß es einzig und allein 
durch die Nationalisierung des Kohlenbergbaus 
möglich war, die Kohlenförderung in England zu 
steigern. 

(Zurufe von verschiedenen Seiten) 

- Bitte keine .A!Ufregung! Ich trag,e Ihnen ja nur 
Maßnahmen anderer Länder vor. Mit deren Er­
gebnissen haben sich die ainderen aus,einanderzu­
setzen. Ich möchte aber noch etwas rhin:zmfügen. 

(Abg. LaHinger: Warum verteidigen föe die· 
Sozialtsä.erung, wenn Sd:e diese nicht wollen?) 

- Lassen Sie mich doch ausreden; ich will Ihnen 
n<ur sagen, was wir in Baye'rn wollen. Nach 1945 
war der Großteil der deutschen Bevölkerung 

(Abg. Dr. Sqenning: Da war ein Notzustand!) 
. a:us der Erkenntnis gewisser wirtsch,aftspolitischer 

Tendenzen eines Teils der deutschen Industrie vor 
1933 und während der Jahre 1933 bis 1945 der 
Meinung, daß daraus die Konsequenzen gezogen· 
werden sollten. 

(Abg. Dr. Soenning: E·inen Notzustand kann 
man n<icht verewigen.) 

Ich glaube, der Notzustand ist in Westdeutsch­
land noch nicht überwunden. Ich stelle nur fest, daß 
1945 die Erkenntnis vorhanden war, es gehe so 
nicht mehr weiter wie ·es 'bis Z:um Jahre 1945 ge­
gangen ist. 

(Abg. Dr. Soenning: Damals war ·ein Trüm­
merhaufen da!) 

Ich möchte Ihnen nun e<inen Auszug aus einem 
Programm vorlesen, in dem es heißt: 

Die Wirtschaft bedarf 'der sinnvollen Lenkung, 
an der die aus den Kreisen der Berufsverbände 
gewä!hlten Selbstverwal1mngsor.g.ane der Wirt­
schaft teilnehmen sollen. Der Arbeitnehmer­
schaft ist in allen Gremien der Wirtschafts­
lenkung e,in entsprechender Einfluß einzuräu­

. men. Im Rahmen der gelenkten Wirtschaft be-

jahen wir diie private Initiativ'e a:ls wesent1iche 
Antriebskraft der sch,affenden Menschen. 

In Punkt 19 heißt es: 
Wenn die Rücksicht au•f di:e Allgeme,inheit es 
fordert, sollen für die Allgemein<heit lebens­
wichtige Produktä.onsmittel, Großbanken und 
Versicherungsunternehmen gegen angemessene 
Entschädigung in Gemeine:i:gentum überführt 
werden. Ei:gentl!m an Bodenschätzen und an 
wichtigen Kraftquellen, an V,erkehrseinrichtun­
gen und Unternehmen der Energieversorgung 
soll d:n der Regel Körperschaften oder Genossen­
schaften öffentl>ichen Rechts zusteihen. Beson­
ders wenden wir uns .gegen den Zusammen­
schluß von Unternehmungen zum Zwecke der 
Zusammenballung wirtschaftlicher Macht. 

Meine Damen und Herren! Wissen Sie, wo das 
steht? - Das steht in dem 30-Punkte-Programm 
der Christlich-Sozialen Union vom Dezember 1946. 

(A:bg. Dr. Schedl: Aktionsprogramm hed.ßt es!) 
Gestatten S~e mir noch, aus einer Rede aus dem 
Jahre 1947 folgendes anzuführen: 

Man braucht n<icht Kollektiv:ist zu sein, um die 
Berechtigung von arbeitslosen Einkommen ab­
zustreHen. Man braucht nicht Kollektivist zu 
sein, um das bestehende Eigentums- und Ver­
tragsrecht, soweit es positivistischer Natur ist, 
als abänderlich zu betrachten und ·es mit einem 
unantastbaren Naturrecht :;DU verwechseln. Man 
braucht nicht Kollektiv·ist zu seä.n, um zu er­
kennen, daß die Z·eit für monopoH<stische privat~ 
k,apitalistische Großunternehmen vorbei ist. Im­
mer ·und zu j,eder Zeit kann unbeschadet ·e,iner 
unbestechl,ichen naturrechtlichen AUffassung 
über Menschenrechte und persönliche Freiheit 
das 'bestehende Recht am Eigentum daraufhin 
überprüft werden, ob es .gut sei und wie es 
nach den Bedürfnissen der Zeit umgestaltet 
werden kÖnnte. 

Me,ine Damen .und. Herren! Das .ist e•in Auszug 
aus einer Rede runseTes hochverehrten Herrn Mi­
nisterpräsidenten Dr. Efhard auf dem Part,e:itag der 
CSU in Eichstätt im J.ahre .. 1947. 

(Zuruf von der SiPD: Das kennt Kollege 
Elsen nicht! - Abg. Dr. Weiß: Der Herr 
KoUege Junker meint, die CSU habe in­
zwischen etwas gelernt, nur d.te SPD 

· nicht!) 

- Das könnte eventuell möglich sein. A:ber, Herr 
Kollege Dr. Baumgartner, waren Sie im Jahre 
1947 nicht auch an der Abfassung die.ser 30 PunMe 
beteiligt? 

(.&bg. Dr. ·Baumg,artner: Ne,in, 1da war ich 
nicht beteJI.igt!) 

Ich könnte Ihnen aher ·an einigen Punkten des 
Programms nachweisen, daß Sie mitschuldig sind. 

(Ahg. Dr. Baurngartner: Ich bin es nicht; 
man hat mich nicht .gefragt.) 

Meine Damen und Herren! Was will ich damit 
sagen? Damit will ich sagen, daß das Problem der 
Sozialisierung auch in unserem bayerischen Land 
nicht etwa aus den Fringern gesogen ist. 

(Abg. Junker: Daß es wandefüar ist!) 
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Wir haben j•a nichts zu sozialisi:eren. W1.'r haben 
fast keine Grundstoff.industrie. Die wenigen Grund­
stoffe, diie wir in Bayern haben, haben wir bereits 
verstaatlicht. Der Jammer' ist nur, daß die Betriebe 
der Grundstoffindustrie vom bay·erischen Staat im­
mer unterstützt werden müssen, weil die Voraus­
setzungen für eine ergiebige Produktion einfach 
nicht gegeben sind. 

Aber es 1blefüt uns vielleicht ein Wirtschaftszweig, 
Herr Kollege Dr. Gei:slhör.inger - er tist nicht 
da·--

(Ziurufo: Doch, da sitzt er!) 

- V:erzeihun;g, Herr KoHege, ich habe Sd!e beiµahe 
nicht gesehen. Herr Kollege Dr. Geislihöringer, es 
b1eibt uns vielleicht eiin Wii.rtschaftszweig, über den 
wir beide uns ja ständig 'lmter:halten: die Energie­
versorgung. Ich steHe fest, daß sich mH der Ener­
gieversorgung seit den letzten Strompreiserhöhun­
gen diie ganze bayerische Wirtschaft beschäftigt und 
daß sie der Aruffassu'l11g ist, daß es so nicht mehr 
weitergeht. 

(Abg. Dr. Bungartz: Beim Bayemwerk!) 

Der Herr Fiinanzminrl.ster, g1au:be ich, ist es gewe­
sen, der in Nordbayern der dortig.en Wirtschaft und 
insbesondere der Textilindustrie versprochen hat, 
in •eine Untersuchung der Ene11giepreise ednz1Ut:roe­
ten, um eventuell 

(Zuruf des Aibg. Bantele) 

dleser Wirtschaft in Oberfoanken zu helfen, die 
infolge der hoihen Strompreise g.egenüber der west­
deutschen Textüindustrie ohne Zweii.fel nicht mehr 
konkurrenzfähig fat. Ich ihaibe mich davon restlos 
überze.ugt; Herr Kollege Hantele, ich stamme ja 
selbst aus dieser Ind!ustri-e. 

In Nürnbe11g war kürzlich ed.ne Versammlung 
der kommunalen Energieversorgungsunternehmen. 
iHerr FJ.Tuanzminister, ich :gla1UJbe, Sie sind davon 
unterl'ichtet. Diese kommunalen Verso:rogiungsunter­
nehmungen haben .gefo11dert, daß die Spannen 
zwischen den Überlandwerken und den kommuna­
len Versor.gungswerken so gestaltet wer.den, daß 
auch die kommunalen Versorgungswerke weüer­
hin - na, lieh will mich mal vorsichtig ausdrücken 
- lebensfäh1g blefüen. Das sind ·alles Symptome 
und Erscheinungen •auf dem Ge1biet der Energie­
versorgung, die im Grunde genommen - darüber 
sind sich die Fachleute, Herr Ko11e.ge •Dr. Geislhö­
r.inger, der Energieversorgung ·einig - eine Zu­
sammenfassung dieses Industriezweigs verlangen. 

(Zumf von der BP: Dann wird er noch 
teur·er!) 

Nun weiß ich, daß der Ministerrat kürzlich den 
·Beschluß gefaßt hat, daß das Bayernwei·k eine 
Enquete über den Strompreis durchführen soll. 
Meine Herren Staatsminister, 

(.A;bg. Bantele: Der Angeklagte führt die 
Untersuchung!) 

mit dieser Untersuchung · durch das Bayernwe:r:k 
erreichen Sie nicht ·das geringste, 

{Bravo! Bravo!) 

weil das Bayernwerk .an der Strompr·eii.sbildung. 
selbst mitheteiligt isf. Wenn man eine Enquete 
über den Strompreis in Bayern veranstaltet, dann 

{Aibg. Dr. Bungartz: Kommen Sie zu uns!) 
ist man schon gezwungen, einige zehntausend Mark 
ausziugeben •und die Verhältnisse vom Ursprung 
der Stromerzeugung bis zum letzten Verbraucher 
einwandfrei ziu untersuchen, wie ·es denn eiLgentlich 
kommt, daß der Strom meinetwegen heim Bayern­
werk am Walchens·ee 5,6 Pfennig kostet, während 
der Kleinabnehmer oder auch der Sondertarifab­
nehmer einen PreiJs zahlen muß, der ihm unter 
den 'heutigen Umständen als etwas zu hoch vor­
kommt. Das d.st ·ed.ne außerordentlich wichtige Frage 
für die gesamte bayerische Wirts~aft. Es würde 
mich freuen, wenn die Staatsr·egierung zu der Er­
kenntnd.s Gkäme, daß nichts schneller zu einer Lö­
sung der Ene:rogfofrage in Bayern führt als eine 
solche :große Enquete üiber •den Strompre·is in 
Bayern. 

Aber, meine Damen und Herren, sollen wir des­
wegen an die. Sozialisierung der E:ne11gieversorgung 
in Bayern herangehen? Auch das ist doch eine 
Frage, die wir ·angesichts der wd.rtsch1aftspolitischen 
Konzeptionen der Bundesr·epublik übe11h.aupt nicht 
mehr entsch·ei:den 1können. 

(Abg. Dr. Geislihöringer: Die Sozialisierung 
haben wiir ja schon beinahe!) 

- Beinahe haben wir sie. Aher ich .bin damit noch 
nicht ganz zufri:ed:en, Herr Kollege ·Dr. Geislhörin­
•ger. Ich stel1e mir unter einer Zusammenfassung 
der Energ:ieversol'lgung d.n Bayern leider etwas 
ande'.l'.'es vor als Sie. 

(Abg. Dr. Lach•eriba1uer: Was v·erstehen Sie 
denn darunter?) 

Wiir werden uns zur gegebenen Zeit darüiper 
noch unterhalten müssen. 

Meine Damen und Herren! Sollen wir also die 
Energieversorgung sozialisieren? Ich glaube, Herr 
Kollege Dr. Baumgartner, über diese Fragen der 
Sozialisierung der Grundindustrien - und . um 
nichts anderes geht es jetzt - -

(Abg. Bantele: Zunächst! - Es stehen noch 
andere Sachen in Ihre;m Programm!) 

Ich weiß nicht, was Sie meinen, Herr Kollege 
Bantele. Ich sage, die Forderungen der Gewerk­
schaften und auch des sozialistischen Aktionspro­
gramms der Sozialdemokratischen Partei 

(Abg. Op den Orth: Und des 30-Punkte-
Programms!) . 

gehen nach einer Überführung der Gr~ndstoff­
industrien in Gemeinwirtschaft. Ich weiß es nicht, 
wann darüber diskutiert wird. Aber eins weiß 
ich: Wenn die Sozialdemokratische Partei durch 
Wahlen, vielleicht durch die nächsten Bundestags­
wahlen, zu einer gewissen politischen Macht 
kommt - meine Damen und Herren, seien Sie 
sich doch darüber klar, um diese Fragen geht es 
in den nächsten Monaten! -, dann können Sie 
Gift darauf nehmen, daß über die Frage der Über­
führung der Gr_undstoffindustrien in Allgemein­
besitz gesprochen wird. Ich hoffe als Sozialdemo­
krat nur, daß dann diejenigen, die im Jahre 1946 
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die Erkenntnis gewonnen haben, daß sie in der 
Sozialisierung mittun müssen, auf Grund der 
neueren Wirtschaftsentwicklung in der Bundes­
republik mit uns Sozialdemokraten marschieren 
werden. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Koalitionsangebot! 
Zuruf rechts: Zukunftsmusik!) 

Ich weiß, daß wir im Jahre 1953 leben. Aber der 
Unterschied, Herr Kollege Dr. Baumgartner, zwi­
schen Ihnen und uns ist der, daß wir aus einer 
Erkenntnis eine Konsequenz ziehen und an dieser 
Konsequenz festhalten, während Sie sie verlassen. 

(Beifall bei ·der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer-: Meine Damen und 
Herren! Ich schlage vor, die Beratung der Inter­
pellation jetzt zu un.terbrechen. - . 

Vor ·der Pause erteile ich noch das Wort zu 
einer persönlichen Bemerkung gemäß § 68 der Ge­
schäftsordnung dem Herrn Abgeordneten Klotz. 

Klotz (BP): Meine Damen und Herren, Hohes 
Haus! Der Herr Landtagspräsident hat mir heute 
morgen wegen eines von mir gemachten Zwischen­
rufes einen Ordnungsruf erteilt. Ich lege hier zu 
Protokoll Protest gegen diesen Ordnungsruf ein, 
da er gegen die §§ 74 und 76 Absatz 1 der Ge­
schäftsordnung verstößt. Ich behalte mir weitere 
Schritte gemäß.§ 78 der Geschäftsordnung vor. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Beratungen 
sind jetzt unterbrocheh. Die Sitzung wird wieder 
aufgenommen nachmittags um 3 Uhr. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 23 Minuten 
unterbrochen) 

Präsident Dr. Dr. Huridhammer nimmt die Sit­
zung um 15 Uhr wieder auf. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Beratungen 
sind wieder aufgenommen. 

Meine Damen und Herren! Ich bin gezwungen, 
die Sitzung mit einer ernsten Mitteilung zu er­
öffnen. Heute vormittag ist Herr Abgeordneter 
Julius Hofer verstorben. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 
Herr Abgeordneter Hofer war gewählt im Stirrim­
kreis Schwabach-Stadt und -Land. Er ist 1890 ge­
boren, war gelernter Goldschmied und Partei­
sekretär der SPD.· Im Jahre 1933 wurde er ver­
haftet und kam ins KZ Dachau. 1944 wurde er 
wieder verhaftet und nochmals ins KZ verbracht. 

Dem Bayerischen Landtag hat Herr :Abgeord­
neter Hofer seit 1946 angehört. Sie kennen ihn 
aus den Debatten hier im Plenum und vor allem 
aus seiner Arbeit im sozialpolitischen Ausschuß 
und im Geschäftsordnungsausschuß. Wir werden 
ilim ein ehrendes Gedenisen bewahren. 

Die Beisetzung und Überführung von Schwa­
bach nach Nürnberg ist auf übermorgen, Samstag, 

------------
14 Uhr 45 Minuten, angesetzt. Die Einäscherung 
findet am Mon'"ag, dem 9. Februar, 13 Uhr, im 
Krematorium in Nürnberg statt. - Sie haben sich 
zum Gedächtnis des Verstorbenen von Ihren 
Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Wir fahren in der heute mittag abgebrochenen 
Debatte fort. Nächster Redner nach der Redner­
liste ist Herr Abgeordneter Dr. Guthsmuths. Ich 
erteile ihm das Wort. 

· Dr. Guthsmuths (BHE): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Im Rahmen einer solchen In­
terpellation, mit der wir uns nun schon eine Reihe 
von Stunden beschäftigen, stehen wir vom BHE 
auf dem Standpunkt, daß es wohl richtiger wäre, 
sich dabei mehr auf Grundsatzfragen als auf Ein­
zelheiten zu konzentrieren, nachdem uhs der Herr 
Finanzminister in seinem ausführlichen Bericht 
die Fragen, die die Interpellanten beantwortet 
wissen wollten, bereits vorweggenommen hat. 

Wir beobachten mit einer gewissen Sorge, daß 
man sich allzu viel mit den Problemen der Volks­
wirtschaftspolitik befaßt und allzu wenig mit den 
Dingen, die wir in das Gebiet der Betriebswirt­
schaftspolitik verwiesen wissen möchten. Wir 
stehen bestimmt nicht in dem Verdacht, hier 
irgendwie weltanschaulich hypothekarisch belastet 
zu sein; denn wir neigen zu. der Auffassung, daß 
jede Zeh ihre sozhle Frage hat. Eine solche soziale 
Frage erster Ordnung ist für uns die Frage der 
wirtschaftiichen Eingliederung. Ich bringe sie jetzt 
in einem Zusammenhang mit der Begi:ifiidung,· die 
uns Herr von Knoeringen zu der Interpellation 
gegeben hat. Wir kommen dabei nicht darum her­
um, uns mit einigen Begriffsbestimmungen aus­
einanderzusetzen, und wir halten es aus einer ge­
wissen Taktik zur Beurteilung des Verständnisses 
heraus für notwendig, daß wir uns auch mit ihnen 
beschäftigen. 

Herr Kollege von Knoeringen, Sie haben in 
einem anderen Zusammenhang einmal vor einiger 
Zeit in diesem Hohen Haus mit ernsten Worten 
darauf hingewiesen, daß Sie eine gewisse Tech­
nisierung der Demokratie beobachten. Wir schlie­
ßen uns dieser Auffassung an; denn wir sehen,, 
daß das technisch-konstruktive Denken allmählich 
beginnt, uns in unserer Handlungsfreiheit einzu­
schränken. Man hat uns lange Jahrzehnte als das 
Volk der Organisation bezeichnet. Wir sind aber 
jetzt auf einem Weg, bei dem wir sagen müssen, 
wir sind in einer Denkungsart verhaftet, di.e uns 
in die Gefahr bringt; wirtschaftliche oder soziale 
Dinge nicht mehr um ihrer selbst willen zu be­
trachten und sie entsprechend zu lösen. Wir beob­
achten vielmehr mit einer gewissen Besorgnis, daß 
man allzu sehr geneigt ist, sie unter dogmatische 

. Vorzeichen zu stellen. · 
Wir erkennen vollauf an - und iCh sage das 

bestimmt nicht, weil ich dieser Regierung selbst 
mit angehöre, sondern es ist der grundsätzliche 
Standpunkt des BHE -, daß Bayern auf dem G_e­
biet der Lösung der wirtschaftlichen Eingliede­
rung und der Wiederseßhaftmachup.g, der Begrün­
dung neuer Existenzen Hervorragendes geleistet 
hat. Wir betonen dabei aber, daß wir das als eine 



Bayerischer Landtag - 125. Sitzung. Donnerstag, den 5. Februar 1953 663 

(Dr. Guthsmuths [BHE]) 

der vornehmsten Aufgaben der Wirtschaftspolitik 
und nicht der Finanzpolitik betrachten. Die Finanz­
politik kann zweifellos aus ihrem Wirkungsbereich 
heraus Hilfsstellungen geben. Wir wissen auch, 
daß es Kreise gibt, die recht gern auf eigenen 
Wegen wandeln und es verstehen, nach bestimm­
ten Abschreibungsmethoden sich von dem viel­
gelästerten Vater Staat Vorteile zu verschaffen. 
Es braucht nicht immer die Kreditbewilligung zu 
sein. Der moderne Kapitalismus kennt die ver­
schiedensten .Formen und Arten dafür. Wir mei­
nen aber, es darf nicht zum Gegenstand der Finanz­
politik werden, um daraus wirtschaftspolitische 
Konsequen.zen zu ziehen. · 

Die Fragen der Technik der Finanzierung sind 
dabei mit gestreift worden. Ich glaube, wir brau­
chen nach Beispielen dafür nicht so weit auf dem 
Erdball herumzusuchen, daß die Gestaltungskräfte 
der Wirtschaft zu Vormachtstellungen im Staate 
führen. Wir bekämpfen nicht nur in diesem Zu­
sammenhang, sondern lehnen grundsätzlich jede 
egozentrische Zusammenballung von Macht im 
Staat ab, und wir wissen ja aus der Entwiek:lung 
- im Laufe der Debatte sind genügend Beispiele 
dafür angeführt. worden -, daß, wenn Zusam­
menballungen von Macht mit Gruppen egozentri­
scher Richtungen sich im Staate bilden - von wel­
cher Seite auch immer - der Staat selbst dazu 
neigt, diese Kräftebildungen von sich aus wieder 
zu übertreffen. Es kommt dann zu jenen Span­
nungen, die sich, wie wir den Eindruck haben, hier 
zum Teil in der Debatte mit offenbart haben. Wir 
wollen dazu beitragen, diese Spannungsverhält­
nisse zu lösen, und meinen deshalb, daß es wichtig 
ist, sie aus dem Gesichtsfeld der dogmatischen 
Bindungen, die immer zu Unfreiheiten führen, 
herauszuheben. 

Wir sind auch der Auffassung, daß etwa Ver­
suche, den Liberalismus zu restaurieren, gerade 
auf dem Gebiet· der Wirtschaft im Jahre 1953 kaum 
noch einen Platz haben dürften. Die Kräftezusam­
menballungen widersprechen dem ja auch. 

Bei der grundsätzlichen Anerkennung der· Lei­
stungen des bayerischen Staates sind wir aber doch 
der Meinung, daß wir um gewisse kritische Be­
trachtungen nicht herumkommen. Wir können 
auch nicht darauf verzichten, weil wir der Auf­
fassung sind, daß wir die in Erscheinung getrete­
nen Tendenzen des Fiskalismus, die sich nach Mei­
nung der Kritiker sogar ais staatskapitalistisches 
Denken herauskristallisiert haben, nicht ohne 
eigene kritische Bemerkungen hinnehmen können. 

Dabei wenden wir uns an den Herrn Finanz­
minister. Wir sehen vor uns einen gewissen Ent­
wicklungsstand in der Wiedereingliederung der 
heimatvertriebenen Wirtschaft und anderer ge­
schädigter Gruppen und stellen dabei fest, daß die 
Frage der Staatsbürgschaften, die· in der Debatte 
eine so große Rolle gespielt hat, nicht diesen Um­
fang angenommen hätte und nicht zu jenen Er­
scheinungen geführt hätte, die die Kritiker auf 
den Plan gerufen haben, wenn der bayerische 
Staat sich rechtzeitig zu einer risikofreundlichen 

-----------~ 

Behandlung in der Frage der Liegenschaften hätte 
entscliließen können. Meine Damen und Herren, 
Sie werden vielleicht alle in der Lage sein, ein 
Beispiel dafür beizutragen, welches Spießruten­
laufen sich zwischen der Liegenschaftsabteilung 
und dem Landesamt für Vermögensverwaltung 
und Wiedergutmachung in vielen Fällen abgespielt 
hat; denken Sie nur an die Industrieplanungen 
auf dem ehemaligen Gelände der Muna-Anstalten, 
des Heeres und der Luftwaffe! Wenn Bayern und 
voran sein Finanzministerium und die nachgeord­
neten Behörden nur in etwa so verfahren wären, 
wie es andere westdeutsche Länder getan haben, 
dann wären wir zu einem erheblichen Teil um 
alle diese Dinge herumgekommen, die uns jetzt so 
in Spannung versetzen. Wir halten es noch nicht 
für zu spät, hier den Hebel anzusetzen und mit 
etwas mehr Risikofreude und etwas größerer Be­
weglichkeit, losgelöst aus dem fiskalischen Den­
ken, tätig zu werden. Heute vormittag fiel die Be­
merkung von der Institution der Vermögensbewah­
rung, die dazu neigt, auch Vermögensmehrung zu 
treiben. Der Staat darf nach unserer Auffassung 
in einer solchen Richtung niemals eine Politik des 
Festhaltens von Vermögenswerten betreiben, auch 
nicht eine Politik,· die dahin führt, daß es zum 
Selbstverwaltungsorgan wird, das zwangsläufig in 
den Kanal der Wirtschaftspolitik mündet. Wir 
meinen also, wenn man auf diesem Gebiet schnel­
ler und gründlicher verfahren wäre, wären uns 
auf dem einen Sektor, nämlich dem der Flücht­
lingsproduktivkredite und auch, bestimmter Kre­
ditsparten der Restitution und· Remontage, diese 
Dinge erspart geblieben. 

Ich darf das noch einmal wiederholen mit der 
Anregung für den Herrn Finanzminister, hier ein­
mal den ernsthaften Versuch zu machen, die Dinge 
aufzulockern und gerade den Kreisen, die von 
diesen Dingen stark betroffen sind, etwas mehr 
Zutrauen und vor allen Dingen die große Chance 
zu geben, aus der Bindung der Staatsbürgschaft 
nach Möglichkeit herauszubleiben, weil der Grund 
und Boden und die Liegenschaft das einzige ist, 
was die Bankwelt von heute beeindruckt, wenn es 
um die Frage der Sicherheiten geht. Hier gilt mehr 
denn je der Satz, den ich schon in einem anderen 
.Zusammenhang gebrauchte, daß man entschieden 
mehr Betriebswirtschaftspolitik und weniger 
Volkswirtschaftspolitik betreiben sollte. Noch ist 
die Zeit geeignet, um hier eine Wendung der Dinge 
herbeizuführen und um der - seien wir uns doch 
darüber klar! - bereits im Abklingen befindlichen 
Entwicklungsphase der Neugründung von Unter­
nehmungen zum Ziel zu verhelfen. Wir wissen 
doch, daß wir in den Sog des Strukturwandels der 
bayerischen Wirtschaft 'eine Reihe von Faktoren 
mit eingebracht haben, die ohne das Jahr 1945 
hi.er in diesem Raum nicht denkbar gewesen sind. 
Daß sie finanziell und durch ein Bürgschaftsvolu­
men abgesichert werden mußten, war eine staats­
politische Notwendigkeit. Hier liegt für uns die 
Grenze der Bejahung der Mitverantwortung -
nicht der Mitbestimmung, sondern der Mitverant­
wortung - des Staates an der Absicherung der 
Betriebe auf einer Grundlage, die, wie es ja die 
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Staatsregierung bei ihrem Amtsantritt verkündet 
hat, nur in der Richtung der Schaffung gleicher 
Wettbewerbsverhältnisse für alle liegen darf, also 
gleicher Start, gleiche Bedingungen und die gleiche 
Marschroute für alle Betriebe in derselben 
Branche. 

Um die K:i:itik abzurunden, darf ich noch etwas · 
anderes erwähnen. 

Wir haben den Eindruck, daß wir uns, wollen 
wir aus der Übersättigung des technisch Konstruk­
tiven herauskommen, auch entschließen .müssen, 
einmal ernsthaft an die Frage der Vereinfachung 
des ganzen Verfahrenszuges zu denken. Diese 
Dinge fangen an, uns apparaturmäßig in einer 
Weise zu belasten, die selbst dem Staat nicht an­
genehm sein kann. Das darf ich Ihnen aus viel­
fachen Beobachtungen sagen. Wir wären absolut 
bereit, eine solche Reform ernsthaft in Angriff zu 
nehmen, und meinen, daß wir damit - ohne etwa 
die kontrollierende und regulierende Instanz des 
Parlaments ausschalten zu wollen, Herr von Knoe­
rh~gen - doch den Kritikern außerhalb des Par­
laments wesentlich Wind aus den Segeln nehmen 
würden; denn. dann würden wir eine. Bereinigung 
in der Weise vornehmen, daß wir erstens einmal 
die Unzufriedenheit mit der Handhabung und dann 
den ständigen Eindruck der apparatemäßigen 
Übersetzung des ganzen Verfahrens beseitigen hel­
fen. Den Anfang clazll müßten wir vielleicht in 
Bonn machen, und es wäre eine Anregung für die 
ganze Staatsregierung, sich einmal zu überlegen, 
ob man nicht schon in Bonn im Rahmen der Ver­
tretung des Landes Bayern beim Bund durch Auf­
stellung eines geeigneten Referenten eine Kredit­
beobachtungspolitik betreiben könnte; die uns die· 
Dinge auf der Landesebene wesentlich verein­
fachen sollte. Auch diese Anregung wäre wert, 
einmal näher unter die Lupe genommen zu 
werden. 

Ich darf mich, meirie Damen und Herren, auf· 
diese grundsätzlichen Bemerkungen beschränken, 
weil wir der Meinung sind, daß die Einzelheiten, 
die hier im Spannungsfeld der Meinungen auf­
getaucht sind, hinreichend in der Debatte erörtert 
wurden. Wir bejahen es grundsätzlich - um noch 
einmal zusammenzufassen -, daß sich der Staat 
bis zu der Grenze im wirtschaftlichen Geschehen 
mitverantwortlich fühlt, wo staatspolitisch unab­
wendbare und notwendige Aufgaben, die aus je­
dem Umbruch der Zeit entstehen, vertreten wer­
den müssen. Wir verneinen aber, daß der Staat 
über diese Grenzen hinausgehen darf. 

(Beifall beim BHE) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt 
der Herr Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Ich darf zu 
dem, was bisher in der Debatte gesagt worden ist, 
einige Bemerkungen machen, um etwaige spätere 
Ausführungen abzukürzen. 

Zunächst möchte ich zu den Bemerkungen des 
Herrn Wirtschaftsministers bezüglich des Amper-

werke-Pakets, das anscheinend immer noch herum­
geistert, und zu den 'Behauptungen, daß der Staat 
oder das Bayernwerk dieses Aktienpaket erwerben 
wollte, noch einmal folgendes feststellen: Bei. sol­
chen Gelegenheiten ist es ganz klar, daß Inter­
essenten auch zu den staatlichen Instanzen kom­
men, die für Beteiligungen des Staates federfüh­
rend sind. Gespräche werden geführt, Verhandler 
mit den verschiedensten Interessen sind unter­
wegs, die Dinge werden geprüft und dann wird 
entschieden. Seit dem Frühjahr 1952 war die An­
gelegenheit Amperwerke-Paket für den bayeri­
schen Staat, soweit die Erklärung des Finanzmini­
steriums in Frage kam, entschieden. Der Finanz­
minister hat nämlich zu jener Zeit in der Presse 
und auf sonstiges Befragen erklärt, daß der baye­
rische Staat dieses von der AEG angebotene Am­
perwerke-Paket nicht erwirbt. Die gleiche Erklä­
rung habe ich abgegeben als Aufsichtsratsvor­
sitzender der Bayernwerk AG, da man auch mit 
dem Bayernwerk von seiten der AEG wegen der 
Übernahme dieses Aktienpakets verhandelt hatte. 

Der Herr Wirtschaftsminister hat 'richtig gesagt, 
daß sich der Aufsichtsrat der Bayernwerk AG mit 
der Beteiligungspolitik im Frühjahr vorigen 
Jahres beschäftigt hat und daß ein Beschluß unter 
meinem Vorsitz zustandegekommen ist, der Vor­
stand solle von weiteren Beteiligungsaktionen ab­
sehen. Als man wegen des Erwerbs des Amper­
werke-Pakets an die Vorstandsmitglieder der 
Bayernwerk AG herantrat, habe ich - der Vor­
stand unterrichtete mich laufend schriftlich und 
mündlich über den Gang der Besprechungen -
dem Vorstand der Bayernwerk AG in meiner 
Eigenschaft als Vorsitzender und als Vertreter des 
Kapitalanteils des bayerischen Staates im Früh­
jahr vergangenen Jahres eindeutig erklärt, daß 
die Bayernwerk AG dieses Paket nicht erwerben 
wird. Auch das ist seitdem in der Öffentlichkeit 
bekannt gewesen. Daß nun wieder ein Kreis von 
Interessenten, der verschiedensten .Art versuchte, 
immer noch zu seinen Prozenten für Vermittlungen 
zu kommen und daß man dann mit den Entschei­
dungen nicht zufrieden war, das steht auf einem 
anderen Blatt, ist aber geschäftsüblich. Diese Dinge 
dürften wohl klar sein. Ich bin sogar soweit ge­
gangen, daß ich einem der Herren erklären ließ, 
ich würde ihn nicht mehr empfangen. 

Genau so verhält es sich, wie der Herr Wirt­
schaftsminister erwähnt hat, mit dem Erwerb einer 
Kohlengrube durch die · Bayernwerk AG aus dem 
ehemaligen Flick-Konzern. Die Sache wurde an 
das Bayernwerk herangetragen, und das Angebot 
wurde selbstverständlich im Hinblick auf die Koh­
lenversorgung des Dampfkraftwerks Aschaffen­
burg auf seine günstigen Entwicklungsmöglich­
keiten usw. geprüft. Es ist ganz klar, daß man das 
tun muß; denn würde man von vornherein ableh­
nen, so könnte dem Vorstand der Vorwurf gemacht 
werden, daß er sich die Sache zu leicht gemacht 
habe. Nach eingehender Prüfung hat sich heraus­
gestellt, daß das keinen Wert hat, und die Sache 
war erledigt, und zwar seit dem vorigen Sommer. 

Wegen der Maxhütte-Anteile hat der Herr Wirt­
schaftsminister bereits festgestellt, daß der Land-
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tag mit großer Mehrheit dem seinerzeitigen Ver­
tragsabschluß zugestimmt hat; ich brauche also an 
diese Tatsache nicht zu erinnern. Seinerzeit ist sehr 
eingehend über den Wert oder Unwert dieses Be­
teiligungserwerbs hier · im Hause gesprochen 
worden. / 

Nun werden inzwischen von außerhalb Bayerns 
befindlichen Interessenten Versuchsballone in 
Form von Pressenotizen losgelassen. Wieder wer­
dei: Verhandler auf den Weg geschickt, die in­
zwischen auch bis zu uns gekommen sind, uni uns 
zu sagen, sie hätten Interessenten, die uns diese 
Beteiligung an der Maxhütte sehr günstig abkau­
fen würden, Es geht so einiges um, weil man hier 
ein gutes Geschäft wittert. Man hat auch behaup­
tet, Herr Flick selbst sei daran interessiert den 
uns überlassenen Anteil wieder zurückzuk~ufen .. 
Herr Flick hat erklärt, dem sei nicht so, und an 
den außerbayerischen Interessenten liegt uns 
nichts; denn die Voraussetzungen die uns seiner­
zeit dazu geführt haben, die von Flick angebotenen 
Anteile an der Maxhütte zu erwerben, haben sich 
inzwischen noch nicht geändert. Sollten sie sich 
ändern, wird man wieder über die Sache sprechen 
können. Vorerst ist es aber nicht so. Also auch da 
tut sich einiges im Hinblick ·auf ein gutes Geschäft. 

Demgegenüber darf 'ich dar.aiuf hinweisen, daß 
sich bis jetzt noch niemand aus der Privatwirtschaft 
diie Beine ahgelaufen hat, um die Anorgana zu er­
werben. H:i:er darf der bayerische Staat einspringen 
und mit seinen Millionen versruchen, die an di·esem 
Werk hängenden 2600 Menschen irgendwie über 
eine Kroisenzeit hinüberzur·etten. Der freien Wirt­
scha~t und den Kapitalgebern sind Möglichkeiten 
dutzendweise geboten. Wir haben jedem erklärt: 
Bitt-e„ warum 'interess:i:eren Sie sich nicht für die 
Anorgana? Ganz im Gegenteil, auch hier im Hause 
werde 'ich angegiangen, die Anorgaria nicht vom 
Staat aus zu übernehmen, sondern sie zugrunde­
gehen zu lassen, mit der Bemerkung, man solle die 
Leute, die dort sitzen, verpflanz;en, irgendwo an­
ders hinschicken. Sehen Sie, da gibt es auch Mög­
lichkeiten, wie man den Staat ent1asten könnte: 
wir wollen c1ie Anorgana gar nicht haben! ' 

Der Herr Wirtschaftsminister hat ganz mit R~clit 
.gesagt, daß al\lch. Kreise, die sonst immer gegen 
Staatskapita1ismus usw. wettern, sehr rasch bei der 
Hand sind, L'lllm Staat zu laufen, wenn sie sich ver­
disponiert haben, und dann sagen: Bitte, Staat, um 
der Arbeitnehmer willen ml\lßt dru uns jetzt helfen! 

(Zustimmung bei der SPD) 
Und dann soHen wir mit Mfüionenb.eträgen ein­
springen. Wir tun es auch, weil wir die Notwen­
digkeit erkennen. Ich habe aber noch keinen Unter­
nehmer kennengelernt, der von sich aus das er­
klärt hätte, was in diesen Tagen in der „Frank­
furter AU.gemeinen Zeitung" wegen eines ähnlichen 
Falles in Hessen gestanden hat. Dort he·ißt es, daß 
mit der San:i:erung eines Unternehmens, die der 
Staat um der Arbeitnehmer willen vornimmt nicht 
der Unternehmer sei.b~t saniert werden dürf~, son­
dern das Risiko allein zu tragen und demzufolge 
auch den Verlust selbst auszugleichen ha·be. Ich 

habe noch niemanden gehört, l(:}er mir idais erklärt 
hätte. Aber ich brauche das Thema nicht zu ver­
breite:m. Ich möchte nur um der SachHchkeit der 
Debatte willen al\lf diese praktischen Ges•ichtspunkte 
hi:nwefaen. Theoden, meine s·ehr geehrten Damen 
und Herren, bmuchen uns in diesem Hohen Hause 
wo es um Alltagsdinge, um die Geschäfte des täg~ 
liehen Lebens und ihre bestmögHch·e Erledigung 
geht, wohl Im.um zu interess:ieren. 

(Zuruf von der BP) 
Wir müssen wohl von dem a1Usgehen, was ist, und 
ich ·bin mit dem Herrn KoHegen Dr. Seidel in völ­
Hger Übereinstimmung, wenn er hier geS'agt hat, 
daß sä.eh der Staat nur dort interessieren soll, wo 
eine Au:llgabe von privatwirtschaftlicher Seite ent­
weder unzureichend oder überhaupt nicht erledi.gt 
wird. Aber dort, wo ·es nun einmal nicht anders 
läuft, darf .man 1Umgekehrt nicht glauben, dem 
Staat, den letzfäch doch wohl wir, wie wir hier 
sitzen, ebenso wie das Volk draußen und wie die 
Ziuschauer oben auf der Tribüne, selbst darstellen, 
Vorwürfe machen zu können, wenn er versucht, 
mit planender Hand da und dort einzugreifen. 

Nun muß ich schon sagen, meine Damen und 
Herren, für die Diskussion wäre es mJr sehr an­
genehm gewesen, wenn man zu der ETklärung, die 
ich gestern abgeg.eben habe - ich habe sie ja im 
Namen der Staatsregierung ahge.g•ehen, sie ist vom 
Ministerrat ausdrücklich gebilligt - im einzelnen 
Stellung nehmen würde. Sie können in diesen Aus­
führungen, wenn Sie sie noch einmal sorgfältig 
nachles·en, von 'der planenden Hand der staatlichen 
Stellen durchaus etwas feststellen. Das besagt 
nicht, daß keine Mißverhältnisse entstehen und 
keine Flehler gemacht werden können, die zm be­
rech t'1gter Kritik Anlaß geben .. Hi.r·e Auf.gabe ist 
es doch, meine Damen und Herren, in dä.eser Hin­
sicht der Regierung und der Tätigkeit der Büro­
kratie auf die Finger zu scha1Uen. Das ist durch­
aus richtig. Und wenn Si:e, Herr Abgeordneter 
Dr. Baumgartner, in·einen, ich hätte: das Thema 
verfehlt, so hat Ihnen ja bereits der Herr Wirt­
schaftsminister gesagt, daß wir uns zunächst genau 
an ~die Fra.gestell1Ung zu halten ha•ben, und ich 
glaube, daß die Fragen, so wie sie gestellt worden 
sind, auch beantwortet wurden. Es wäre mir, wie 
g·es:agt, s·ehr Heb, wenn in der Debatte auf diese 
Antwort etwas mehr ·eingegangen würde. 

Ich ha1be mir von vornherein gedacht, daß die 
Filmbürgschaften in dieser Diskussion eine beson­
dere Rolle spielen werden, und ich kann das, was 
der Herr Ahgeordnete_Dr. Baumgartner hinsichtlich 
der Bedeutung der F\iimwirtschaft für Bayern ge­
sagt hat, nur unterstreichen; denn an anderer Stelle 
und auch hier wurde bereits gesa.gt, daß wir in c;len 
Einrichtungen in Geiselgasteig 60 Prozent der Fas­
sungskraft der deutschen F.Umindustrie überhaupt 
zur Vel"fügung haben. Herr Dr. Baumg•artner sagt 
S'el:bst, daß dde Bavaria heute dreimal so groß sei 
als früher. Nun erhebt sich di:e Frage: Wodurch ist 
das mö.glich geworden? Es kann also doch wohl 
nicht so sein, daß die derzeit leiteTuden Herren der 
Bavaria das beabsichtigen, was Herr Dr. Ba1Umgart­
ner behauptet, nämlich möglichst viele Krisenfälle 
zu schaifen, damit di:e bestimmten Gruppen, von 
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denen er gesprochen hat, nun sozusagen für ein 
Butterbrot diese wertvollen Anlagen erwerben kön­
nen. Das lmnn ja wohl nicht sein, und fogendwo 
und irgendwfo hat die BürgschaftspoHtiik unseres 
Staates hinsich-tlich der Filmbürgschiaften •auch zu 
diesem Wachsen der Anl.a1g.en in Geiselgaste:ig bed:­
getragen. Auch hier ist zwei:ßellos etwas Positives 
geschehen. 

Es wurde gesagt, die Bürgschaftsverluste wär~n 
V·ermeidbar 1gewesen. Nun, h!i!er kann ich nur sagen, 
Herr Dr. Baumg•artner, 'SÜ!e v•ermeihren mit dieser 
KrHik meinen Kummer. •Das li·st ja das, was ich im 
Jahre 1951 vorgefunden habe, und jetzt sehen, wie 
man mit den Dingen iaus den J.a\hren 1949/50 fertig 
wird, ist zweHellos .keJ.ne leichte Sache. Alber wir" 
müssen versiuchen, ii.n irgendeiner Form z1u Rande 
zu kommen. (Hjerr Dr. Baumgiartner m•eint, man 
müßte •eii.n ElflJde machen. Ja, was soll denn sein, 
wenn wir ein E'.nde machen? Freilich, wJr können 
heute sagen, mit der F'ilmbürgschaftspoliiik ist es 
iaus. Aiber was dann? fä.e, meine sehr .g·eehrten 
Herren von der Bayernpar·tei, sowohl Herr 
Dr. Baum.garther wd!e Herr Dr. Geis1höringer, wer­
den dann in drei Monaten nach Geiselg.asteig hin­
aus1g·eihen müssen .an Ste11e des Herrn Aribeitsmini­
sters, der im August 1951 dort den Sturm für die 
Staiatsr·e1g.Lerung aufg.efäng.en hat. Dann werden 
S i e hinausgehen und versuchen müssen, den 
Sturm aufäufärtgen. Vielleicht .gelhe ich mit hinaus; 
wenn ich d.a bin, .gehe ich bestimmt mit! Dann 
werde :ich allerddngs e:imge Landtagsprotokolle mit­
nehmen und etwa•S ·daraus vorlesen. 

(Heiterkeit - Zuruf •des A!hg. Dr. Geisl-
höringer) 

Vielleicht 'erzählen Ihnen dann dte Filmschaffenden 
- es sind deren etwa 2000 in Geiselgasteig -
etwas anderes. 

(Zuruf: Was hahen dernn dde Filmsch•a:l5fenden 
draußen bekommen? Das wäre in·teress.ant!) 

~ Das ist nicht unsere Sorg.e. 
(W&de~spruch) 

- Entschu1dig•en Sie, d:as ist Angieleg·enheit des 
betreffenden Wirtschaftszweiges. .Amf jeden F·all 
bekommen wir alLe diese MHarheiter in Geisel­
gasteig - und Sie kennen die Verhältnisse genau 
so .gut wie wir - in :irgendeiner Form von der 
ArheHslosenv·etsö.cherung zur Fürsorge; dann müs­
sen wir .auch dafür einstehen und außerdem haben 
wir noch die Unruhe. b:as w.ar im Sommer 1951 so. 
Silie können •das nicht 1hestreiten; Sie haben selbst 
im Hohen Hause mitges·essen und die Deibatten mH­
angehört. Das Filmgeschäft ist :immer ·eine i·isiko­
reiche Angelegenheit, nicht nur vom Stoff her, 
sondern auch vom Publikumsgeschmack her. Sie 
haiben stich sicher - oder ho:ßfentlich - von F.ach­
ieuten ·des Films unterrichten lassen und üben Ihre 
Kritfä · .al\.lf Grund dieser fachlichen Unterrichtung 
aus. Ein Risd.ko ibe.steht ä.mmer; ·aber ich wäre Ihnen 
sehr dankbar gewesen, sowohl Herrn Dr. Baum­
gartner wie Herrn Dr. Geislhöringer, wenn Sie ar.i.­
läßlich Ihrer Kritiik gleichzeitig hätten wissen las-. 
sen, w!Le S:ie die Sach·e anfassen würden. Ich gebe 
zu, Sie werden sagen: Als Opposition haben wir 

kedn Interesse dar.an, einer Regierung gute Rat­
schläige ·zu erte.i'J.en; der soll etwas einfallen. Natür­
lich! Aber Si;e habe:q. einmal durch den Mund Ihres 
Fr-aktionsvorsö.tzenden ·erklärt, Sie wollen eine kon­
s·truktive Opposition hetr·eiben, S.te wollen dem 
Beispiel der SiPD des ·ersten Landtags folgen. 

(Lachen 1bei der !Bay.ernpartei) 
Sie hätten Jetzt Gelegenheit, Ihr Wort von seiner­
zeit w.a!hrzumachen. 

(Aibg. Dr. Bung.artz: Es f.eihlt der Konstruk­
teur! - Heiterkeä.t) 

- Ja, so wird ·es wohl sein. 
Und nun, meine Damen iuttJd Herren, muß ich 

noch zu ·efilig.en Behauptuingen ganz kurz Stellung 
nehmen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Geislhöringer hat unter 
anderem behauptet, der Filmheirat sei vom Finanz- · 
ministerium neu her:ufen worden. HierZIU muß ich 
folgendes feststellen. Das Sta·atsministerJum der 
Finanzen •als fedel'.'lführendes Ministerium für d~ese 
Frage hat am 3. Dez·ember 1951 unter dem Betreff 
„Bür1gschaften für Filmproidiuktionskr.edite" eine 
Bekanntmachung •erlassen, :in der ·es heißt: 

Das fachmännische Gutachten über Stoff, Ge­
staltung ·und Erfolgsaussichten erstellt ein Film­
beir.at auf Grund des •Drehbuches und des Dar­
stellungsplanes für idiie Darst·eUer und das tech~ 
nische Personal. 

Dem Filmbeirat gelhören •an j•e ·ein von den 
Verbänden der Produzenten, der Verleifu.er und 
der Theaterbesit:z;er zu benennender Vertreter, 
•ed:n vom Ausschuß für die Prüfung von Kredit­
fragen des Bay.edschen Landtags bestellter Ver­
tre·ter sowie ein von der A\kademie für schöne 
Künste zu ibenennender Vertreter des kulturel­
len Lebens. Dd.e Benennung erfolgt j•eweHs auf 
die Dalll!er eines Jahres. Die Vertreter der Staats­
ministerö.en für Unterrich·t und Kultus, der Fi­
nanzen und für Wirtschaft haben das Recht, bei 
den Sitzungen anwesend. zu sein und Anträge zu 
'stellen. Die Mlitg'li!eder des Beirates sind ehren­
·amtLlch täitig. Der Fö.lmbeirat wird nach Bedarf 
durch das Staatsministerium für Wirtschaft ein­
berufen, das die Geschä1ftsführung für den Bei­
rat 1besorgt. 

Ich glaube, Sd:e müssen sich ·etwas besser unterrich­
ten, bevor Sie das Finanzministerium in diesem 
Zusammenhang be:schu1di.gen. 

(Albg. •Dr. Geislhöringer: nas haben wir schon 
gewußt, das ist nichts Neues!) 

- Slie haiben ibiehauptet, das· Finanzminfaterö.um 
wäre hier v·erantwortlich. 

Ferner (b.iaben Sie behauptet, daß ein~ge Zahlen„ 
die wir angegeben haben, nicht stimmen würden, 
unter anderem die Z·ahlen >bezüglich der Rückflüsse 
am; den Einspielergebnissen. Dazu !ist folgendes zu. 
sagen. Wie bereits verschiedentlich mitgeteilt, haben 
wir auf Grund von Filmbürgschaften insgesamt 
einen Betrag von 17 399 668 DM bezahlt. 

(Abg. Dr. Gei1sl'höräng•er: Bis jetzt!) 
- J.a, ibis jetzt. Ich habe nie ·etwas .anderes gesagt. 
An Einspie1ergebnissen .ging.en nach Inanspruch-. 
nahme der <einzelnen BüDgschaften insgesamt ein 
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Betrag von 676'651 DM ein. Herr ~bgeordneter 
Rabenst·eän, v}elleächt ·e:riinnern Sie sich dfos.er Zahl 
auch, weil Sie durch Zuruf be!haruptet haben, die 
Zahlen würiden nicht stimmen. Ich will sie hier 
noch einmal wiederholen. 

(Abg. Rabenstein: Dje Einspielergebnisse!) 

Ich sage, die Einspielergebnisse nach Inan­
spruchnahme der Bürgerschaft. Die Einspielergeb­
nisse, die vorher eingehen, können wir ja nicht 
überblicken, weil sie über die Theater abgerechnet 
werden müssen. Vielleicht liegt darin die Verwechs­
lung, wenn Sie meinen, daß die Zahlen nicht stim­
men. Also, der oben genannte Betrag umfaßt nur 
die Einspielergebnisse, die dem bayerischen Staat 
nach Inanspruchnahme der Bürgschaft zugeflossen 
sind und den schon eingetretenen Verlust mindern. 

Es ist weiter von Ihnen, Herr Abgeordneter 
Dr. Geislhöringer, behauptet worden, daß der 
Union-Filmverleih Bürgschaften in Höhe von über 
8 Millionen D-Mark erhalten habe, von denen 
bereits 7,5 Millionen in Anspruch genommen seien. 
Dazu ist folgendes zu sagen. Es sind beim Union­
Filmverleih drei Gruppen von Filmen zu unter­
scheiden: 
1. die Filme, die der Union-Filmverleih zur Aus­

wertung erhielt und für die er eine Garantie­
verpflichtung übernommen hat; 

2. die Filme, die dem Union-Filmverleih zur Aus­
wertung übertragen wurden und für die der 
Verleih keine Garantie übernommen hat; 

3. die Filme, die ursprünglich beim Bejöhr-Filin­
verleih abgewickelt wurden und nach dessen 
Zusammenbruch dem Union-Filmverleih über­
geben worden sind. 

Nur bei der ersten Gruppe von Filmen läßt sich 
behaupten, daß der Union-Filmverleih die Bürg­
schaftsverluste des. bayerischen Staates mitver­
schuldet habe; denn nur bei diesen Filmen war der 
Verleih zur Zahlung verpflichtet. Es handelt sich 
um insgesamt 10 Filme mit einer Bürgschafts­
summe von 5 297 595 DM. Von diesen Bürgschaften 
sind 2 mit einem Gesamtbetrag von 750 000 DM 
ordnu;ngsgemäß abgewickelt worden. Bei 4 Filmen 
wurde die Bürgschaft in Anspruch genommen. Der 
bayerische Staat mußte hierbei einen Betrag von 
2 827 520 DM bezahlen. Noch nicht abgewickelt sind 
·die restlichen 4 Bürgschaften mit einem Gesamt­
betrag von 1 342 595 DM, die sich auf die zum Teil 
fertige Staffel beziehen. Außerdem wurde für den 
Union-Filmverleih im August 1951 eine Bürgschaft 
für eine Sanierung im Betrag von 1,5 Millionen 
übernommen, die gleichfalls noch nicht abgewickelt 
.ist. 

Es ist weiter von Ihnen, Herr Abgeordneter 
Dr. Geislhöringer, behauptet worden, daß die wer­
benden Betriebe des Staates sowieso keine Über­
schüsse abliefern würden. Ich werde in meiner 
:Haushaltsrede auf diese Dinge zu sprechen kom­

. men, und man hätte sie daher ruhig bis morgen 
.zurückstellen können. Ich möchte aber doch, damit 
im Protokoll die Dinge etwas angeglichen und 
.ausgeglichen erscheinen, feststellen, daß wir als 

Überschuß aus werbenden Betrieben, abgesehen 
von der Staatsforstverwaltung, noch 25 Millionen 
D-Mark vorgesehen haben. Davon entfallen auf die 
Ablieferung der Staatsbank 1,6 Millionen, der Lan­
deszentralbank 12 Millionen, auf die Fußballwette 
1,2 Millionen, auf die Ablieferung aus dem Spiri­
tusmonopol 4,6 Millionen, aus der Klassenlotterie · 
1,4 Millionen und aus Unternehmen des privaten 
Rechts 2,4 Millionen, darunter das Bayernwerk und 
die BHS, und sonstige Überschüsse in Höhe von 
1,8 Millionen .. Es wird sich die Gelegenheit er­
geben, in der Haushaltsrede und in der Debatte 
h,ierzu darüber noch einiges zu sagen. 

Es ist schließlich von Ihnen, Herr Abgeordneter 
Dr. Geislhöringer, noch eine Behauptung aufge­
stellt worden, die mir und auch meinen Kabinetts­
kollegen, vor allem dem Wirtschaftsminister und 
dem Innenminister, nicht .verständlich ist. Sie haben 
behauptet, Herr Dr. Geislhöringer, daß wir 20 Mil­
lionen irgendeiner Gruppe gegeben hätten, wobei 
wir uns nun fragen, was denn das für eine Gruppe 
gewesen sein soll. Ich muß Sie also bitten, Herr 
Dr. Geislhöringer, Ihre diesbezügliche Bemerkung 
noch etwas genauer zu präzisieren. 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Die JRSO!) 
- Der JRSO! Entschuldigen Sie bitte, erstens ein­
mal ist die JRSO nicht irgendeine Gruppe, zweitens 
hat sie mit diesem Thema nichts zu tun, und drit­
tens ist der JRSO-Vertrag hier im Hohen Hause 
besprochen worden. Sie können eine solChe Bemer­
kung im Zusammenh.ang mit einer solchen Inter­
pellation und ihrer Beantwortung nicht machen.· 
Das muß ich hier feststellen, und wenn Sie mich 
schon wegen Ritterlichkeit angesprochen haben, so 
muß ich entgegnen: Hier kann selbst ein Vertreter 
der Opposition sich der Staatsregierung gegenüber 
ritterlich benehmen. Sie können selbstverständlich 
den JRSO-Vertrag bei gegebener Gelegenheit dis­
kutieren; die Debatte über die Haushaltsrede wird 
Ihnen diese Gelegenheit leicht bieten, aber hier 
paßt diese Sache einfach nicht her. · 

Und nun bin ich genötigt, noch eine Bemerkung 
zu machen, weil ich in einer Sache ganz persönlich 
angesprochen worden bin, die !eh richtigstellen 
muß. Ich muß sagen: Ich gehöre dem Landtag jetzt 
schon bald sieben Jahre an, aber es ist das erste 
Mal, daß ich in dieser Form angegangen worden 
bin. 

Herr Dr. Baumgartner, Sie haben behauptet, ich 
sei bei der Gründung der Filmgenossenschaft da:.. 
beigewesen. Das ist nicht der Fall. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Ich habe es der Presse 
entnommen, Herr Minister!) 

Es war von Leuten, die auch mir eine Einladung 
geschickt haben, eine Pressekonferenz einberufen 
worden. Sie haben gemeint, man soll die Zusam­
menhänge kennen; wahrscheinlich hätte ich sie 
nicht gekannt. Das stimmt! Und weil ich sie nicht 
gekannt hahe, bin ich aus einer Sitzung - aller­
dings 20 Minuten später als der Beginn dieser 
Konferenz angesetzt war - zu dieser Konferenz 
in den „Bayerischen Hof" gegangen. Dort habe ich 
mich still in eine Ecke gesetzt und habe mir ge­
dacht: bu schaust dir mal an, was sich da tut, da 



668 Bayerischer Landtag - 125. Sitzung. Donnerstag, den 5. Februar 1953 

(Zietsch, Staatsminister) 

ich so viele Filmfachleute und andere Leute auf 
einen Schlag mit der Presse zusammen nicht so 
rasch wieder zu Gesicht bekommen würde. Ich bin 
also bei der Pressekonferenz gewesen. Ich darf 
Ihnen sagen: Dieser Besuch hat sich gelohnt. Ich 
habe die Zusammenhänge sehr bald und sehr wohl 
erkannt. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Ich habe Sie nur 
gewarnt, Herr Staatsminister!) 

- Ja, gut, dann haben wir uns richtig verstanden. 
Aber ich war nicht bei der Gründung dabei, das ist 
der Unterschied. 

(Abg. Dr. Baumgartner: In der Presse stand: 
Bei der Gründung.) 

- Das ist auf jeden Fall falsch. 
(Zuruf aus der Mitte: Die Presse ist schuld!) 

Dann, Herr Dr. Geislhöringer, haben Sie behaup­
tet, ich wäre beim Union-Filmball gewesen. Davon 
weiß ich nichts. 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Gestern abend!) 

- Ich war gestern abend beim Filmball, aber nicht 
bei der Union! Sie behaupten auch, die Union wäre 
mein Lieblingskind. Sie ist mein Sorgenkind, aber 
nicht mein Lieblingskind. 

(Abg. Dr. Bungartz: Welche Union?) 

- Ja, die Filmunion, was meinen Sie? 

(Abg. Dr. Bungartz: Hier sitzt auch eine Union. 
- Heiterkeit) 

- Nein, die Filmunion. 
Dann, Herr Dr. Geislhöring~r, haben Sie etwas 

behauptet, was Sie nicht hätten behaupten sollen. 
Sie haben\ behauptet, einer meiner beiden Söhne 
wäre beim Unionfilm tätig. ' 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Das stand in der 
· Presse.) 

Sie wissen ganz genau, daß das nicht stimmt. 
Ihre Quelle ist das kom;munistische Wochenblatt 
„Deutsche Woche". 

(Hört, hört bei der SPD) 
Im November oder Dezember vorigen Jahres sind 
Sie mit diesem Pressestück, das ich selbst schon 
gesehen hatte, zu mir gekommen und haben mich 
gefragt, kennen Sie das, Herr Minister? Ich habe 
gesagt: Das kenne ich; das ist nicht wahr und das 
ist nicht wahr. Die Sache mit dem Lieblingskind 
stand auch in dem Blatt. Sie hatten also um die 
Dinge gewußt und hätteh sie nicht noch einmal 
hier behaupten dürfen, damit ich sie widerlegen 
muß. 

(Unerhört! und Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hagen: 15 Redner sind noch vor­
gemerkt. Es wurde angeregt, Schluß der Redner­
liste zu beschließen. Es erhebt sich kein Wider­
spruch -

(Abg. Dr. Bungartz: Doch! Zur Geschäfts­
ordnung!) 

Zur Geschäftsordnung erhält der Herr Abge­
ordnete Dr. Bungartz das Wort. 

Dr. Bungartz (FDP): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Da sich heute die Herren Minister 
erfreulicherweise laufend in die Rednerliste ein­
schieben und neues Material und neue Argumente 
vorbringen, möchte ich Sie bitten, die Rednerliste 
nicht zu schließen. 

(Zustimmung) 
Wir haben aus den Debatten innerhalb des Kabi­
netts, die zum ersten Male in aller Öffentlichkeit 
stattfinden, schon so viel Schönes gehört, daß ich 
bitte, von dieser Gelegenheit weitgehend Gebrauch 
zu machen, auch wenn es Freitagabend werden 
sollte. 

(Zustimmung und. Heiterkeit) 

Vizepräsident Hagen: Aus dem Hause erhebt sich 
Widerspruch; warten wir noch etwas ab. 

(Heiterkeit) 
Als nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 

Dr. Eckhardt gemeldet; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Eckhardt (BHE): Hohes Haus, meine Damen 
und Herten! In der Interpellation selbst und ins­
besondere in der Antwort des Herrn Staatsmini­
sters der Finanzen wurde eine ganze Fülle von 
Fragen behandelt, die eigentlich in die allgemeine 
Debatte und in die Einzeldebatten zum Haushalt 
1953 gehören. J:ch hoffe, daß wir, nachdem wir uns 
heute vormittag und heute nachmittag so gründ­
lich über all diese Fragen unterhalten haben, bei 
der Beratung der einzelnen Etats etwas schneller 
vorwärtskommen und nicht all das, was wir heute 
morgen gehört haben und was wir noch zu hören 
bekommen, noch einmal vorserviert erhalten. Ich 
glaube, sehr viel von dem, was heute gesagt wor­
den ist, geht am Kern der Frage vorbei. So wur­
den heute vormittag längere Ausführungen ge­
macht über die allgemeinsten Fragen der Wirt­
schaftspolitik, der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
des Bundes, dieser Politik des Bundes im Verhält­
nis zu Bayern, :über. Fragen der Privatwirtschaft 
und der Staatswirtschaft, und alle diese Fragen 
gehören meines Erachtens nicht unmittelbar hier­
her. Sie kennen das Wort; „In der Beschränkung 
zeigt sich erst der Meister", so daß ich glaube, eine 
ganze Reihe von :Fragen sollten hier jetzt aus­
scheiden. 

So wurde der alte Gegensatz zwischen Liberalis­
mus oder Kapitalismus auf der einen Seite und 
dem Sozialismus auf der anderen Seite aufgewor­
fen. Diese Frage brauchen wir von hier aus nicht 
zu lösen, weil es sich bei uns ausschließlich um die 
Behandlung praktischer Fragen und Gesichts­
punkte handelt. Ich darf Sie vielleicht gerade in 
diesem Hause an die Worte eines Mannes erinnern, 
an dessen Denkmal Sie vorübergehen oder fahren, 
wenn Sie zu diesem Hause kom\nen. Ich habe seine 
Worte, die in seiner Schrift über die Freiheit 
stehen, vor kurzem gelesen. Ich zitiere sie deshalb, 
weil das Wort „Freiheit" auch heute wiederholt 
gefallen ist. Er schreibt: 

Es ist nicht die Zeit, alte Gegensätze wieder 
zu erwecken, sondern es ist die Zeit, das außer 
und über allem Gegensatz Liegende zu suchen. 

(Abg. Donsberger: Was ist das?) 
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Wenn ich die Ausführungen, die der Herr Kollege 
Dr. Bungartz vor wenigen Wochen gemacht hat, 
richtig verstanden habe, und wenn ich den instruk­
tiven Ausführungen des Herrn Staatsministers für 
Wirtschaft folge, .dann handelt es sich meines Er­
achtens in unserem Falle einzig und allein um die 
Frage der wirtschaftlichen Betätigung des Staates, 
und zwar nicht eines Staates, also nicht um ganz 
allgemeine Dinge, sondern um die Frage der wirt­
schaftlichen Betätigung des Staates Bayern. Dabei 
scheint mir auf der einen Seite doch festzustehen, 
daß eine solche wirtschaftliche Betätigung in vielen 
Fällen und in bestimmtem Umfange notwendig, 
vielleicht sogar unbedingt notwendig ist, und zwar 
aus verschiedenen Gründen. Die wirtschaftliche 
Betätigung des Staates Bayern ist zu einem ganz 
großen Teil historisch politisch bedingt. Ich darf 
Sie einmal an die Vermögenssubstanz des Landes 
Bayern erinnern, die einen ganz erheblichen Um­
fang besitzt. Sie hat sich nicht etwa im Verlauf 
von hundert Jahren der vergangenen Wirtschafts­
und Finanzpolitik angesammelt, sondern in den 
vergangenen Jahrhunderten seit dem Mittelalter. 
Sie wissen, daß der Staat früher finanziell allein 
auf dem Boden seines Dominiums, seiner Feld­
und Forstgüter und einiger Regale, zu:m Beispiel 
des Berg- und Hüttenregals, des Forstregals, des 
Salzregals und anderer Dinge gegründet war. Sie 
wissen, daß alle diese Dinge heute als Vermögen 
des bayerischen $taates weiterbestehen, daß sie 
sogar geschützt und gepflegt werden müssen. Das 
liegt auf der Hand, zumal bei einer ganzen Reihe 
dieser Vermögensgüter des bayerischen Staates 
nicht der fiskalische und finanzielle Zweck im Vor­
dergrund steht, sondern wohl ganz überwiegend 
der kulturpolitische, sozialpolitische und allgemein 
staatspolitische Zweck. Eine Fülle von Vermögens­
tätigkeiten des Staates ist also historisch bedingt. 
Es wäre gut und für viele Mitglieder des Hauses 
außerordentlich interessant, wenn das Finanzmini­
sterium als erster Verwalter dieses Vermögens ein­
mal dem Haus eine Vermögensrechnung vorlegen 
würde; aus der zu erkennen ist, mit welcher Sub­
stanz der bayerische Staat heute noch rechnen 
kann. Eine solche Vermögensrechnung ist bekannt­
lich in den Haushaltsvorschriften des Grundge­
setzes der Bundesrepublik vorgeschrieben. Die 
bayerische Verfassung kennt eine solche Vorschrift 
nicht. Aber ganz unabhängig davon, ob eine solche 
Bestimmung vorhanden ist oder nicht, wäre es 
wertvoll, über diese Dinge im einzelnen unterrich­
tet zu werden. 

Die wirtschaftliche Betätigung des Staates ist 
zum anderen nicht nur historisch, sondern in unse­
rer Gegenwart auch politisch bedingt. Es gibt eine 
Reihe von politischen Tatsachen, die den Staat ge­
zwungen haben, sich entweder als Unternehmer 
oder als Förderer von Unternehmungen der Wirt­
schaft zuzuwenden. Ich brauche in diesem Zusam­
menhang nur die eine harte politische Tatsache zu 
erwähnen; die Sie alle kennen, die als größtes wirt­
schaftspolitisches Problem nicht nur für Bayern, 
sondern für ganz Westdeutschland in den vergan­
genen Jahren und noch heute trotz der Aufrüstung 

und andere Dinge vor uns steht: Die wirtschaft­
liche Eingliedel'Ung der Heimatvertriebenen. Sie ist 
.noch nicht vollzogen. Ohne diese wirtschaftliche 
Eingliederung i"st ein gesunder Organismus der 
westdeutschen und der bayerischen Wirtschaft 
unmöglich. 

Daß sich also der Staat wirtschaftlich betätigen 
muß, scheint mir so einwandfrei zu sein, daß es 
sich nicht lohnt, darüber im einzelnen zu disku­
tieren. Wesentlich ist aber, welche Gl'Undsätze der 
bayerische Staat bei seiner wirtschaftlichen Be­
tätigung wird verfolgen müssen. Hierüber hat der 
Herr Finanzminister bei der Beantwortung der 
Interpellation eingehend Auskunft gegeben. Wenn 
sich aber irgendwo wirtschaftliche Macht stark zu­
sammenballt - und man wird wohl sagen müssen, 
daß das auch beim bayerischen Staat der Fall ist-, 
dann liegt es natürlich auf der Hand, daß eine 
Tendenz besteht, diese Macht auszuweiten. Ein 
gescheiter Mann hat einmal vor hundert Jahren 
gesagt: „Der Reichtum ist wie Salzwasser; je mehr 
man davon trinkt, desto durstiger wird man." Das 
gilt nicht nur für die politische, sondern genau so 
für die wirtschaftliche Macht. 

Wenn sich der Staat wirtschaftlich betätigt, so 
kann er das entweder durch unmittelbare Hergabe 
von Krediten tun. Das wird trotz der Hinweise des 
Herrn Finanzministers doch die Ausnahme sein, 

-denn der Staat ist an sich kein Kreditinstitut. Der 
Staat kann sich weiter wirtschaftlich betätigen, 
indem er Unternehmungen der - freien Wirtschaft 
stützt, sie mit Garantien oder Bürgschaften ver­
sieht. Schließlich kann er sich selbst neu an Unter­
nehmen beteiligen, so wie es im Falle der Max­
hütte vor einiger Zeit geschehen ist. Diese Frage 
hat schon sehr lange eine bedeutende Rolle gespielt 
und ist insbesondere auch in der Gemeindewirt­
schaft von jeher eingehend diskutiert worden. In 
de;r Gemeindewirtschaftspolitik sind schon vor 
mehreren Jahrzehnten Grundsätze herausgearbei­
tet worden, die, wie ich glaube, auch für den Staat 
Gültigkeit haben können. 

Im Gemeindewirtschaftsrecht ist festgelegt, daß 
der öffentliche Zweck das Unternehmen oder eine 
öffentliche Beteiligung an dem Unternehmen recht­
fertigep muß, wenn das öffentliche Unternehmen 
oder eine Beteiligung an einem Unternehmen ge- -
plant ist. Ein solcher öffentlicher Zweck scheint mir 
bei der Kreditaktion für die Eingliederung der 
Heimatvertriebenen in die Wirtschaft Westdeutsch­
lands gegeben zu sein. 

Der zweite Grundsatz des Gemeindewirtschafts­
rechts lautet, daß sich das Unternehmen, also die 
Beteiligung in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit des Gemeinwesens befinden 
muß. Das bedeutet keineswegs nur, daß der Staat 
oder das sonstige Gemeinwesen zahlungsmäßig, 
liquiditätsmäßig in der Lage sein müßte, ein sol­
ches Unternehmen durchzuführen, sondern es be­
deutet in diesem Zusammenhang mehr: Ein an­
gemessenes Verhältnis zur Leistungsfähigkeit liegt 
nur dann vor, wenn die erstrangigen öffentlichen 
Aufgaben des Staates sich·ergestellt sind, wenn 
also das Unternehmen die Erfüllung dieser Auf"-
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gaben nicht gefährdet. Diese Bestimmung halte 
ich für ganz wesentlich. 

Der dritte Grundsatz des Gemeindewirtschafts­
rechts, der sich auf die Gründung eines öffent­
lichen Unternehmens bezieht, fordert, daß der 
Zweck nicht besser und wirtschaftlicher durch 
einen anderen erfüllt werden kann. Das ist der 
Kern des Problems. Wenn der Zweck besser und 
wirtschaftlicher durch privatwirtschaftliche Betäti­
gung erfüllt werden kann, ist es der Gemeinde 
untersagt, dieses Unternehmen zu starten, und es 
muß in diesem Falle auch dem Staat untersagt 
sein. Ich könnte mir denken, daß sehr viele Rei­
bungen, auch solche, wie sie uns von der Tagung 
des Wirtschaftsbeirats der Christlichen Union ge­
schildert worden sind, vermieden werden könnten, 
wenn man bei der Frage, wie weit ein Zweck 
wirtschaftlicher oder besser durrh einen Privaten 
erreicht werden kann, rechtzeitig die zuständigen 
Verbände der privaten Wirtschaft einschalten 
würde. Das ist vom Staat schon deshalb nicht zu­
viel verlangt, weil es doch wohl zum Beispiel 
einem Sozial- und Arbeitsminister eiiie Selbstver­
ständlichkeit sein wird, sich laufend über die Auf­
fassungen der Arbeitnehmerverbände, der Ge­
werkschaften wie der Arbeitgeberverbände zu 
unterrichten. Also wird man von der Wirtschafts­
und Finanzpolitik des Staates auch . verlangen 
können, daß sie Verbindung mit privaten Stellen 
aufnimmt, um die Frage prüfen zu können, ob der 
private Unternehmer auf Grund der vorliegenden 
besonderen Bedingungen der Aufgabe besser ge­
recht zu werden vermag als der Staat. 

Ein weiterer Punkt, ,der in diesem Zusammen­
hang von Bedeutung und in der Debatte auch an­
gerührt worden ist, ist die Frage, welche staatliche 
Stelle sich mit der Prüfung der Verhältnisse und 
mit der Ausführung dieser Grundsätze beschäf­
tigen sollte. Sie wissen, meine Damen und Herren, 
daß im Ausland, in den romanischen Ländern so­
wohl wie insbesondere in den angelsächsischen, der 
Finanzminister eine bedeutend stärkere Stellung 
hat als gemeinhin in Deutschland und in den deut­
schen Ländern. Aber diese Verhältnisse sind histo­
risch und politisch ganz anders gewachsen als die 
unseren. Bei uns könnte man für den Finanzmini-

. ster und für die Vorhand, die man ihm vielleicht 
würde zubilligen wollen, in der Hauptsache ins 
Treffen führen, daß er in Bayern über eine aus­
gezeichnete und schlagfertige Verwaltung verfügt, 
aus deren Menschenmaterial er eine Auswahl tref­
fen kann, die nicht jedem anderen Verwaltungs­
zweig und nicht jedem anderen Ministerium mög­
lich ist. Auf der anderen Seite wird man sagen 
müssen, daß in einem Ministerium, das in erster 
Linie Aufgaben der Staatsfinanzen auszuführen 
hat, eine gewisse Tendenz zur fiskalischen Seite 
niemals wird außer acht gelassen werden dürfen. 

Nun haben wir in Bayern ein Organ geschaffen, 
das sich speziell mit der Überwachung von Bürg­
schaften beschäftigen soll und das man. vielleicht 
in diesem Rahmen noch wesentlich stärker ein­
schalten sollte, als es bisher geschehen ist, das ist 

die Landesanstalt für Aufbaufinanzierung. Ich bin 
überzeugt, daß man mit Hilfe dieser Anstalt in 
vielen dieser Fragen, in vielen der strittigen 
Punkte, auch vielleicht im Zusammenhang mit der 
Frage der Filmbürgschaften zu wesentlich besse­
ren und günstigeren Ergebnissen käme, als das bis­
her der Fall war. Denn bisher hat man sich doch 
gerade bei den Filmkrediten nicht auf das verlas­
sen und gestützt, was der Staat selbst oder eines 
seiner Organe fachlich weiß und erfahren hat, son­
dern man hat sich auf Wirtschaftsprüfungsgesell­
schaften gestützt; wie ich höre, ist in einem Fall 
sogar ein Strafverfahren gegen einen solchen Wirt­
schaftberater eingeleitet worden, der eben den An­
forderungen nicht genügt hat. Wenn man die Lan­
desanstalt für Aufbaufinanzierung in dem von mir 
angedeuteten Sinne ausbauen könnte, könnte man, 
glaube ich, vielen dieser besonderen Schwierig­
keiten begegnen. 

Ich darf noch einmal darauf zurückkommen, daß 
nach den Grundsätzen des Gemeindewirtschafts­
rechts der öffentliche Zweck ein staatliches Unter­
nehmen rechtfertigen muß. Der öffentliche Zweck 
bedeutet nicht etwa einen finanziellen oder fiskali­
schen Zweck, jedenfalls nicht nach meiner Auffas­
sung, sondern ein öffentlicher Zweck kann in die­
sem Sinne nur ein Zweck sein, der der Gesamtheit 
dient, der also weder von privatwirtschaftlichen 
Überlegungen ausgeht, obwohl auch diese in der 
Durchführung notwendigerweise eine Rolle spie­
len müssen, noch von fiskalischen Überlegungen 
darül:;ier, was vielleicht aus der Monopolstellung 
oder aus der unternehmerischen Beteiligung des 
Staates herauszuholen wäre. Ein öffentlicher 
Zweck ist der, der ausschließlich das Interesse der 
Gesamtheit der Volkswirtschaft im Auge hat. In­
soweit muß mari allerdings die Grundlinien der 
gesamten Wirtschaftspolitik, von denen heute mor­
gen Herr Kollege Dr. Baumgartner gesprochen hat, 
im Auge behalten und darf nicht vergessen, daß 
das nur ein Ausschnitt i.st aus einem Zusammen:­
wirken, aus einer Zusammenarbeit von finanziel­
len, von kreditären, von sozialpolitischen, von wirt­
schaftspolitischen Momenten und Überlegungen 
aller Art. · 

Ich glaube, daß unsere deutschen Gemeinden mit 
den in langen Jahrzehnten herausgearbeiteten Er­
fahrungssätzen, die ich vorhin angeführt habe, 
keine schlechten Erfahrungen gemacht haben. Auch 
der Staat wird sie nicht machen. 

Mein Kollege Dr. Guthsmuths hat vorhin kurz 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, vor allen Din­
gen auch den Weg zu vereinfachen, den der Staat 
bei diesen Dingen geht. Eine solche Vereinfachung 
wäre sicherlich möglich. Sehen Sie sich nur einmal 
den siebenstufigen Instanzenweg der Kreditgewäh-

. rung an! · 
(Abg. Dr. Strosche: Richtig!) 

Nach einer solchen Vereinfachung werden wir zu 
Ergebnissen kommen, die uns bei der bayerischen 
Haushaltsgestaltung befriedigen werden und die 
damit auch der privaten Wirtschaft geben, was ihr 
auch nach den Worten des Herrn von Knoeringen 
vorbehalten bleiben muß; damit wird der Aufbau der 
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Wirtschaft aus der Initiative des einzelnen ermög­
licht nicht gegen den Staat, aber mit der Hilfe des 
Staates und unter einer planenden Lenkung, die 
selbstverständlich nicht bedeutet, daß der Staat 
Unternehmen dieser Art selbst übernehmen sollte 
oder dürfte. 

(Beifall bei SPD, BHE und FDP) 

Vizepräside~t Hagem Als nä.chster Redner ist ge­
meldet der Herr Abgeordnete Elsen. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Elsen (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Herr Kollege -von Knoeringen hat in der 
Ehrlichkeit, die ihh auszeichnet, und in dem Glanz 
seines Talents gestern die Interpellation der So­
zialdemokratischen Partei begründet. Die Inter­
pellation und die Aussprache über ~ie hat in :rer­
schiedener Richtung, glaube ich, klarend gewirkt. 
Sie hat einmal den Stand der Angelegenheit ge­
klärt, die unter dem Kapitel Wirtschaft und Staat 
in Bayern zusammengefaßt werden können, dann 
aber auch den Standp-µnkt der Sozialdemokrati­
schen Partei, wie sie sich zu wirtschaftspolitischen 
und zu staatspolitischen Fragen verhält. Herr von 
Knoeringen hat den ganzen Ernst der Situation ge­
schildert, in dem sich die modernen Staaten be­
finden infolge der Tendenz, die Macht des Staates 
inehr und mehr zu vergrößern. Ich glaube, daß wir 
mit dem Herrn von Knoeringen einig gehen kön­
nen, daß diese Macht des Staates irgendwo Gren­
zen finden muß. 

Diese Sorge ist nicht immer gleichzeitig eine Kri­
tik. Diese Sorge bewegt zweifellos weite Kreise der 
Wirtschaft. Und aus dieser Sorge heraus haben wir 
im Wirtschaftsbehat der Union über dieses Pro­
blem diskutiert. Bei der Diskussion dieses Pro­
blems, das sehr heikel ist und wirklich alle Zweige 
der Wirtschaft, aber auch den Staat in seiner Ge­
samtheit angeht, muß man sich auf allen Seiten vor 
Übertreibungen hüten. Die kräftige Sprache im 
Brief des Herrn Dr. Seeling wäre, wenn sie ge­
mäßigter gewesen wäre, sicherlich von größerer 
Wirkung gewesen. Manches Wort, das heute von 
dieser Tribüne aus gesprochen worden ist, hätte, 
wenn es der Übertreibungen entbehrte, viel, viel 
mehr an Wirkung besessen. 

Herr von Knoeringen hat an einer Stelle seiner 
Rede gesagt, daß gewisse Persönlichkeiten dieses 
Hohen Hauses als Vertreter der Opposition in der 
Durchführung ihrer Aufgabe, nämlich der Kon­
trolle der Maßnahmen der Staatsregierung, Anlaß 
zm· Kritik gehabt hätten. In dieser Art sei die Kri­
tik berechtigt. Soweit mir bekannt ist, hat in die­
sem Sinne unser Kollege Dr. Bungartz in diesem 
Hause eine schärfere Kritik geübt. Ich habe außer­
halb· des Hauses auf diese Sorge hingewiesen. Ich 
glaube, Herr K<;>llege von Knoeringen hat es nicht 
so ernst gemeint, mich zur Opposition zu zählen. 

(Zuruf links: Doch!) 

Denn ich fühle mich .der Opposition nicht zuge­
hörig. 

(Zurufe von der BP: Gott sei Dank!) 

Das Recht zur Sorge und zur Kritik ist nach mei­
ner Ansicht nicht nur ein Recht der Oppositiort, 
.sondern auch ein Recht der Regierungsparteien. 

(Zuruf: Darüber kann man streiten, 
Herr Kollege!) 

Wenn diese Sorge und Kritik aus den Reihen der 
Regierungsparteien kommt, sollte sie um so schwe­
rer wiegen. 

An einer anderen Stelle hat Herr von Knöerin­
gen ein Wort gesprochen1 das ich nicht unwider­
sprochen lassen kann. Er sagte, es sei leider fest­
zustellen, daß unter den heutigen Verhältnissen 
die Theorie unseren Politikern die Voraussetzun­
gen zu liefern nicht imstande ist und wir deshalb 
vielfach gezwungen sind, aus der Situation heraus 
zu entscheiden. Das letztere stimmt. Denn die deut­
schen Parlamente und die deutschen Regierungen 
sind in Situationen gekommen, in denen sehr rasch 
entschieden werden mußte. Ich erinnere Sie an das 
Jahr 1948 mit der Währungsreform, ich erinnere 
Sie an das Jahr 1950 mit der Pfundabwertung und 
wie alle diese Dinge gelautet haben. Aber ganz so 
ist es, glaub'e ich, nicht. Ich kann die Auffassung 
des hochverehrten Herrn Kollegen von Knoeringen 
von seinem Standpunkt aus vollständig verstehen, 
und zwar deshalb, weil der wissenschaftliche So­
zialismus versagt hat. Das ist eine Tatsache, die 
auch von niemandem aus Ihrem Lager geleugnet 
wird und die in ausgezeichneter Weise einer Ihrer 
Parteigenossen, nämlich der hochverehrte frühere 
Herr Staatsminister der Finanzen, Herr Dr. Zorn, 
im Jahre 1948 auf dem Parteitag der Sozialdemo­
kratischen Partei in Düsseldorfer dargestellt und 
begründet hat. Es ist nichts mehr übriggeblieben 
von .Marx, von Kautsky und vom Erfurter Pro­
gramm. 

(Abg. Dr. Franke: - als die historische 
Leistung!) 

- Das gebe ich Ihnen ohne weiteres zu: als die 
historische Leistung. Das ist ein Stück Wirtschafts­
geschichte geworden. 

Außerhalb des sozialistischen Lagers sehen die 
Dinge wesentlich anders aus. Hier haben sich 
Theorie und Praxis ergänzt. Es war mir außer­
ordentlich interessant, zu sehen, wie stark Theorie 
und Praxis ineinandergreifen, als die Gespräche 
über das Gesetz über die Mitbestimmung· in Fluß 
kamen. Damals kam der Gedanke des Schieds­
manns, der dann im Mitbestimmungsrecht ver­
ankert wurde, aus den Kreisen der Wissenschaft. 
Ich glaube, daß gerade hier die Wissenschaft mit 
grundlegende Arbeit geleistet hat, und wir in Bay­
ern haben Anlaß, stolz auf diese volkswirtschaft­
liche Wissenschaft zu sein, wenn ich Ihnen Namen 
nenne wie ·Adolf Weber oder Terhalle oder Bern­
hard Pfister. Ich· glaube also, daß man nicht sagen 
kann, die Theorie habe den Politikern nichts ge­
geben. Man muß im Interesse der Wissenschaft 
diese Dinge klarstellen. 

Der freiheitliche Sozialismus, wie er von Dr. Ru­
dolf Zorn, ich möchte fast. sagen, proklamiert 
wurde, der den Bruch herbeigeführt hat mit dem 
Fortschritt des Irrtums, ist, glaube ich, gar nicht 
mehr so weit weg von der sozialen Marktwirt-
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schaft; wenn man einmal die Dinge Schritt für 
Schritt vergleicht. Wenn Sie Schriften des Ham­
burger Senators Schiller lesen, so ist es erfreulich, 
festzustellen, welche Erkenntnisse auch er auf 
volkswirtschaftlichem Gebiet gefunden hat. Auf 
eines allerdings bin ich· sehr neugierig, auf sein 
kommendes Buch über die Kreditpolitik. Denn hier, 
glaube ich, werden sich vielleicht die Geister schei­
den. 

(Abg. Dr. Haas: Doch noch!) 

·Zwei Dinge möchte ich aus der seinerzeitigen 
Rede des Herrn Finanzministers Dr. Zorn anführen, 
die im Zusammenhang stehen mit der Frage des 
Staates und des wirtschaftenden Staates. Er hat 
damals vier Postulate aufgestellt. Zwei dieser Po­
stulate sind, glaube ich, aus sämtlichen Reden, die 
hier gehalten wurden, herausgeklungen: Das eine 
war die Forderung auf gleiche Chance für jeder­
mann. Wenn man diese Forderung auf gleiche 
Chance für jedermann bejaht, dann ist ganz klar, 
daß man eine Grenze für das Wirtschaften des 
Staates findet. Und eine zweite Forderung, glaube 
ich, wird von Ihnen nicht bestritten werden, das 
ist die Forderung auf Konsumfreiheit. Dazu sagt 
Dr. Zorn so schön: „Die vierte Forderung, die die 
Menschen an die Neuordnung stellen, ist die Kon­
sumfreiheit. Man versteht darunter die Freiheit, 
kaufen zu können, w~s einem beliebt und nicht, 
was eine staatliche Planungsstelle zu kaufen vor­
schreibt .. " Wenn Sie sich bei der Frage des Schul­
buchverlags dieses Postulat Ihres Genossen Zorn 
zu eigen machen, dann, so bin ich überzeugt, sind 
Sie von unserem Standpunkt nicht mehr weit ent­
fernt. 

(Abg. Dr. Haas: Wird immer besser!) · 

Es wäre ja notwendig, daß man - aber. das wird 
ja im Rahmen der Haushaltsberatungen geschehen 
- auf einige Dinge .in diesem Zusammenhang ein­
geht Ünd einige praktische. Sorgen. aufzählt. Ver­
folgt man beispielsweise einmal, soweit aus den 
Haushaltsplänen etwas zu entnehmen ist, wie sich 
der landwirtschaftliche Grundbesitz des bayeri­
schen Staates vergrößert hat; dann muß man sich 
ernsthaft fragen, ob diese zugekauften Güter, ob 
diese ausgebaute Domänialwirtschaft tatsächlich 
für Lehr- und Musterbetriebe notwendig sind. Ich 
glaube, das freiwillige Angebot des Herrn Land­
wirtschaftsministers, Staatsgüter für die Siedlung 
abzugeben, hat schon deutlich gezeigt, .daß hier das 
eine oder andere des Guten zu viel geschehen ist. 
- Oder etwas anderes: Im vorigen Jahr hat der 
bayerische Staat 1000 Hektar Wald an irgendeiner 
Stelle in Bayern gekauft. Ich weiß nicht, ob es 
richtig war, diesen Wald anzukaufen und ob man 
die Mittel nicht für etwas anderes zweckmäßiger 
verwendet hätte. Es kann eine Begründung dafür 
geben, daß man Wald kauft, vielleicht: um die 
Wald- und Weidewirtschaft zu fördern oder das 
eine oder andere. Aber ich glaube, es wäre für den 
Landtag doch interessant, daß man, bevor so große 
Objekte erworben werden, mit ihm Fühlung nimmt. 

(Abg. Bezold: Das meine ich auch!) 

Eine andere Sorge: Der Herr Staatsminister der 
Finanzen hat uns in freundlicher Weise die Ziffern 
von der Landesbodenkreditanstalt mitgeteilt: daß 
sich hier das Kapital wesentlich erhöht hat, daß bis 
zum Beginn des Rechnungsjahres 1952 513 Millio­
nen D-Mark zugeflossen sind. Es ist klar, daß dann, 
wenn eine einzige Stelle im Staat - ich gebe zu, 
daß die Aufgaben das vielleicht erheischen können 
- derart große Summen bekommt, Mißtrauen in 
der Öffentlichkeit entstehen und aiich die Sorge 
kommen muß, daß sich hier,o ic;:h: möchte fast sagen, 
ein Hypothekenmonopol bildet. Die Worte, die· 
der Vorstand der Süddeutschen Bodenkreditbank, 
Dr. Wolf, auf der Generalversammlung gefunden 
hat, waren nicht so unberechtigt. Diese Sorge ist, 
glaube ich, · auch einmal der Prüfung durch den 
Haushaltsausschuß des Bayerischen Landtags wert. 

So wäre eine Reihe von Dingen aufzuführen, 
bei denen man mit Sorge die Entwicklung betrach­
tet. Wenn wir aber auf der einen Seite diese Sorge 
aussprechen und die Kritik daran knüpfen, dann 
ist es auch unsere Aufgabe, nach Wegen Umschau 
zu halten, wie wir es besser machen können. Sehr 
einfach ist es, zu sagen, dies und jenes paßt uns 
im Staate nicht, und es ist sehr einfach, dem Staat 
Staatskapitalismus vorzuwerfen. Es ist aber dann 
gleichzeitig notwendig - wenn man ein fairer 
Partner ist-, daß man Wege aufzeigt. Unser Kol­
lege Dr. Eckhardt hat in einer dankenswert sach­
lichen Weise diese Wege aufgezeigt. Ich möchte sie 
um einige ergänzen. Die Diskussion um die Staats­
betriebe in Bayern hat ja schon den einen oder 
anderen Weg ahnen lassen. Kollege Beier hat mei­
nen Vorschlag im Haushaltsausschuß aufgegriffen 
und gefragt, ob es nicht zweckmäßig wäre, für die 
einzelnen Staatsbetriebe und Beteiligungen Refe­
renten aus dem Landtag aufzustellen. Ich glaube, 
das wäre eine sehr vernünftige Kontrollmöglich­
keit nach der einen und nach der anderen Seite: 
Wir sehen nämlich dann auf der einen Seite ohne 
weiteres, wo sich der Staat vielleicht etwas unter 
den Nagel schlägt, was ihm nicht zusteht, und wir 
sehen auf der .anderen Seite, wo ein Notstand vor­
liegt und die Wirtschaft diesen Notstand nicht be-. 
heben kann und wo von Staats wegen berechtigter­
weise geholfen wird. 

Ein zweites wäre die Überprüfung der Einzel­
betriebe und der Beteiligungen des bayerischen 
Staates. Ich habe seinerzeit bei dem Antrag aus 
dem Jahr 1951, der sich mit den staatlichen Be­
trieben und Beteiligungen befaßt, geglaubt, man 
käme damit zu einer Überprüfung des ganzen Fra­
genkomplexes. Das bayerische Staatsministerium 
der Finanzen hat sich aber die Beantwortung der 
Anregung fast zu einfach gemacht. Es hat sich auf 
die rechtlich unselbständigen Betriebe des bayeri­
schen Staates beschränkt, es .hat nicht die recht­
lich selbständigen Betriebe und die Beteiligungen 
mit herangezogen, obwohl der damalige Antrag 
auch die Beteiligungen betraf. Man muß einmal 
diese Beteiligungen und die Unterbeteiligungen 
einer Überprüfung unterziehen. Dann könnte sich 
herausstellen, daß das eine oder andere vielleicht 
nicht nötig, . das eine oder andere vielleicht aber 
notwendig ist. 
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deutlich und klar und mit Erfolg gezeigt hat, Herr 
Kollege Dr. Baumgartner, daß sie ihren Stand-

Als Drittes möchte ich vorschlagen, zu prüfen, punkt vertritt. 
ob es nicht sinnvoll wäre, wenn ein Ausschuß des (Abg. Dr. Baumgartner: In einigen Fällen!) 
Bayerischen Landtags - das kann der Haushalts- Denn, glauben Sie, daß der Herr Finanzminister 

- -- ---ausschuß-oder-cler-~reclitausseh uß- sein---einmal · - ----so-a 1Hnle-r-,-,la:-rrrn:in' ,_heraus a uf-aie47:t.Prozent ver-
die Unterbeteiligungen der Landesanstalt für Auf- zichtet hätte und jetzt nur mehr von 40 Prozent 
baufinanzierung etwas näher ansähe. Denn ich sprechen würde, 
kann mir vorstellen, daß die Betriebe, die saniert (Abg. Dr. Baumgartner: Warum - - ? !) 
worden sind, dann auch langsam abgestoßen wer-
den müssen. - nur langsam! - wenn nicht die bayerische CSU 

(Sehr richtig!) 

daß man hier mit einem gelinden Druck dem, ich 
möchte sagen, Bedürfnis der Bürokratie, die Be'.' 
triebe zu halten, etwas nachgeht. 

Das ganz kurz als ein paar Anregungen zu die­
sem Problem. Ich glaube aber, daß eine Frage, die 
heute hier im Zusammenhang mit der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik hätte diskutiert werden müssen, 
nicht diskutiert worden ist, auf die der Bayerische 
Landtag immer und immer wieder hinweisen 
möchte, das ist die Frage der religionalen Wirt­
schaftspflege. Am gestrigen Tag ist in Bonn etwas 
passiert, was für uns von ganz ausschlaggebender 
Bedeutung ist. Man hat über das Bundesnoten­
bankgesetz gesprochen und in der Mehrheit die 
Auffassung vertreten, es müsse ein zentrales No­
tenbanksystem kommen und man sollte sich von 
dem System regionaler Landeszentralbanken ab­
wenden. Der Herr Abgeordnete Seuffert von der 
SPD hat sogar erklärt, „entgegen der Staatsbank 
in England sei der SPD eine starke Notenbank 
und ein schwacher Staat immer noch lieber als 
umgekehrt". Das ist eine sehr scharfe Formulie­
rung. Wenn man weiß, wie wichtig das Instrument 
der Larideszentralbanken ist für die gesamte Wirt­
schaft und für die regionale Wirtschaft in Bayern 
speziell, dann kann ich den Standpunkt des Ab­
geordneten Seuffert und der SPD-Fraktion in 
Bonn überhaupt nicht verstehen. Gerade der Ab­
geordnete Seuffert hätte sich als bayerischer Ab­
geordneter der Lösung des Bundesfinanzministe­
riums, die regionale Landeszentralbanken will, an­
schließen müssen, und zwar im Interesse der baye­
rischen Wirtschaft. 

(Zurufe) 

Ich glaube, daß diese Zweigleisigkeit in der Poli­
tik: in Bayern föderalistisch und in Bonn zentra­
listisch, auf die Dauer nicht haltbar sein dürfte. 

(Zurufe, darunter Abg. Dr. Korff: 
Schäffer! - Beifall) 

Wenn der Herr Kollege Korff mir „Schäffer" 
zuruft, 

(Abg. Dr. Korff: Der kann das genau so gut, 
und besser!) 

dann kann ich ihm sagen, daß die bayerische CSU 
auch gegenüber dem Herrn Bundesfinanzminister 
Schäffer ihren Standpunkt vertreten hat. 

(Abg. Dr. Korff: Und nie durchsetzt!) 

Ich glaube, daß die bayerische CSU 

(Zuruf des Abg. Dr. Baumgartner) 

ihm entgegengetreten wäre? 
(Zuruf des Abg. Dr. Baumgartner) 

Ich glaube, daß das Problem der Bundesnoten- -
bank so wichtig ist, daß wir unsere Kollegen von 
der Sozialdemokratischen Partei bitten müssen; 
das, was wir mit dem Herrn Bundesfinanzmini­
ster gemacht haben, ihrerseits auch mit ihren Ver­
tretern im Bundestag zu machen, nämlich · mit 
ihnen zu sprechen und siE;! zu überzeugen, daß be­
züglich der Bundesnotenbank die Regelung auf 
regionaler Basis für Bayern unumgänglich not­
wendig ist. 

Es· wäre so reizvoll gewesen, auf die Worte des 
Herrn Kollegen Drechsel noch einzugehen, der am 
Schluß seiner Rede, ich möchte beinahe sagen, das 
Kätzchen aus dem Sack gelassen hat, aber ich 
möchte mir das versagen. Wenn er mich als Wolf 
im Schafspelz bezeichnet hat, dann kann ich nur 
sagen: Es ist mir lieber, dies zu sein, als um­
gekehrt. 

(Heiterkeit) 

Wenn diese Frage: Staat und Wirtschaft kon­
tinuierlich, auch anläßlich der Haushaltsberatungen 
des Bayerischen Landtags, immer wieder behan­
delt wird, wird es nicht dazu kommen, daß man 
eines Tages der bayerischen Staatsregierung den 
Vorwurf des Staatskapitalismus machen kann. 
Aber es ist notwendig, daß der Landtag wachsam 
ist. Es ist notwendig, daß wir die Bürokratie lau­
fend überprüfen. Dann glaube ~eh, wird sich auch 
das Verhältnis von Staat und Wirtschaft nach den 
Grundsätzen regeln lassen, in denen das Hohe 
Haus nach meinem Eindruck weitgehend einig ist. 

(Beifall bei der CSU) 

Vizepräsident Hagen: Zur Geschäftsordnung hat 
sich der Herr Abgeordnete KJene gemeMet. Ich er­
teHe ihm das Wort. 

Kiene (SPD): Meine Damen und Herren! Eis wäre 
ru überlegen, in welcher Weise die Verhandlungen 
fortgeführt werden. Morgen soll die Haushaltsrede 
des Finanzmiruisters seiin. Es wäre jetzt schon, ehe 
verschiedene Kollegen abreisen, ziu überlegen, ob 
wir nächste Woche ebenfalls Plenum halten. Die 
Behandlung der Gegenstände in den Ausschüssen 
kann vielleicht eine Woche aufgeschoben werden, 
nicht aber die lange Tagesordnung, die noch nicht 
erledtgt ist. Ich möchte daiher die Fraktionen bitten, 
sich untereinander z:u besprechen, um vielleicht 
heute noch zu •beschließen, ob in der nächsten 
Woche a·b Dienstag Plenrum abgehalten -Wird. 

(Abg. Dr. Lachertbauer: Das muß spätestens 
heute gesch·ehen; sonst kann ich nicht zur 

A ussch ußsi tzung einladen.) 
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Vizepräsident Hagen: Ich habe vorhin mit Herrn 
Präsident Dr. Hundhammer gesprochen. Er ist auch 
der AuffassuI11g, daß wir in der nächsiten Woche 
Plenum halten sollen. Ich darf vorschlagen: Das 
Haius -beschließt, 1daß ab nächsten Dienstag 15 Uhr 
Plenarsitzung stattfindet. - Ist das Hoh:e Ha-us 
damit ,einversta!IJJderi? - Wliderspruch erhebt sich 
nicht. Es ist dann so ·beschlossen. 

Es folgt der !Herr .Aibgeo:vdnete Haufüeiter. 

Haußleiter (friaktionslos): Hohes Ha'US, meine Da­
men 1Und Herren! Im alten Athen war es üblich, daß 
ma~ nach ·einer besonders ibemerkenswer\ten Rede 
den Redner :l!ebensläI11gLl.ch im Prytaneion a:uf 
Staatskosten hat verpflegen lassen. Das htatte seine 
Vorzüge, ·der wichtigste Vorzug 'aber war der, daß 
eine solche Rede nicht vergessen worden ist. Ich 
möchte fasit s:ag,en: Wir vermissen diese Einrichtung 
im Lande 'Bayern; denn die Rede unseres Kollegen 
von Knoerii.ngen verdient es durchaus, längere Zeit 
in unserer Erinneiiung ·zu bletben, und zwar aus 
mehiieren Gründen. 

Zunächst einmal hat ,er das große Verdienst, uns 
einen g'ewissen inneren Konflikt zwischen den Mi­
nistern und ihrer Bürokratie bekanntgemacht zu 
haben, .auf dem Umweg über die Erklärungen des 
Herrn Wirtschafbsmin:isters Seidel. Dr. Seidel hat 
:geschildert, wie se·ine Sachbearbeiter oder die des 
F.inanzministeri1Ums · 1auf politische· Uil!d wirtschaft­
liche Expansion -bedacht sind, w:i!e sie den Besitz 
des Staates mehren und - wenn ich ihn richtig 
v·ernfail!den lhahe - dadurch den Spielra1Um der 
Wirtschaft ·einschränk!en wollen. Er hat ,auf diese 
Weise s'ichilbar gemacht, daß hinter der Debatte von 
heute nicht bloß allgemeine Doktrinen stehen, son­
dern ein sehr ernsrth,a1fter Vorgang: Sachbearbeiter 
:in den Ministerien sind für Ausweitung der Staats­
wirtschaft, :und wir !haben unsere Minister - so 
habe ich ihn wohl verstanden - darin zu unter.­
stützen, solche expansive Tendenzen einzuschrän­
ken. 

Das zweite, was rdlie Interpellation sichtbar ge­
macht hat, waren 1se!hr interessante Spannungen 
zwischen dem Wirtschaftsministerium und dem Fi­
nanzministerium. Ich glaube nicht, daß diese Span­
nungen darher kommen, daß an der Spitze des einen 
Ministeriums 1ein SPD-Mann und an der Spitze 
des anderen Ministeriums ein CSU-Mann steht, son­
dern ich glaube, ,sie kommt vor allem aus den ver­
schiedenen Aufgaben dieser· Ministerien. In dem 
einen Ministerium wird wirtschaftspolitisch, im an­
deren fiskalisch g,edacht. Wenn ich di!e leisen An­
de1Utun:gen des Herrn Wi:vtschaftsministers Uil!d des 
Herrn Abgeordneten Guthsmuths, rder ja aruch im 
Wirtschaftsministerium tätig ist, richtig verstanden 
haibe, dann wünscht man im Wirtschaftsministe­
rium, daß das Finanzministerium weni:g·er fiska­
lisch und mehr wirtschaftlich denkt. Es ist ,auch für 
uns als Zuhörer und Betrachter der Entwickllllng 
und 1d:er Regierungspolitik in Bayern ganz interes­
sant, daß solche Gespräche offenkundig im Kabi­
nett :geführt weiiden müssen. Wir haiben der Inter­
peHation dankbar zu sein, daß diese Gespräche aus 
der Enge des Kabinetts, in das wir keinen Einblick 

haben, auf die breitere Plattform des p,arlaments 
ib.inausv,erlegt woiiden sind. 

Ein dritter Grund für die Beachtung der Rede 
des Heir-rn von Knoerirugen: Er hat 'sich mit aller 
Intensität von der Versta.atlichrung der Wirtsch,aft 
distanziert. Das ist für uns seihr wesentlich. Ich 
haibe allerdings den P1assus sehr a1Ufmer,ksam ge­
lesen, wo er von der Sozialisierung der Grundstoff­
industrien gesp;rochen hat. Da ist .er ein wenig 
weich und nachdenklich - ich weiß nicht, ob der 
Vergleich mit 'der K!atze rund dem heißen Brei par­
lamentarisch erlaubt ist - an den schwierigen 
ProMemen, d±e darin liegen, teils überib.:aupt, teils 
für iihn persönlich, herumgegangen. Dann darf ich, 
sagen: Ich V·ermisse vielleicht noch ·eines, nicht nur 
hei ·dem, was er ·siaigte, sondern ibei dem, was die 
SPD 'heiute übe1r'haupt ·sagt, ibei dem, w.as Herr 
Dr. Nölting sagt. S±e saig,en wo!hl, wir sind nicht 
mehr doktrinäre Marxisten, nicht meihr Gralshüter 
e'iil!er Doktrin, a.rber Sie sagten viel 2lU wenig geil!au, 
'Wlas Sie nun konstruktiiv und positiv wollen. Herr 
von KnO'ering,en sagt etwra: Hier müßte ,erst nach­
gedacht weiiden; hier müßte erst durch Wissende 
ein Plan entwicklelt weiiden. Da ist, darf ich sagen, 
die SiPD offenkunrug in einer nicht ganz einfachen 
Laige. S:i!e ist mehr eine Partei ,deir Suchenden als 
'eine P1artei der Wissenden. Das widerspricht aber 
dem Wesen einer politischen P.arteii. S±e kann sagen: 
Wir sind gute Leute; sie kann aber nicht sagen: 
Wir suchen; das müßte irgendwer für uns tun, zum 
Beispiel kluge Leute, rdie noch nicht vorhanden sdnd, 
offenkundig auch in den Reihen rder SPD nicht ~ 
ich meine auf dies,em Geibiet. Die Wissenden sind 
1also offenkundig noch nicht zur Stelle. Und von da 
aus gesehen ·eiigibit sich der :gianze Umfang der Pro­
iblemati1k dieser neb.atte. Wie sieht sie aus? Ich 
:g:l!aube, ein paar ·einfache Grundsätzie sollten gesagt 
'weiiden können. 

z,uerst ·einmal folgender: Das Prinzip des Libe­
ralismus :ist heut'e unter lteinen Umständen durch­
führbar oder ,anwendbar. Wiir ·erleben, daß der 
Wirtschaftsminister von Bonn ein Prinzip verkün­
det, ge:g·en das seine eigene Regierung aus rdem 
Zwang der Verhältnisse fortgesetzt verstößt und 
dras die rbayerisch·e Landesregierung unter keinen 
Umständen durchführen kann rund - wenn ich 
Seide~ richtig V'erstanden habe - auch nicht durch­
führen will. Nun darf ich zunäch·st einmal eines 
sargen: Das ist für ·eine Regierung eine geradezu 
tragische Lage. Wissen Sie, warum? Im Grunde iist 
der Lföeralismus dras Prinzip der Planlosigkeit, das 
Prinzip des entfesselten, des ungehemmten Egois­
mus mit 'der optimistischen Lehre: Wenn jeder so 
egoistisch ist, rals ,es geht, stimmt der Egoismus 
aller wieder überein, es gfüt sozusragen eine prästa­
bfüerte Harmonie des Ego·ismus. Das ist doch 
die liberale These. 

{Abg. Dr. Haas: Wo Sie 'es nur h:erihaben?!) 

Nun haben Si!e folgende Erfahrung: Der Liberalis­
mus verkündet die Planlosigkeit 'als oberstes Prin­
zip. Eine Reg:ierung !heibt sich von selher .auf, wenn 
sie die P1anlosi.gkeit zum Prinzip erhebt. Eine 
liiberaHs1fäsch.e Re:gieruil!g ist im Grunde ein Wider-



' Bayerischer Landtag - 125. Sitzung. Donnerstag, den 5. Februar 1953 675 

(Haußleiter [fraktionslos]) 

spruch in sich selbst. Dann bra111chen wir si!e näm­
lich überhaupt nicht. 

(Zurufe, •darunter Aibg. Bezold: Das !haben 
wir schon einmal gehört! - AJbg. Dr. Korff: 

Wo leben Sie denn? Das ist 1850!) 
- Nein, Herr Kolleg.e Korff: ErhaDd ist 1850, und 
deshalb müssen wir die Diskussion von 1850 mit 
der FDP leider d111rchführen. 

(Heiterkeit) 
Nun macht diie Regierung fo1gendes: Sie pl:ant, a'her 
sie plant nur aus dem A111geniblick iheraus. Wo 
irgendwo ein Loch ist, wenn irgendwo ein Damm­
ibi;-uch ·droht, wirrd ein wenig. geflickt, wird ein 
weni•g notdürftig ·eine Augeniblicksmaßnahme ge­
troffen. Das ist d:as Prinzip der heut·e 

(Abg. Dr. Raas: Wo er das nur herhat? -
Abg. Bezold: Vom Hit1er!) 

vor uns stehenden sozialen Marktwktschaft. 

{A1bg. Dr. Korff: Und daiher kommt das 
deutsche Wunderl) 

Das deutsche Wunder ist d·ie Fol•ge der Rü­
stungskonj.unktur; Ich bin ·bereit, mich auch dar­
üiber zu unterhalten. Aber nun darf ich folgen·des 
s•agen: Aus der Theorie der Planlosigkeit entspringt 
eine unerhörte Unsicherheit des Einzelmenschen, 
der im Wirtschaftsprozeß tätig ist. Der weiß nicht, 
habe ich morgen noch Arbeit, weil die KonjIUnktur 
andauert, oder habe ich morgen keine Arbeit, weil 
ich dem Rhythmus der Krisen, dte ich nicht über­
iblicken kann, a~sgeliefert •bin. Was entsteht nun, 
was ist die Alternative? Ich mache Sie a1Uf diesen 
'Datbestand aufmerksam. Sie ha1ben' eine ganz ein­
fache Alternativ·e: Entweder Sie gehen dem ein­
fachen schaffenden Menschen das Gefühl der sozia­
len Siche(['iheit oder Sie erleben, daß er nach irgend­
wem au:Dblickt und ·sagt: Wer giibt mir diese Sicher­
heit? 

(Zuruf: Herr !Haußleiter! - Heiterkeit) 

Anders .ausgeqrückt: Entweder Sie schaffen eine 
durchgeordnete, systematisch durchdacht·e Methodfä 
der sozialen Sicherheit oder Sie erleben mit ab­
soluter Gewißheit den totalitären Staat. Es gibt nur 
das •eine oder ·das andere. Der L'i:beralism'U'S •aber ist 
die Mutter des totalitären Staates. Deshalb be­
haupte ich, daß dieses Problem, das Herr von Knoe­
ringen angeschnitten hat, bis an das Zentrum der 
staatlichen, nicht nur deir wirtsch•aftlichen, sondern 
auch der politmchen Dinge durchaus hinreicht. 

Und nun kommt die marxistische These, die Ur-
1ihese, die ·etW1a über die Venstaatlichung_der Wirt­
sch·aft die Sicheriheit schaffen will. Hier g.eriate ich 
in eine sehr große Schwierigkeit; denn ich muß 
hier Marx •gegen seine Schüler in etwa in Schutz 
nehmen. ffis ist das ein sehr interessanter Vorgang. 
Marx sagt nämlich: Diese Ordnung der sozialen 
Sicherheit r~ann nur 'bewerkstelligt werden vom 
Proletarirat aus durch die Beseitigung der Nutz­
ni·eßer des. Chaos. Das ist, ein wenig vereinfacht, 
im Grunde seine These. Zu diesem Zweck, sagt er, 
muß es ein Übergangsstadium •geben, nämlich das 
Regime det Funktionäre, das heißt die Diktatur des 

:Proletariats mit Hilfe der Funktionäre. Nun aber 
kommt der ungeheure .Rechenfeihler hei Marx. Er 
sielht fo1gendermaßen aus. Marx ist in seiner Dok­
trin ursprünglich Demokrat oder ist es sogar über­
iha111pt, und er sagt, diese Zwischenphase der Dik­
tatur des iProletarriats a1uf dem Wege über die 
Funktionär·e muß nach Erreichung ihrer Ziele ab- · 
gerbaut werden, sie darf nur eine Überg:angsphase 
sein und dann kommt die demokratisch·e Endlösung. 
Hier haben w:ir die •ausgesprochene Fehlrechnung 
von Marx, und zwar raius dem ganz einfachen 
GI1Unde: Wenn .eine Gruppe, 1g'l:e:ich welcher Art, die 

· Macht hat, wfrd sie nicht geneigt sein, die Macht 
wieder aus der Hand zu gehen. Betr.achten Si·e nur 
die Wahlrechtsdi'Sku.ssion in Bonn, dann eT1eben Sie 
das selbst, fast hätte ich gesagt, auf der demokra­
tischen E•bene. Erst recht ist das aiber dort der Fall, 
wo Fiunktionäre in einer Diktatur des Proletariats 
die totalitärn Macht iha·ben, wo die politische und 
die wirtschaftliche Mracht s:ich in einer Hand be­
finden. Dies ist die ungehe1Ure Schwierigkeit. 

Und nun folgendes: Der Mensch von heute ist in 
eine fast tragische Alternative hineingespannt. Er 
weiß genrau, das liberalistische Prinzip ist nicht an­
nehmbar, es st•ammt aus dem Jahre 1850, und er 
weiß auf der anderen Seite, die wachsende Macht 
der Funktio:qäre ist nicht mehr ·abzU'bau·en, wenn 
sie ·einmal die Macht haben. Die Macht der Funk­
tionäre wächst selbst in den Ministerien, auch 
des •bayerischen Staates, was 111ns jra der Herr Wirt­
schaftsminister bestätigt hat.' Was glauben Sie, 
wenn schon unsere Ministeriralräte eine expansive 
Machtpolitik treihen, W1as g·eschieht erst dann, wenn 
echte Machtpolitiker die gleichen Positionen 1n der 
iHap.d hättenl Ich halte nämlich die Ministerialräte 
in Bayern noch nicht für ·eine totalitäre Macht, bin 
?'her üiberzeurgt, rdaß es - 111nd das muß einmal aus­
gesprochen we~den - zum Bei!spiel in den Gewerk­
schraften und in der alten SPD solche Machtpolitiker 
gibt, die auf der Funktionärsebene eine Erhöhung 
der MaCht anstreben, die sie dann nicht mehr ab­
geben, wenn sie einmal diese Macht in der Hand 
ha1ben. Das ist also die ·arudere Seite der Sache. 

Hier hat nun Hein von Knoeringen einen Mittel­
weg verraten. 

(Zuruf: Die Deutsche Gemeinschaft will :auch 
Macht!) 

- Das gibt ·es überall, wo überihaupt Politik ge­
trieben wiDd, weil Politik unter ander·em die Re­
gelung von Machtfriagen ist. In der 'Dat ist hier das 
Problem des notwendigen Mittelwegs rg.ege•ben. 
Herr Sta.atsminister Dr. Sddel kommt mir manch-. 
mal so vor, als oib er diesen Mittelweg instinktiv 
finden wüvde. Der Staatsminister Dr. Seidel ist für 
uns in diesem iPunkte sehr interessant. Er zieht die 
Grenze nach zwei Richtungen hin, und wa!S er tut, 
ist gleichsam in diesem ~all der Weg eines ver­
nünftigen Einzelgäng·ers ohn!e Ges•amtsystem und 
Gesamtplanung. 

Von hier aus gesehen bin ich weiter der Über­
zeug111ng, es sind zwei Dinge notwendig, nämlich 
einmal eine zentrale Lenkung im Raum der !heu­
tigen Wirtschaft, die den Einzelmenschen vor so­
zialen K!atastrophen bewahrt. Dias ist unv·ermeid-
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lieh, das 1st unbedingt notwendig, ohne dies geht 
es nicht. Und d1as andere ist ebenso notwendig, näm­
lich der Abbau der Macht der Funktionäre und die 
Stärkung der Position des E:inzelmenschen. 

Herr von Knoe'Ting.en hat von der notwendigen 
Unternehmeriniti-ativ·e gesprochen. Wir sollten da 
noch etwas anderes hinzufügen, wir sollten' hinzu­
fügen die Arbeiterinitiative im Betdeb. Es gibt 
hiefür schon Systeme und Methoden, und man 
könnte sie dias Mitunternehmertum des Arbeiters 
nennen. D1er deutsche Arbeiter wird aber durch ' 
seine Funktionäre gleichsam innerlich unsicher ge­
macht. Man s1agt iihm, mein lieber Arbeiter, das 
verstehst du nicht, das müssen wir an deiner St·e'lle 
machen. Er wird gleichsam als unfähig hingestellt. 
Hier muß nach meiner Überzeugung an die Stelle 
des absolut unmöglichen liberalistischen Prinzips 
und an die Stelle des mit Sicherheit überholten 
marxistischen Prinzips, das durch die Tatsach.e ad 
absurdum geführt ist, daß der Funktionär, der die 
Macht hat, sie nicht abzugeben gedenkt, ein orga­
nisch durchdachtes genossenschaftliches Prinzip im 
Betrieb gesetzt werden, wie es im gesunden Be­
tdeb auf natürliche Weise vorhanden ist. 

Viele Experimente sind in dieser Richtung heute 
schon dia. Die Versuche mit dem Mitunternehmer­
tum des deutschen Arbeiters gehen schon aus dem 
Laborversuch in die Praxis über. Übersehen Sie 
eines nicht: Wenn Si0 die Freiheit des einzelnen 
einschränken, können Sie die Freiheit im Gesamten 
nicht haben. Deshalb müssen Sie versuchen, die 
v·ernünftige Unternehmerinfüative - ich meine 
nicht den Machtdrang irgendwelcher hochkapit­
talistischer Manager, die auf die Existenz marxisti­
scher Manager angewiesen sind und umgekehrt; 
die bedingen sich gegenseitig -, die Freiheit des 
Unternehmers zu schützen und müssen neben ihn 
stellen die Sicherung der Initiative und die Be­
triebsbeteiligung des schaffenden Menschen im Be­
trieb. Anders kommen Sie aus dem Zirkel nicht 
heraus. Dann ist der Staat nicht mehr gezwungen, 
in der Form einzugreifen, wie das hie'r oder dort 
kritisiert wurde, weil dann in den Betrieben schon 
in ihöiherem Maße eine neue Form der Gemeinschaft 
gegeben ist. Dann können auch die Debatten über 
die alten Doktrinen abgebrochen werden; denn sie 
sind überflüssig gew@den, weil sie durch eine neue, 
echte, J.ebendige Demokratisierung unser·er Wirt­
schaft überholt sind. Das mag aus Anlaß dieser De­
batte ein wenig theoretisch klingen. Ich wollte das 
aber kurz sagen, nachdem zur Praxis der Staats­
kredite mir im einzelnen nicht allzu viel gesagt 
worden zu S•ein scheint. 

nie Filmdebatte wird 1allmählich zu einer tibe­
tanischen Gebetsmühle im Bayerischen Landtag. 
Wir haben sie heute zum dritten oder vierten Male 
durchgedreht. Ich habe weder in dem, was die 
Vorkämpfer einer andersartigen Kontrolle dieser 
Bürgsch1aften, noch dem, was der Herr Finanz­
minister gesagt hat, sehr viel an neuen Ideen er-

. kennen können. Wir haben seinerzeit j•a selibst 
diese Debatte eingel·eitet, und ich bedauere ein 
wen~g, daß sie nun statt in einem Untersuchungs-

ausschuß, wo •Sie iihren Platz gelhabt hätte, wie ein 
Bumerang immer wieder in dieses P1arlament zu­
rückkehrt. Hätten sich damals alle Mitglieder der 
Bayernpart·ei bei der Abstimmung zu der Not­
wendigkeit dieses Untersuchungsausschusses be­
.kannt, dann hätten wir die nach der Verfassung 
notwendige Zahl von Abg·eordneten für die Ein­
setzung dieses Ausschusses gehabt. Es ist deshalb 
in hohem Maße bedauerlich, daß Herr Dr. Geisl­
höringer des!hia1b so oft zu uns über dieses Thema 
sprechen muß, weil seine Fraktion damals nicht 
die notwendige Geschlosseniheit aufwies. 

(Athg. Dr. Geislhöringer: Wissen Sie das 
genau?) 

- Das weiß ich sehr genau; ich erinnere mich noch 
sehr wohl an die damaligen Vorgänge. . 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Dann wissen Sie das 
besser als ich! Sie behaupten das einfach.) 

- Nein, Sie können das ja leicht ausrechnen. Ihr 
seid 33, und wir 6 sind gestanden. Ich erinnere mich 
da noch sehr genau. 

Aus der Debatte ergeben sich von da aus wirk­
lich keine neuen Gesichtspunkte außer einem, den 
ich unterstreichen möchte. Es handelt sich dabei 
um die Anregung, die Herr Staatssekretär 
Dr. Guthmuths gegeben hat. Es hat gemeint, es 
wäre sehr gut, wenn die bayerische Regierung 
einen Kreditbeobachter nach Bonn senden würde. 
Ich behaupte, schon ein kluger Landrat weiß, daß 
er, wenn er bei den Mihisterien herumläuft; mehr 
Gelder bekommt, als wenn er zu Hause sitzt. Ein 
kluges Land aber sollte wissen, da,ß man an der 
Quelle sitzen muß, wenn man den Rahm abschöp­
fen will. Das Land Hessen hat das erkannt. Das 
Land Hessen holt nach zuverlässigen Angaben ,an 
Krediten wesentlich mehr heraus als das Land 
BayeFn. 

Ich mi;ichte mich aber nicht auf abwegige Themen 
begeben. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Das haben Sie schon 
längst getan!) 

Nein, Herr Kollege Dr. Baumgartner, aber ich 
bin bereit, Ihnen zu folgen. 

(Heiterkeit) 
Sehen Sie, es wird immer sehr lebhaft die Frage 
einer eigenen bayerischen Gesandtschaft oder Bot­
schaft beim Vatikan diskutiert. Ich bin mir augen­
blicklich nicht ganz klar über die Rangstufe dessen, 
was eingerichtet werden soll. Ohne Zweifel können 
wir über diese Dinge eines Tages debattieren. Sie 
sollten aber in diesem Augenblick viel rascher der 
bayerischen Delegation in Bonn einen Kreditsach­
verständigen beigeben; denn dann werden Sie 
mehr als bisher aus Bonn he-rausholen können. Das 
scheint mir eine vernünftige, sachliche und wesent­
liche Anregung, die aus dieser Debatte hervorge-

. gangen ist. 
Und nun darf ich zu dieser Debatte noch etwas 

sagen. Die Bayernpartei hat den Antrag gestellt, es 
solle die Antwort der Staatsregierung als unzu­
reichend erklärt werden. Sie hat erklärt, sie ent­
spreche nicht dem Willen des I-Iauses. Ich bin in 
diesem Falle in einer ungeheuer schwierigen Lage. 
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Ich kann dem A:O:trag der Bayernpartei nicht zu­
stimmen, ich kann nicht - ich bitte das nicht als 
einen Anbiederungsversuch zu betrachten - gegen 
die Politik der Regierung in diesem Falle stimmen, 
und zwar aus einem ganz einfachen Grund~. Unsere 
Haltung ist eine durchaus verschiedene. Der 
Bayernpartei wird zu viel geplant, und uns wird 
zu wenig geplan~. Wenn sich schon meine Kritik 
gegen die minimalen Ansätze von Planung, die 
heute bestehen, richtet, dann ist das unmöglich. 
Im Grunde genommen ist unsere bayerische Wirt- · 
schaftspolitik, wie die Debatte gezeigt hat, zu plan­
los. 

Und nun habe ich noch eine Bitte an Herrn Kol­
legen Dr. Baumgartner. Er' hat den Bericht eines 
nichtbayerischen Joµrnalisten tragisch genommen, 
der ihm einen gewissen Mangel an oppositioneller 
Intensität vorgeworfen hat. Dazu darf ich sagen, 
daran ist Herr Kollege Dr. Baumgartner bis zu 
einem gewissen Grade selbst schuld; denn man 
kann eine echte Opposition nur treiben, wenn man 
die Regierung ablösen will, auf keine andere Weise. 
Dann greift man die Regierung mit einem klaren 
Ziel an und dann ist man gezwungen, seine Vor­
schläge so zu begründen, damit das, was man sagt, 
dann auch Stand hält, wenn man an die Regie­
rung gekommen ist. 

(Abg. Dr. Franke: Will er das etwa nicht?) 
- Doch, aber ich behaupte, er kann es nicht. 

(Große Heiterkeit - Abg. Dr. Raas: Wollen 
Sie es? - Abg. Dr. Baumgartner: Jetzt wird 

es humoristisch!) 
- Herr Kollege Dr. Baumgartner, Sie haben heute 
vormittag selbst für Humor auf der Rednertribüne 
gesorgt. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Aber Zirkus haben 
wir hier keinen!) 

1 Die Sache ist nun so: Es fehlt also ein Element des 
planvollen Angriffs. Ich habe den Eindruck,· als 
hätte genau dieser nichtbayerische Journalist durch 
seine kritischen Bemerkungen die Bayernpartei zu , 
intensiverer Opposition angestachelt. 

(Zuruf von der BP: Dazu brauchen wir keinen 
Nichtbayern!) 

Das wäre doch von mir aus gesehen geradezu ein 
paradoxer Vorgang, wenn nun die Bayernpartei 
heftigere Opposition auf Grund der Einwände eines 
nichtbayerischen Journalisten machen würde. 

(Heiterkeit) 

Hier. kann ich mich nicht anschließen. 

(Zuruf von der BP: Das wollen wir gar nicht!) 

Abschließe~d darf ich. folgendes sagen: Die Dinge 
werden - das ist kein Nachteil - im bayerischen 
Parlament auch einmal mit einigem Lachen und 
Humor dargestellt. Aber sehen Sie im Hintergrund 
die tragische Alternative, ·die dahintersteht, und 
wie sieht sie aus? Das Problem der Machtergrei­
fung von Funktionären, woher sie immer kommen, 
ist für einen Staat eine tödlich ernste Fpge. Nun 
behaupte ich aber eines: Der Liberalismus hebt 
sich genau in dem Augenblick grundsätzlich auf, 

in dem er gezwungen ist, zum Beispiel eine Armee 
aufzustellen, oder Rüstungspolitik zu treiben. Das 
können Sie nicht mit der Methode der Planlosig­
keit. Und weiter können Sie eines sehen: Dann 
können Sie anonyme Autoritäten an Stelle der 
kontrollierten Autoritäten sehen, die wirksam sind. 

(Sehr gut! bei der SPD - Abg. Dr. Korff: 
Leider!) 

Hier ist der Anlaß zur Sorge. 
(Zuruf) 

- Herr Kollege Dr. Korff, keine Sorge, ich spreche 
nicht über den Fall Dr. Naumann, seien Sie ganz 
ruhig und unbesorgt. 

(Große Heiterkeit - Abg. Bezold: Das stände 
Ihnen aber sehr gut an, Herr Haußleiter, 

dazu zu sprechen!) 
Wir könnten uns über dieses Thema bis in die 
letzten Einzelheiten unterhalten .. 

Nun behaupte ich eines: Sehen Sie, hier kommt 
ein Punkt, in. dem diese Debatte über das Wirt­
schaftspolitische in das Staatspolitische hinaus­
reicht. Es ist. nämlich gar nicht eine so fröhliche, 
vergnügte freie Wirtschaft auf der einen Seite mit 
glänzendem Export und drohendem Marxismus auf 
der anderen Seite. Das ist ein sehr primitives Bild. 
Herr von Knoeringen hat vielleicht das eine getan, 
daß er, ohne zu Lösungen vorzustoßen, dieses pri­
mitive Bild ein wenig widerlegt hat. Aber eines 
ist klar, und darauf muß man sich vorbereiten. 
Wenn Sie nicht einen Ausgleich zwischen Initiative 
und Kontrolle finden, dann korrimen die unkontrol­
lierten Machthaber, und diesmal kommen sie unse­
rer Ansicht nach mit absoluter Sicherheit, wo man in 
einer Notzeit aus einem Volk noch Kapital und Men­
schen zum Aufbau von Armeen herausholen möchte. 
In dieser Lage bei der gegenwärtigen Bonner Po­
litik müssen wie nämlich zwangsläufig kommen. 
Wenn wir gegen diese Methodik sind, die heute auf 
die steigenden Exportziffern verweist, die heute 
mit einer Rüstungskonjunktur manipuliert, · die 
keine echte innere Konjunktur, sondern eine zu­
fällige äußere Konjunktur ist, wenn man damit 
kommt und manipuliert, dann ist alles .umsqnst ge­
redet, was Herr Minister Dr. Seidel geredet hat; 
dann ist alles umsonst geredet, was mehrere Spre­
cher aus mehreren Fraktionen geredet haben. Hier 
in diesem Hause ist im großen von mehreren Über­
legungen aus eine im Grunde gemeinsame Zielrich­
tung angestrebt worden, ·aber keine Lösung. Ich 
behaupte: Wenn Sie das Problem der sozialen 
Sicherheit nicht planvoll lösen, dann kommen die 
unkontrollierten Autoritäten und lösen es in einer 
Weise, in der in Zukunft weder innere noch äußere 
Freiheit möglich sein wird. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Mit so verworrenem 
Zeug kommt man nicht weiter. Unmögliches 
Zeug! - Zuruf aus der Mitte: Das ist für die 

Wahl!)· 

Vizepräsident Hagen: Es sind noch 13 Redner 
gemeldet. Als nächster folgt der Herr Abgeordnete 
Dr. Bungartz. · 

Dr. Bungartz (FDP): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Entschuldigen Sie, ich muß mich 
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zuerst etwas fassen, nachdem ich die Rede meines 
Vorredners gehört habe. 

(Sehr gut!) 
Eines war immerhin sehr schön da,ran: Er hat 
Herrn von Knoeringen und seinen Freunden nach­
gewiesen, daß sie einen Wissenden, einen Einge­
weihten brauchten, der ihnen ihr zukünftiges Pro­
gramm ausarbeitet. Vielleicht bedankt sich Herr 
von Knoeringen für das darin eingeschlossene An­
gebot. 

(Große Heiterkeit) 

Interessant war auch die psychologische Analyse 
unseres Herrn Wirtschaftsministers. Die hat mich 
persönlich sehr interessiert, da ich ja nachher auch 
noch auf den Herrn Wirtschaftsminister zu spre­
chen kommen möchte. 

Wir stehen in einer Debatte, die eigentlich zwei 
Teile hat. Einmal debattieren wir - und das be­
grüße ich außerordentlich - jeder. von seinem 
Standpunkt aus über die Wirtschaftspolitik, von 
der er wünscht, daß sie verfolgt werden soll. Der 
zweite Teil unserer Debatte bewegt sich um die 
Frage: Wie wird denn nun in der Praxis die Wirt­
schaftspolitik, die uns beispielsweise in der Regie­
rungserklärung vorgelegt wurde, tatsächlich durch­
geführt? 

Meiner Auffassung nach ist es das besondere 
Verdienst des Herrn von Knoeringen, daß er bei 
der Begründung der Interpellation in so ausführ­
licher Weise seine wirtschaftspolitische Ansicht, 
quasi sein wirtschaftspolitisches Programm, vorge­
tragen hat. Mit Ausnahme der eben gehaltenen 
Rede ging ja aus fast allen Reden hervor, daß viele 
von uns, besonders von der Bayernpartei, sehr 
erstaunt und auch erfreut darüber waren, hier Ge­
dankengänge zu finden, die der Rechten dieses 
Hauses immerhin schon seit langem bekannt sind. 
Wenn der Herr Kollege Dr. Baumgartner hier ge­
äußert hat, das wäre ja wohl alles sehr schön, 
aber seht doch das Dortmunder Programm!, so 
habe ich natürlich dieselben Bedenken. Wir spre­
chen aber jetzt über die bayerische Wirtschafts­
politik der bayerischen Regierung und drum kön­
nen wir uns wohl an die königlich bayerische So­
zialdemokratie halten, 

(Heiterkeit - Abg. Wimmer: Die existiert 
aber nicht mehr! - Antwort von der CSU: 
Leider! - Heiterkeit - Abg. Dr. Korff: Das 

hat er traurig gesagt!) 

und ich setze voraus, daß die bayerische Sozial­
demokratie, die mit uns im Landtag und jetzt in 
der Regierung sitzt, die vom Herrn von Knoerin­
gen vertretene Wirtschaftspolitik auch in der Re­
gierung durchsetzen wird. 

Nun hat mein sehr verehrter Herr Vorredner 
in bewegten Worten und schönen Formulierungen 
dem Parlament auseinandergesetzt, was Liberalis­
muß ist. Ich bin ihm für diese Auseinandersetzung 
außerordentlich dankbar; denn die FDP vertritt 
weder den Liberalismus noch irgendwelche libera­
listische Wirtschaftspolitik, sondern sie steht auf 
dem Boden der Marktwirtschaft. Man kann ja die 

Marktwirtschaft auch so definieren, wie sie der 
Herr Dr. Zorn und schon viele vor ihm definiert 
haben, nämlich von einer Wirtschaftsform spre­
chen, in der der Konsument angibt, was, wieviel 
und zum Teil auch wo produziert wird. Das ist 
die Marktwirtschaft oder Konsumentenwirtschaft, 
auf deren Boden die FDP steht. 

(Zuruf von der SPD: Soziale Marktwirtschaft!) 

- Das Wort „soziale Marktwirtschaft" ist wohl so 
aufzufassen, daß, wie man leicht sehen kann, die 
Marktwirtschaft diejenige Wirtschaftsform ist, die 
mit all ihren Fehlern und Schwächen die Güter 
immer noch am billigsten und besten produziert. -
Nach Auffassung der FDP ist es Aufgabe der Wirt-: 
schaft, dem Konsumenten, dem Menschen zu die­
nen, und ist nicht umgekehrt der Mensch der 
Diener der Wirtschaft. Wir müssen also eine Wirt­
schaftsform finden, die aus sozialen Gründen eben 
am billigsten und am besten produziert. Bis jetzt 
hat sich gezeigt, daß die Marktwirtschaft mit all 
ihren Fehlern diese Grundforderung des Dienstes 
am Menschen immer noch am ehesten und mit den 
wenigsten Schäden erfüllt. Das heißt aber auch 
nicht, daß in dieser Marktwirtschaft die Wirtschaf­
tenden etwa tun und lassen können was sie wollen. 
Insbesondere heißt das nicht - und das hat die 
FDP schon immer hervorgehoben-, daß die Wirt­
schaft nur durch das Kapital repräsentiert würde. 
Wir stehen bei weitem nicht auf diesem alten libe­
ralistischen oder marxistischen Standpunkt, son­
dern wissen alle schon längst, daß die Wirtschaft 
nur repräsentiert wird durch die Gemeinsamkeit 
von Kapital und Arbeit. Wie sich diese beiden 
Produktionsfaktoren in der Wirtschaft zu beneh­
men haben, welche Pflichten sie haben, das haben 
meiner Auffassung nach am allerbesten zwei 
Päpste formuliert in den berühmten Enzykliken 
Rerum novarum und Quadragesima anno, wo sie 
sagen, daß Kapital und Arbeit, jedes für sich,_ eine 
Doppelfunktion haben, nämlich eine Individual-. 
und eine Sozialfunktion, und sie erklären weiter, 
daß dann, wenn nur die Individualfunktion betont 
wird, das zum klassischen Liberalismus, zum Lais­
sez-faire-Prinzip führe; wenn aber nur die Sozial­
funktion betont wird, führe das zu einer Wirt­
schaftsform, die kommunistisch, die totalitär ist. 
Die FDP, für die der Mensch das Maß aller Dinge 
ist und, die den Menschen vor alles stellt, behaup­
tet, daß sich die Wirtschaft als Dienerin des Men­
schen zuerst den Bedürfnissen des Menschen an­
zupassen habe, und sie verlangt deshalb, daß Kapi­
tal und Arbeit in der. Wirtschaft beiden Forde­
rungen, nämlich der Individualfunktion und der 
Sozialfunktion ger'echt werden muß. Deshalb er­
kennen wir ohne weiteres und immer wieder an, 
um was es sich ja in unserer Debatte dreht, daß da, 
wo das Individuum - sei es das Individuum Ka­
pital oder das Individuum Arbeit - nicht imstande 
ist, Probleme der Allgemeinheit zu lösen, selbst-. 
verständlich der Staat einzutreten hat. Damit, 
glaube ich, decken wir uns voll und ganz mit dem, 
was uns Herr von Knoeringen ausgeführt hat. 
Auch insoJern stehen wir auf dem Standpunkt des: 
Herrn von Knoeringen, als dann, wenn sich der 

- Staat ins Wirtschaften hineinbegibt, er nur die 
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Aufgaben zu lösen hat, die eben die individuale 
Seite von Kapital und Arbeit nicht lösen kann. 
Das haben hier ja auch schon andere Redner im­
mer wieder gefordert. 

Wenn wir also auf dem Standpunkt stehen, daß· 
die WirtsChaft unter allen Umständen als Dienerin 
des Menschen die Bedürfnisse des Menschen zu be­
friedigen hat, und zwar auf die billigste und beste 
Weise, so erhebt sich allerdings die Frage: Wie 
wurde diese Befriedigung der Bedürfnisse des 
Menschen durch gewisse wirtschaftliche Maßnah-'' 
men der bayerischen Staatsregierung tatsächlich 
erfüllt? In dieser Hinsicht werden wir auf einige 
Einzelheiten eingehen müssen. 

Zunächst möchte ich dem Herrn Staatsminister 
der Wirtschaft doch einige~ auf seine Ausführungen 
von heute früh antworten. Er hat nämlich behaup­
tet, die Interpellation der SPD frage nach der Kre­
ditpolitik und hätte deshalb vom Herrn Finanz­
minister beantwortet werden müssen. Nun möchte 
ich doch den Herrn Staatsminister Dr. Seidel bit­
ten, sich die Bedeutung des Wortes „Kreditpolitik" 
,etwas näher zu überlegen. Es gibt eine Kreditpoli­
tik, die in Deutschland und in den meisten Län­
dern von den Zentralbanken geführt wird. Das ist 
nämlich die Frage: Wieweit wird das Kreditvolu­
men ausgeweitet oder beschränkt? Das ist meistens 
eine wirtschaftspolitische und währungspolitische 
Frage. Über diese Frage wollte die SPD im Baye­
rischen Landtag bestimmt keine Auskunft haben. 
Unter Kreditpolitik versteht man aber auch· die 
Ausrichtung und Ausreichung von Krediten, d.ie 
der Wirtschaft gegeben werden. Dann sind aber 
die Kredite und die damit verbundene Kredit­
politik nur Mittel einer Wirtschaftspolitik, und 
drum ist es wohl sehr richtig, wenn in Beilage 3766 
unter Betreff steht: „Wirtschafts- und Kreditpoli­
tik der bayerischen Staatsregierung". Und dann 
heißt es in der Einleitung dieser Interpellation: 
„In der Öffentlichkeit ist in der letzten Zeit wie­
derholt Kritik an der Wirtschafts- und Kreditpoli­
tik der bayerischen Staatsregierung geübt worden." 
Die Frage dieser Interpellation - mit klaren Wor­
ten und jedem leicht verständlich - war also die: 
Bitte, bayerische Staatsregierung, gib uns Auf­
schluß über deine Wirtschaftspolitik! Und nun 
wurde - wohl zum Erstaunen vieler - diese 
Frage nicht vom Wirtschaftsminister, sondern vom 
Finanzminister beantwortet. Man.kann daraus den 
Schluß ziehen, daß diese Wirtschaftspolitik jetzt 
vielleicht in der Hand des Finanzministers· liegt; 
denn wir können in Bayern von der Regierung 
aus vorwiegend nur noch mit Subventionen an die 
Wirtschaft, mit Darlehen, mit Krediten, mit finan­
zieller Unterstützung Wirtschaftspolitik betreiben. 
Die übrige Wirtschaftspolitik wird in Bonn be­
trieben, nicht bei uns. Ich persönlich habe mich 
allerdings gefreut, den Schluß ziehen zu dürfen, 
daß die Wirtschaftspolitik im Finanzministerium 
getrieben wird, weil ich daran die Hoffnung 
knüpfte, nun würde damit das Wirtschaftsministe­
.rium überflüssig werden und wir würden beim 
:nächsten Etat gewisse Einsparungen erleben. Die 

Rede des Herrn Staatsministers für Wirtschaft hat 
uns aber gezeigt, daß er sich die Wirtschaftspolitik 
nicht aus der Hand nehmen lassen will. Sie hat 
ferner gezeigt, daß er andere Ideen hat als die üb­
rigen Mitglieder des Kabinetts oder Teile des Ka­
binetts. Das ist nun das sehr Merkwürdige, daß 
sich heute morgen })ei dieser quasi in der Öffent­
lichkeit abgehaltenen Ministerratssitzung heraus­
gestellt hat, daß hier doch erhebliche Unterschiede 
und Meinungsverschiedenheiten bestehen. 

(Abg. Kiene: Machen Sie sie nicht noch 
größer!) 

Herr Staatsminister Dr. Seidel sprach nur davon, 
es müsse eine Koordination herbeigeführt werden. 
Soweit ich noch mit Fremdwörtern umgehen kann, 
ist eine Koordination wesentlich weniger als eine 
Koalition. Wir sind also erst auf der ersten Stufe 
zur Koalition angelangt und befinden uns noch 
auf dem Gebiete der Koordination. Daß wir erst 
auf dem Wege der Koordination sind, bed,eutet für 
uns, daß in der Durchführung der Wirtschafts­
politik im Kabinett so einiges nicht ganz stimmt. 

Wenn ich als Wirtschaftler das Bild, das mir 
heute morgen vor Augen gestellt wurde, auf einen 
Betrieb der Privatwirtschaft übertrage, würde ich 
höchstwahrscheinlich sagen: Na, hier scheint ein 
ziemliches Durcheinander zu sein, und ich wundere 
mich nicht, daß dieser Betrieb erhebliche finanzielle 
Verluste erleidet. Das wäre das übertragene Bild. 
Mich wundert nun auch nicht, daß die Wirtschafts­
politik der bayerischen Staatsregierung tatsächlich 
große Unklarheiten aufweü;t. Ich muß zu meinem 
Bedauern feststellen; daß die Reden, die wir voI). 
seiten der Staatsregierung gehört haben, sowohl 
die Rede des Herrn Staatsminister der Finanzen 
wie auch die anschließende Rede des Herrn Staats­
ministers für Wirtschaft, uns nicht darüber aufge­
klärt haben, wie nun in Zukunft die Wirtschafts­
politik betrieben wird. Die erste Rede des Herrn 
Staatsministers der Finanzen hat von Herrn 
Dr. Baumgartner das .Prädikat einer Doktorarbeit 
bekommen. Ich möchte sagen, es war· höchstens eine 
sehr gute Statistik; aber viel mehr konnten wir 
daraus nicht schließen. Auch aus den Ausführungen 
von Herrn Staatsminister Dr. Seidel konnten wir 
nicht entnehmen, wer nun Wirtschaftspolitik be­
treiben wird. Bedauerlich war, daß die Ressort­
minister die Schuld wieder auf die Ministerialdiri­
genten und Ministerialräte geschoben haben; denn 
das bedeutet doch, daß die angestellten Beamten 
und nicht ihre Minister die Politik betreiben. Wir 
haben also gar keine Klarheit bekommen und höch­
stens auf dem Gebiete der Energieversorgung 
haben wir etwas gehört. Es ist nämlich nun dem 
Bayemwerk verboten, rein kapitalistische Effek­
tenpolitik zu betreiben, und es ist ihm aufgegeben 
worden, sich au.E seine ursprüngliche Aufgabe zu­
rückzuziehen, nämlich Energiewerke zu schaffen 
und Energie beizubringen. Es ist uns aber nichts· 
darüber gesagt worden, wie auf anderen Gebieten 
gearbeitet werden soll. Nur eines ist mir aufge­
fallen, nämlich daß bei der Frage der Filmkredite, 
respektive bei der Frage Geiselgasteig die Herren 
Minister immer wieder darauf hingewiesen haben, 
daß man aus sozialen Gründen, aus Gründen der 
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Beschäftigung Geiselgasteig ins Laufen bringen, 
daß man aus den gleichen Gründen die Anorgana 
unbedingt übernehmen und · weiterführen müsse 
usw. Hier wird nach meiner Auffassung mit dem 
beliebten Schlagwort „sozial" und „Sozialpolitik", 
mit dem man sehr viel machen kann, versucht, eine 
Wirtschaftspolitik zu betreiben. Wir alle stehen auf 
dem Standpunkt, daß es eine der wichtigsten Auf­
gaben der Sozialpolitik ist, unbedingt Arbeit und 
Brot für die Arbeiterschaft und insbesondere auch 
für die noch Arbeitslosen zu schaffen.·Dabei möchte 
ich allerdings darauf hinweisen, daß die Zahl der 
Arbeitslosen jetzt nicht mehr gar zu groß ist. 

Auf ein weiteres möchte ich aufmerksam machen, 
was gerade die sozialistischen Herren Minister inter­
essieren dürfte, nämlich auf die sehr wichtige Ver­
lautbarung des wirtschaftswissenschaftlichen Insti­
tuts der Gewerkschaften. Dieses Institut hat er­
klärt, es wäre seiner Aluffassung nach bei dem 
heute hohen Beschäftigungsgrad nicht möglich, die 
Beschäftigungs1age der deutschen Industrie auf­
rechtzuerhalten und dabei etwa auch noch auf­
rüsten zu wollen und die EVG-Verträge, wenn sie 
unterschrieben werden, zu erfüllen. Das mag wohl 
richtig sein. .&ber man sieht, wenn man gegen 
EVG-Verträge etwas durchbringen und Argumente 
haben will; bringt einem die Statistik über Arbeits­
los'e dieses eine Argument, und wenn man Geisel­
gasteig wieder in Arbeit bringen will, wenn man 
die Anorgana kaufen will, dann beruft man sich 
auf eine eventuelle· Arbeitslosigkeit. Was Geisel­
gasteig anlangt, so möchte ich auf folgendes hin­
weisen. In Geiselgasteig sind, wie uns gesagt 
wurde, 2000 Arbeitnehmer beschäftigt. Von diesen 
2000 Arbeitnehmern sind doch mindestens 1000 
F:achkräfte, Handwerker 'USW., also Leute, die heute 
leicht eine andere Stellung finden würden. Wenn 
Sie b.erücksichtigen, daß die Sache mit Geiselgasteig 
bis jetzt 17 Millionen gekostet hat, wobei vielleicht 
1000 Künstler, Komparsen und Statisten beschäf­
tigt wurden, so bedeutet das pro Beschäftigten im­
merhin einen Betrag von 17 ÖOO DM. Das ist doch 
ein sehr hoher Aufwand, der hier getrieben wird, 
nur unter dem Motto, man muß den Leuten Be­
schäftigung geben. Nun frage ich eines: Ist es 
sozialpolitisch erforderlich, daß Arbeitslosen aus­
gerechnet immer nur die Beschäftigung gegeben 
wird, die sie wünschen? Kann man ihnen nicht zu­
muten, sie möchten vielleicht auch eine Beschäf­
tigung wählen, die ihrer bisherigen Beschäftigung 
ähnlich ist? Kann man ihnen nicht zumuten, sie 
möchten sich dort die Beschäftigung holen, wo sie 
zu finden ist? Ich denke dabei an ein anderes 
Schmerzenskind unserer bayerischen Wirtschafts­
politik, nämlich an Marienstein. Sie wissen alle, daß 
die jährlichen Zuschüsse für Marienstein sehr hoch 
sind, daß keinerlei Aussicht besteht, dieses Berg­
werk irgendwie rentabel zu gestalten, und Kohlen­
mangel haben wir auch nicht mehr. Aber Sie wis­
sen alle, daß heute noch ein großer Bedarf an Berg­
arbeitern und Bergleuten im Ruhrgebiet besteht; 
denn Bergleute sind Facha_rbeiter und man kann 
da nicht einfach irgendwelche nichtgelernten Leute 
hinsetzen. Ist es· nun ·die richtige Sozialpolitik, 

wenn man sagt, man muß den Bergleuten in Ma­
rienstein nicht nur Arbeit geben, · sondern man 
müsse ihnen die Arbeit dort geben, wo sie nun 
einmal wohnen? Das führt schließlich zum wirt­
schaftlichen Unsinn; denn wenn in Marienstein 
eines Tages keine Flöze mehr da sind, wird nicht 
die bayerische Staatsregierung Kohlenflöze aus dem 
Ruhrgebiet dorthin transportieren wollen, damit 
sie dort abgebaut werden. Das ist Unsinn. Ebenso 
merkwürdig scheint mir das Argument bei der 
Anorgana zu sein. Dort wurden Giftstoffe her­
gestellt. Man kann sich doch nicht einfach auf den 

, Standpunkt stellen, es müßte diesen 2400 Arbei-
tern wieder die Arbeit gegeben werden, die sie 
fr~her als Chemiearbeiter hatten. Schließlich 
könnte man diesen Arbeitern doch auch eine an­
dere Arbeit geben. 

Wie steht es nun mit Gendorf, mit der Anorgana? 
Bis heute ist nicht ein einziger Mann arbeitslos ge­
worden. Es wurde noch nicht einmal der Antrag 
auf Massenentlassungen gestellt. Die bayerische 
Staatsregierung hat verschiedentlich erklärt, sie 
hätte keinen Einblick in das Geschäftsgebahren von 
Gendorf. Das Finanzministerium hat mir persönlich 
schriftlich auf eine Anfrage hin mitgeteilt, daß es 
noch keine Bilanz bekommen hätte, weil es sie nicht 
verlangen könne. Es hat mir bestätigt, daß bis heute 
Gendorf noch keinerlei Steuer bezahlt habe und mit 
allen Steuern im Rückstand sei. Obwohl also noch 
kein Einblick vorhanden ist, obwohl noch keine 
Massenkündigung und keine Arbeitslosigkeit -vor­
liegen, beschäftigt sich die bayerische Staatsregie­
rung schon jetzt mit dem Plan, für 3 Milionen IG­
Anteile bei Gendorf zu kaufen, um einen Einblick 
zu gewinnen, und dazu 1,7 Millionen Verbindlich­
keiten mit zu übernehmen. Da möchte ich nur daran 
erinnern, daß es in der Marktwirtschaft für eine 
wirtschaftlich schlechte und falsche Betätigung den 
Konkurs gibt. 

(Abg. Bantele: Richtig!) 
In der Zwangswirtschaft tritt an die Stelle des Kon­
kurses schließlich der Scharfrichter. 

(Zuruf von rechts: Nein, der Zuschuß!) 
- Zuerst der Zuschuß und dann kommt schließlich 
der Scharfrichter. Die bayerische Staatsregierung 
will also unter Übernahme von 1,7 Millionen Ver­
bindlichkeiten eines Werkes, in das sie überhaupt 
keinen.Einblick hat, von dem sie noch keine Bilanz 
sah, mit der Bemerkung „aus sozialen und sozial­
politischen Gründen" Einfluß gewinnen. Das kommt 
mir etwa merkwürdig vor. Für mich ist es so: Man 
hat wieder einmal einen Grund gefunden, um mit 
irgendwelchen mehr oder weniger fadenscheinigen 
Begründungen eine neue Beteiligung zu kaufen, 
ohne Rücksicht darauf, ob diese Beteiligung früher 
oder später rentabel wird oder wieder Schwierig­
keiten bringt. 

Ich komme nun noch auf die Verhältnisse beim 
Schulbuchverlag. Sie wissen, die Verlegerorganisa­
tion hat schon einmal darauf hingewiesen, daß die 
Preise des Schulbuchverlags erheblich gestiegen sind. 
Das ist bekannt. So ist zum Beispiel der Preis eines 
Buches von 2,50 DM Ladenpreis 1951 auf jetzt 
3,90 DM gestiegen. Auf Grund dieser Preissteige:.. 
rung hat sich eine Gruppe von Verlegern bereit er.:. · 
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klärt, die noch nicht verkauften Schulbücher zu 
übernehmen und sie zum selben Preis weiterzu­
verkaufen. Diese Gruppe hat sich ferner verpflich­
tet, diese Schulbücher weiterzudrucken und zum 
selben Preis wie der Schulbuchverlag zu verkaufen 
- es liegt ein schriftliches Angebot an das Kultus­
ministerium beziehungsweise an die Staatsregierung 
vor -, ohne daß die Gruppe dabei vom bayerischen 
Staat verlangt, er solle die etwa auftretenden Ver- . 
luste übernehmen. Die Gruppe würde diese Ver­
luste selbst tragen. 

(Zuruf: Und die Bücher mit hohem Risiko?) 
- Sie wollen alles übernehmen. Die bayerische 
Staatsregierung hat es nicht einmal der.Mühe wert 
gefunden, auf dieses Angebot, das am 16. Juli 1952 
gemacht worden ist, auch nur zu antworten. Man 
sieht also auch an diesem Beispiel wieder klar und 
deutlich, daß bei der Durchführung der Wirtschafts­
politik, die uns aufgezeigt worden ist, doch ganz 
andere Methoden angewendet werden. 

Nun möchte ich noch einmal daran erinnern, was 
ich schon im Dezember gesagt habe, als der Baye­
rische Landtag in der Angelegenheit Maxhütte und 
der Übernahme der Aktien durch die bayerische 
Staatsregierung .bewußt falsch orientiert worden 
ist. Damals wurde dem Landtag auseinandergesetzt, 
aus den verschiedensten Gründen, zum Beispiel der 
Eisenversorgung usw. sei es notwendig, dieses Ak­
tienpaket zu übernehmen. Es steht aber fest, und 
es stand mittlerweile auch in den Zeitungen, daß 
die Flick-Gruppe seinerzeit dazu gezwungen wurde, 
und zwar dadurch, daß man einen Vertreter des 
Finanzministeriums in das Gefängnis nach Lands­
berg zu Herrn Flick geschickt hat. 

(Ab. Dr. Korff: Hört, hört!) 
- Damals riefen auch verschiedene Mitglieder des 
Hauses Hört, hört! Ich habe an dieser Stelle den 
Beweis für meine Behauptung angeboten. Er ist 
aber während de;r ganzen Monate von mir nicht 
verlangt worden. Es stand nun alles in der Zeitung, 
und ich brauche es nicht mehr zu beweisen. 

Ich darf nun nochmals auf die manchmal zutage 
tretende Gedankenverwirrung hinweisen, die sich, 
man muß es schon sagen, innerhalb des bayerischen 
Kabinetts zeigt, wenn es sich um Wirtschaftspolitik 
handelt. Wir haben heute morgen den Gegensatz 
zwischen ·dem Staatsminister für Wirtschaft und 
dem Staatsminister für Finanzen erlebt. Verant­
wortlich für diesen ganzen Kreis und diese Herren 
ist aber der Herr Ministerpräsident: Er und sein 
Stellvertreter sind nicht anwesend; wir werden 
also wohl kaum eine Antwort bekommen. Wir müs­
sen aber daran festhalten: Letztlich ·ist der Herr 
Ministerpräsident nach der Verfassung für die 
Grundlagen der Politik verantwortlich. Nun möchte 
ich Sie fragen: Wie denken Sie über eine klare 
Wirtschaftspolitik, wenn der Herr Ministerpräsident 
in einem Brief an Herrn Dr. Seeling gerade als 
Antwort auf den heute morgen verschiedentlich 
zitierten Brief unter anderem sagt: „Ich möchte 
doch darauf aufmerksam machen, daß viel schlim­
mer als die staatskapitalistische Betätigung der 
bayerischen Staatsregierung die wirtschaftliche Be-

tätigung der Gewerkschaften ist." Herr Dr. Seeling 
hat darauf wohl ganz richtig das geantwortet, was 
auch die Auffassung der FDP über die Marktwirt­
schaft ist: Wenn die Gewerkschaft viel Geld hat, so 
kann sie sich mit dem Geld wirtschaftlich betätigen, 
soviel sie will; denn schließlich trägt ja sie, wenn 
auch nicht die Gewerkschaftsvorstände, aber immer­
hin die Gewerkschaftsmitglieder, das Risiko dafür, 
was aus dem von ihnen stammenden Geld wird. 
Ich persönlich begrüße sogar dieses Vorgehen, da­
mit die Gewerkschaften auch einmal erkennen, daß 
das Unternehmersein doch nicht ganz so einfach 
und risikofos ist. Wenn aber ein Ministerpräsident 
der Wirtschaft mit dem „bösen Mann" der Gewerk­
schaften droht, so finde ich das etwas merkwürdig. 
Mich schreckt dieser „böse Mann" der Gewerkschaf­
ten durc;haus nicht. 

Es wurde uns zwar von den verschiedensten Ver­
tretern der Koordination - oder wollen wir Koali­
tion sagen - auseinandergesetzt, welche Wirtschafts­
politik die Grundlage bildet. An diesen paar Bei­
spielen wollte ich aber feststellen, daß diese Wirt­
schaftspolitik in der Praxis nicht durchgeführt wird. 

(Abg. Dr. Korff: Die linke Hand weiß nicht, 
was die rechte tut!) 

- Das kann sie gar nicht, weil dort soviel Hände 
sind. Ich glaube, in dieser Koordination weiß nie­
mand, was der andere tut - nein, Koalition hat 
heute der Herr Staatsminister gesagt; das war die 
offizielle Erklärung der Regierung. Wir wollen 
daran festhalten. 

Ich möchte diese Koalition bitten, dafür zu sor­
gen, daß das, was uns durch die Vertreter der Re­
gierung vorgetragen wurde, auch durchgeführt 
wird. Dann brauchen wir als Opposition nicht im­
mer den Finger in die Wunde hineinzulegen, die 
~a schwärt, nämlich die Wirtschaftspolitik zu kriti­
sieren, die ·so stark nach Monopol- und Kartell­
grundsätzen riecht, die wir als Marktwirtschaftler 
selbstverständlich ebenso ablehnen, wie hoffentlich 
die SPD die Monopole und Kartelle. ablehnen wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es sind jetzt noch 
12 Redner gemeldet. Ich wiederhole den vom Herrn 
stellvertretenden Präsidenten gemachten Vorschlag, 
die Rednerliste zu schließen. Es erhebt sich kein 
Widerspruch? 

(Abg. Dr. Bungartz: Doch!) 

Dann bitte ich diejenigen, die mit der Schließung 
der Rednerliste einverstanden sind, sich vom Platz 
zu erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Ich 
bitte nochmals diejenigen, die für die Schließung . 
der Rednerliste sind, sich vom Platz zu erheben. -
Das letztere ist die Mehrheit. Die Rednerliste ist 
geschlossen. 

Als nächster Redner folgt der Herr Abgeordnete 
von Haniel-Niethammer. 

(Abg. von Haniel-Niethammer: Ich verzichte!) 
Dann folgt der Herr P,..bgeordnete Dr. Schedl; ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Schedl (CSU): Hohes Haus, meine Damen und.· 
Herren! Die Aussprache über die Interpellation der 
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SPD hat zum Teil einen etwas merkwürdigen Ver­
lauf genommen. Herr von Knoeringen hat in wohl 
abgewogenen Formulierungen etwa auf der Linie 
Dr. Zorn, Dr. Nölting seine Vorstellung über die 
künftige Gestaltung einer Wirtschaftspolitik be­
kanntgegeben. Dabei ist er sehr beachtlich von 
früheren Formulierungen von ihm selbst, aber auch 
von früheren Formulierungen der SPD abgewichen 
und hat ohne Zweifel den Versuch gemacht, Ge­
dankengänge, die ja nicht mehr neu waren, weiter 
zu entwickeln. Es war daher außerordentlich über­
raschend, als sein Kollege Drechsel am Ende seiner 
Ausführungen in irgendeiner Form das, was Herr 
Kollege von Knoeringen vorgebracht hat, wider­
rufen 

(Sehr richtig! bei der BP) 

und sehr deutlich von einer Sozialisierung gespro-
chen hat. ' 

(Abg. Dr. Lippert: Er ließ die .Katze aus dem 
Sack!) 

Das Pikante an der Sache war, daß die CSU die 
Ehre hatte, für die Drechsel'sche Auffassung Pate 
zu stehen. · 

(Hört, hört! bei der BP) 

Dazu muß ich doch sagen: Hier irrt Herr Kollege 
Drechsel, und zwar ganz gewaltig! Das 30-Punkte­
Programm, das er zitiert hat, ist mir wie meinen 
Freunden natürlich sehr wohl bekannt. Wir wissen 
vielleicht sogar etwas mehr über dieses Programm, 
als Herr Drechsel weiß; wir wissen nämlich, daß 
nicht nur die beiden Absätze dazugehören, die er 
zur Kenntnis gebracht hat, es ist in den ganzen 
30 Punkten noch sehr viel mehr enthalten. Man 
kann nicht gut zwei Dinge aus dem Zusammen­
hang reißen, um damit einen wirtschaftspolitischen 
Beweis zu füh.ren. Wir wissen aber noch etwas, 
nämlich, daß dieses 30-Punkte-Programm aus­
drücklich als Aktionsprogramm bezeichnet war zu 
der Zeit, in der es geschaffen worden ist, und daß 
es darüber ein Grundsatzprogramm der Christlich­
Sozialen Union gibt mit einem Bekenntnis zum 
privaten Eigentum. 

Nun werden Sie vielleicht fragen, woher kommt 
denn dann der Widerspruch, der doch irgendwie 
da ist. Meine Damen und Herren, wer die Dinge 
kennt und weiß, wie sie sich entwickelt haben, und 
wer sich im Jahre 1953 noch daran erinnert, was 
in den Jahren 1945 und 1946 in unseren Landen 
war, der kann diesen Widerspruch mühelos auf­
klären. Als die 30 Punkte des Aktionsprogramms 
der CSU geschaffen worden sind, hat niemand in 
Bayern daran geglaubt, daß die Grundstoffindustrie 
noch einmal in die Hand derer kommen würde, die 
sie einst hatten. Damals lagen die Dinge anders. 
Ich erinnere Sie an verschiedene Proklamationen 
der verschiedeneri Besatzungsmächte, die sie ein­
zeln oder gemeinsam erlassen haben. Weil eben die 
Christlich-Soziale Union auch damals nicht das tun 
wollte, was man im allgemeinen Sozialisieren 
nennt, weil man gedacht hat, man müsse das als 
dem Staat und seinen Bürgern unzuträglich ver­
meiden, hat man sich überlegt, ob nicht ein Aus-

weg oder eine andere Lösung gefunden werden 
könne, wenn schon das Alte oder etwas dem Alten 
Gleiches nicht erreicht werden kann. Und diesen 
Ausweg haben meine Freunde, haben wir damals 
im Wege der Vergenossenschaftung der Grundstoff­
industrie gesehen. 

Das, Herr Kollege Drechsel, sind die Zusammen­
hänge und die Gründe, die zu den von Ihnen zitier­
ten Formulierungen geführt haben. 

(Abg. Kiene: Und Artikel 160 der Verfassung!) 

- Herr Kollege Kiene, auch die Verfassung und 
auch Artikel 160 ist uns natürlich bekannt sowie 
denjenigen meiner Kollegen, die damals an der 
Verfassung mitgearbeitet haben. Ich glaube, Herr 
Kollege, daß man sich hier besser nichts vorwirft. 
Denn wenn nicht alles trügt, würden heute alle, 
die an der Verfassung damals mitgearbeitet haben,. 
manches wohl anders machen, als sie es seinerzeit 
freiwillig oder gezwungenermaßen getan haben. 
Sie wissen ja auch ~ ich war damals nicht Mit­
glied dieses Hohen Hauses, auch nicht der Ver­
fassunggebenden Landesversammlung -, daß der 
Präsident einen Brief eines Militärgouverneurs 
verlesen hat, und als von dieser Seite die Verfas­
sung genehmigt war, konnte man auch zu den wei­
teren Dingen, Volksabstimmung usw., schreiten. 
Vergessen wir im Jahre 1953 nicht alles, was ein­
mal gewesen ist! Vergessen wir nicht, daß wir eine 
Zeit hatten, in der unsere Bewegungsfreiheit auf 
allen Gebieten ungewöhnlich eingeengt war, in de!' 
wir aber nicht stehenbleiben konnten und nicht 
stehenbleiben durften und auch nicht stehengeblie­
ben sind. 

(Abg. Dr. Raas: Die CSU war seit 1945 sehr 
in Fluß!) 

- Herr Kollege, wir sind stolz darauf, daß wir 
nicht verknöchert- und verkalkt, sondern beweglich 
geblieben sind. 

Im Laufe der Debatte wurde zu einer Reihe von 
Problemen Stellung genommen. Auch- wenn Kol­
iege Haußleiter Angst vor tibetanischen Gebets­
mühlen hat, kann ich es ihm nicht ersparen, noch 
ein paar Bemerkungen zum berühmten Problem 
der Filmbürgschaften zu machen. Ich will ver­
suchen, alles, was gesagt worden ist, als bekannt 
vorauszusetzen und nicht zu wiederholen. Hoffent­
lich täusche ich mich darin nicht allzu sehr. Bei­
spielsweise hat der Herr Staatsminister Dr. Oechsle 
sehr anschaulich die Situation des deutschen Films 
von 1945 bis zu den Jahren 1950, 1951, 1952 und 
in die unmittelbare Gegenwart herein geschildert. 
Er hat sehr deutlich, wenn er auch nicht das Wort 
gebraucht hat, zum Ausdruck gebracht, daß der 
deutsche Film damals atomisiert war. Heute ist es 
leicht zu sagen, man hätte eben: die Bürgschaften 
nur an gute Produzenten geben dürfen. Damals hat 
es aber gute Produzenten nicht gegeben. Es ist sehr 
leicht, heute über die bayerische Staatsregierung 
im Hinblick auf die Filmbürgschaften ein Scherben­
gericht zu veranstalten. Man soll aber darüber 
nicht Tatsachen vergessen, die es der Regierung 
zur Pflicht gemacht haben, sich mit diesem Pro­
blem ernstlich zu befassen und Bürgschaften ein­
zugehen auch auf die Gefahr hin, daß die Bürg-
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schaften zu einem beachtlichen Teil wieder einge­
löst werden müssen. 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Auch der Schieber 
mit dem Offenbarungseid!) 

- Herr Kollege Dr. Geislhöringer, wenn Sie die 
berühmte Geschichte von dem Schieber mit dem 
Offenbarungseid damals, als die Bürgschaft gege­
ben worden ist, der bayerischen Staatsregierung 
mitgeteilt hätten, würde ich heute Ihren Vorwurf 
als berechtigt anerkennen. Möglicherweise aber ist 
es so, daß damals Sie wie die bayerische Staats­
regierung hievon noch nichts gewußt haben. 

(Abg. Dr. Weiß: Das ist doch Unsinn! Sie 
haben doch gewußt, wem sie Kredite geben!) 

Ich wiederhole generell, daß es heute leicht ist, 
daran etwas auszusetzen, daß die wenigen, die 
überhaupt wieder zum Film kamen, die nicht un­
bedingt immer dabei gewesen sind, als . schlecht 
bezeichnet worden sind. 

An der ganzen Filmdebatte ist eines nicht un­
interessant. Es gibt nämlich zwei Gruppen. Die 
eine hat Staatsbürgschaften bekommen und sagt 
im allgemeinen nichts; ganz selbstverständlich. Die 
andere hat keine Staatsbürgschaften bekommen; 
dort ist der überwiegende Teil gegen das System 
der Staatsbürgschaften, das heißt, genau pesehen, 
man sagt: Gebt doch die Staatsbürgschaften uns 
und nicht den anderen! Wenn Sie hier einmal 
hineinleuchten - heute hat man ja die Möglich­
keit dazu-, dann finden Sie nur so geringe Unter­
schiede - es sind ja gerade in der letzten Zeit Gott 
seit Dank wieder sehr ehrenwerte Produzenten in 
den Vordergrund getreten -, daß man beinahe 
13agen muß: Na ja, die einen. sind nicht viel schlech­
ter als die anderen. Hierfür eine positive Formu- · 
lierung zu finden, ist sehr schwer. 

Es war mir sehr interessant: Der Herr Kollege 
Dr. Baumgartner hat von Morgenthau-Plan und 
Filmbürgschaften gesprochen. Er hat recht. Der 
Morgenthau-Plan ist gerade im Hinblick auf den 
Film mustergültig durchgeführt worden. Und eben 
deshalb, weil nichts mehr da war, 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

war ein Aufbau ohne erhebliche Schwierigkeiten 
und ohne erhebliche Belastungen gar nicht mög­
lich. Herr Dr. Baumgartner hat auch recht, wenn 
er sagt, die Staatsregierung war lange völlig macht­
los und ist heute nach der .Richtung hin durchaus 
noch nicht allein Herr ihrer Entschlüsse. Aber bitte, 
ziehen Sie doch dann auch die Konsequenzen 
daraus! Die einzige Konsequenz heißt: So sehr. wir 
alle miteinander den Ausfall der Bürgschaften be..: 
dauern, so sehen wir doch, daß ein wesentlich an­
derer Weg nicht möglich gewesen wäre. 

Verschiedene Dinge sind noch nicht genannt wor­
den, die die Schwierigkeiten im Film wesentlich 
mit herbeigeführt haben. Beispielsweise ist nicht 
gesagt worden, daß wir vor dem Kriege im Bereich 
der Bundesrepublik die doppelte Zahl von Film­
theatern hatten, als wir jetzt haben, daß jetzt die 
drei- und vierfache Zahl von Filmen auf dem 

westdeutschen Markt ist als in der Zeit vor dem 
Kriege. Wir können im äußersten Fall ein Jahres­
angebot von etwa 200 Filmen vertragen und ~ir 
haben Jahresangebote bis über 600 Filme. Rechnen 
Sie sich aus, was dabei herauskommen kann! Ich 
habe neulich im wirtschaftspolitischen Ausschuß 
gesagt - und jetzt werden die Beweise dafür ge-· 
bracht -, daß die Staatsbürgschaften eine natio­
nale Tat waren, weil man dem Film wieder ein­
mal eine Startmöglichk.eit geben mußte. 

(Zuruf des Abg. Bantele) 

- Wie sah es denn aus, Herr Kollege Bantele? 
Schauen Sie sich die Zahlen an! Wir haben ·im 
Jahre 1945 fast gar keinen deutschen Film gehabt, 
einige Reprisen vielleicht. Wir haben von 1946/47 
bis 1952, von zwei Jahren abgesehen„ immer mehr 
als 73 Prozent aller Filme aus dem Ausland be­

.ziehen müssen. In den dreißiger Jahren war der 
Prozentsatz etwas anders. Damals hatten wir unge­
fähr zwischen 35 und 45, 48 Prozent Auslands­
filme auf dem Markt. Heute haben wir zum Teil 
über 90 Prozent Auslandsfiline auf dem Filmmarkt. 

Und wie sieht es im Ausland aus, das eine Film­
produktion hat? Wie gestalten sich dort die Dinge? 
Es ist sehr interessant, daß der italienische Film, 
über dessen kulturellen Wert im allgemeinen keine 
Diskussion besteht, auch nur etwa die Hälfte der 
Produktionskosten einspielt; die andere Hälfte 
wird durch eine besondere Art staatlicher Sub­
ventionen ersetzt. Das gleiche gilt für den eng­
lischen Film. Ähnlich liegen· die Verhältnisse beim 
französischen Film. Das sind aber Länder, in denen 
die ·Filmwirtschaft nicht in Durchführung eines 
Morgenthau-Plans zunächst völlig zerstört wqrden 
ist; das sind Länder, die in der Nachkriegszeit 
unter ganz anderen Voraussetzungen an die Fort­
entwicklung ihrer Filmwirtschaft herangehen konn­
ten und herangegangen sind. 

(Abg. Dr. Franke: Sehr richtig!) 

Und nun, meine. Damen und Herren, muß ich 
Ihnen noch etwas sagen. Wie sieht es denn aus im 
Filmparadies Hollywood? Mir liegt eine Nachricht, 
eine Veröffentlichung des Handelsdepartment in 
Washington vor, die sich mit dieser Frage beschäf­
tigt. Dort steht zunächst geschrieben, daß der ame­
rikanische Film im Jahre 1951 die stattliche Summe 
von 160 Millionen Dollar im Ausland eingespielt 
hat. Dann heißt es weiter, daß keiner der Film­
produzenten, und zwar auch der angesehenen Film­
produzenten, in Hollywood in einer zufriedenstel­
lenden Lage wäre, wenn es den . Filmverleih im 
Ausland nicht gäbe, wenn· nicht diese erheblichen 
Summen aus dem Einspielergebnis im Ausland zur 

·Verfügung stünden. Und welche Rolle spielt unser 
Film im Ausland? Können wir es darauf ankom­
men lassen, daß wir in wenigen Jahren .überhaupt 
nur noch Auslandsfilme haben, etwa so wie im 
Jahre 1945? Glauben Sie nicht, daß hier etwas ge­
schehen müßte, um verlorenes Terrain in einer 
mühseligen, risiko- und verlustreichen Arbeit wie­
der zurückzugewinnen? 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Also nochmals 
rn Millionen!) 
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..;.__.Herr Kollege Dr. Geislhöringer, ich komme gleich 
auf die nochmals 10 Millionen. Ich kann Ihnen noch 
mehr sagen, wenn Sie Lust dazu haben. 

Meine Damen und Herren, wir bezahlen in West­
deutschland nach vorsichtigsten Berechnungen -
wahrscheinlich ist es 'aber wesentlich mehr -
30 Millionen D-Mark in Devisen, in harten Dollars 
als Verleihgebühren ins Ausland. War es nicht an 
Zeit, daß versucht worden ist, auf diesem Gebiet 
etwas zu tun? 

(Abg. Bantele: Wenn es gute Filme gewesen 
wären, wäre es richtig gewesen!) 

Herr Kollege Bantele, wenn Leute wie Oster­
mayr und noch andere - ich will sie nicht nennen, 
sie sind Ihnen ja bekannt - schon im Jahre 1945 
und nachher hätten filmen dürfen, dann hätten wir 
wahrscheinlich einen sehr viel besseren Film. 

(Sehr richtig!) 

Herr Kollege Bantele, damals, als die ersten Herren 
Produzenten antraten, wurde ja nicht gefragt, was 
hast du an guten Leistungen in der Vergangenheit 
aufzuweisen, sondern damals hat man nur diesen 
langen Bogen mit 161 Fragen, glaube ich, ange­
sehen, und wenn er weiß war und sonst noch einiges 
an Voraussetzungen gegeben war, dann ,,o. k.", 
dann durfte der Mann einen Film drehen. Was in 
Wirklichkeit in der Vergangenheit geschehen ist, 
das hat kein Mensch untersucht. 

(Abg. Dr. Geislhöringer: 1945!) 

- Herr Kollege, die Filmaufsicht ist ja bis ins Jahr 
1950 hereingegangen. Überlegen Sie sich, wann der 
Filmkontrolloffizier etwa aus lV(ünchen zurückge­
zogen worden ist!. 

(Abg. Elsen: Der letzte war der Herr Pommer!) 

Ihr Kollege Baumgartner hat heute den Film als 
eine ungeheuer wertvolle Exportware proklamiert. 
Glauben Sie, daß wir zu dieser Produktion und die­
sem Export kommen, wenn der bayerische Staat 
daumendrehend zuschaut, wie die wenigen guten 
Produzenten, die wieder aufstehen, abwandern und 
wo anders hingehen? 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Die Schieber­
produzenten!) 

Die wenigen guten habe ich gesagt, nicht die 
Schieberproduzenten! Herr Kollege Geislhöringer, 
ich will Ihnen bei der Gelegenheit etwas sagen: Sie 
sind sehr gut informiert aus der Deutschen Woche. 
Die hat der Herr Finanzminister, glaube ich, heute 
charakterisiert, oder sagten Sie die Deutsche Film­
korrespondenz? Dann füge ich hinzu: In der Deut­
schen Filmkorrespondenz lesen Sie genau so viele 
gute und beste Urteile über die Defa-Filme, und 
alles, was nicht Defa ist, ist im wesentlichen 
schlecht. Ich hätte mir zusätzlich auch noch einige 
Informationsquellen besorgt, die vielleicht ebenso 
zuverlässig sind wir diejenigen, die ich eben zitiert 
habe! 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir zum 
Vergleich einen Sprung vom Film zum Theater! 
Wir hören immer von den großen Verlusten, wir 

hören von der gleichen Seite: Der kulturelle Wert 
des Films und seine kulturellen Möglichkeiten! Das 
gilt nicht von jedem Film, der gedreht worden ist, 
aber die Potenz ist da. Wir haben auch Staats­
theater. Sie werfen auch keine Rendite ab. 

(Zuruf: Residenztheater!) 

Wir gewähren jährlich laufende Zuschüsse an die 
Staatstheater, und zwar deswegen, weil wir die 
Auffassung haben, daß ein Staat, der von sich be­
hauptet, ein Kulturstaat zu sein, für die Kultur 
auch etwas tun muß. Zum Gesamtbereich Kultur 
gehört nun einmal das Theater in jeder der Formen, 
in denen es sich darbietet. Deswegen bin ich durch­
aus nicht so erschüttert, wenn ich festgestellt habe, 
daß jeder Theaterbesucher, der im Jahre 1950 in 
München in ein Staatstheater gegangen ist und 
seinen Eintrittspreis ganz oder teilweise bezahlt 
hat - die Freikarten sind nicht inbegriffen-, zu 
seiner Karte einen Zuschuß von 9,30 DM bekommen 
hat, von denen 7,15 DM Zuschuß aus dem laufenden 
Haushalt des bayerischen Staates waren, und daß 
dieselbe Theaterkarte, im. Jahre 1952 gekauft, einen 
Zuschuß von 9,60 DM mit 8 DM reinem Staats­
zuschuß aufweist. Erlauben Sie mir, und wenn es 
auch peinlich sein mag, hierauf hinzuweisen, nicht ' 
um zu sagen: So kann man es nicht machen; dehn 
wenn wir unsere Theater aufgeben und dadurch 
unsere Kultur preisgeben, dann fangen wir dort 
mit der staatlichen Demontage an, wo wir mit 
Sicherheit ins Gleiten kommen. 

(Abg. Dr. Weiß: Davon hat niemand geredet; 
ich habe nur davon geredet, daß gute Filme 

notwe.ndig sind.) 

- Lieber Herr Weiß, ich weiß, daß davon niemand 
geredet hat; eben deswegen, weil man nicht von 
diesen Dingen spricht, weil man die Dinge immer 
nur einseitig darstellt, habe ich mir erlaubt, eine 
Reihe von neuen Gesichtspunkten zu bringen, die 
man auch einmal sagen muß. Wir müssen den Mut 
haben, unseren Haushaltsplan auch dort zu analy­
sieren, wo er uns vielleicht nicht gefällt. Eben des­
halb habe ich das getan. 

(Abg. Dr. Weiß: Wir wollen nicht wieder vom. 
Residenzthea ter anfangen.} 

- Lieber Herr Weiß, die Kosten für den Ausbau 
des Residenztheaters sind in den Zahlen nicht ent­
halten. 

(Abg. Dr. Weiß: Weiß ich!) 

Das sind die laufenden Zuschüsse für Verwaltung 
und Betrieb der Staatstheat.er. Es sind nicht einmal 
die einmaligen Zuschüsse enthalten, die eine geringe 
Höhe haben. Aber ich habe Ihnen neue Gedanken 
vorgetragen, die man nun einmal in die Gesamt­
schau Filmbürgschaften mit hereinnehmen muß. 

Ich will nun von diesem unerquicklichen Thema 
- und es wird immer unerquicklich bleiben, allein 
deshalb, weil es dem bayerischen Staat erhebliche 
Mittel gekostet hat - abgehen und ein Wort über 
die Energiewirtschaft sagen, die auch immer wieder 
Gegensta~d der Erörterung ist. 

(Zuruf von der SPD) 
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- Ja, Herr Kollege, ich kann Ihnen nicht helfen. 
Ich muß mich hier mit dem Herrn Kollegen 
Dr. Geislhöringer unterhalten. 

(Zuruf: Das könnt Ihr draußen machen!) 

- Er hat sich auch mit uns unterhalten, Herr Ban­
tele. Deswegen darf ich wohl antworten. Wenn Sie 
nicht zuhören wollen, brauchen Sie es nicht. Ich 
verpflichte Sie nicht. Der Herr Kollege Geislhörin­
ger hat uns heute so schön vorgetragen, wie die 
Energieindustrie aus der Privatwirtschaft entstan­
den ist. Der Staat hatte erklärt: Hände weg, da 
sollen die andern ihr Geld verlieren! Und wie der 
Staat langsam gesehen hat, daß es sich um lukra­
tive Dinge handelt, ist er sehr interessiert gewor­
den und hat die Entscheidungen an sich gerissen. 
Dazu kann man nur bemerken: So kann man es 
auch darstellen, man müßte aber, wenn man eini­
germaßen objektiv sein will, nicht nur etwas, son­
dern alles sagen, und hiezu gehört folgendes: Es 
ist selbstverständlich, daß sich ursprünglich die 
energiewirtschaftlichen Unternehmungen bestens 
rentiert haben, solange sie nämlich auf wirtschaft­
liche Zentren, auf größere Städte beschränkt waren. 
Mit dem Augenblick, in dem die Forderung ent­
standen ist, daß die elektrische Energie über das 
ganze Land kommen soll, haben sich die Verhält­
nisse geändert. 

(Zuruf) 

Wir führen heute noch einen Kampf, daß auch 
sogenannte unrentable Stromverbraucher endlich 
als Abnehmer angesc;hlossen werden. 

(Abg. Dr. Weiß: Das haben Sie nicht verstan­
den; denn die Überlandwerke sind im 

wesentlichen privat!) 

Herr Kollege Weiß! Man kann bei den Über­
lantlwerken auch nicht mehr von im .wesentlichen 
privaten Werken spr~chen, weil überall die Aktien, 
Anteile und Stimmberechtigungen der öffentlichen 
Hand überwiegen. Es gibt nur noch ganz wenige 
und sporadisch Unternehmungen der Energiewirt­
schaft, die der öffentlichen Hand noch nicht ge­
hören. Fest steht, daß die Frage der Breitenver­
sorgung mit elektrischer Energie nicht von den 
privaten Energieuriternehmungen allein gelöst wor­
den ist, sondern von der Form gemischtwirtschaft­
licher Betriebe, die wir heute noch haben. Trotz­
dem bin ich der Auffassung, daß einer der hervor­
ragenden gemischtwirtschaftlichen Betriebe - er 
ist beinahe nicht mehr· so zu bezeichnen, nämlich 
die Bayernwerke, seit geraumer Zeit - -

(Zuruf des Abg. Dr. Geislhöringer) 

- Ich habe es bereits gesagt. 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Nur VIAG und 
Bayerischer Staat!) 

- Ich weiß Bescheid, im Gegensatz etwa zum LEW, 
das als gemischtwirtschaftlicher Betrieb bezeichnet 
werden kann, und sei es nur über internationale 
Verflechtungen oder Verflechtungen mit Nordwest­
deut-,chland. Aber es ist dann immerhin gemischt­
wirtschaftlich. Die Bayernwerke haben nach meiner 
Auffassung bei allen Leistungen, die zu verzeich-

nen sind, seit langem den Grundfehler begangen; 
der Stromerzeugung den risikolosen, bequemeren 
Stromhandel vorzuziehen. Nur so ist es zu erklären, 
daß heute noch alte Konzessionen nicht ausgenutzt 
sind. Das ist auch einer der wesentlichen Punkte, 

. warum wir durch· einen ungewöhnlich hohen Fremd­
strombezug, etwa 30-35 Prozent, zu Strompreisen 
kommen müssen, die unter allen Umständen bereits 
wirtschaftsschädigend wirken. Wenn heute im süd­
westdeutschen Raum die Strompreise 10-30 Pro­
zent niedriger sind als in Bayern, dann hängt das 
in erster Linie damit zusammen, daß man dort 
mehr Eigenstrom produziert. 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Durch eine andere 
Abnahmestruktur; Sie sind falsch gewickelt!) 

- Herr Kollege Geislhöringer, ich weiß schon, wenn 
es um die Strompreise geht, gehen Sie konform 
mit allen Staatsbetrieben, die höhere Strompreise 
haben wollen. Da unterscheiden wir uns. Ich kenne 
die Gründe genau. Wir unterhalten uns seit 11/2 Jah­
ren über die Strompreise. Ich habe einmal gesagt: 
Ich bewundere die notleidende Energiewirtschaft, 
bei der allein ein Unternehmen in zwei Jahren 
nach Abzug aller Steuern, aller Rückstellungen bei 
sehr guten sozialen Leistungen einen Reingewinn 
von immerhin noch ein paar Milliönchen .hinlegen 
kann. So notleidend ist also die Energiewirtschaft! 

(Abg. Bantele: Warum greift dann der Staat 
nicht ein?) 

- Der Staat schreitet nicht ein,. weil Ihre eigenen 
Kollegen sich so sehr dagegen verwahren, daß der 
Staat hier mitspricht. 

Ich will Ihnen an zwei Beispielen zeigen, wie 
gefährlich die Situation mit den Strompreisen ist. 
Die Handwerkskammer von Mittelfranken hat auf 
Grund eingeholter Berichte festgestellt, daß .die 
letzte Strompreiserhöhung für die Handwerker, 
für die kleinen und mittelständischen Betriebe im 
Endeffekt eine Erhöhung von 200 bis 300 Prozent 
bedeutet, hervorgerufen hauptsächlich durch das 
Tarifsystem. 

(Abg. Kraus: Durch die hohen Grund-
gebühren!) 

~Zum Tarifsystem gehören auch die hohen Grund­
gebühren. Die Kosten beispielswelse für den An­
schluß eines Schweißtransformators, den jeder Dorf­
schmied braucht, sind allein in der Grundgebühr 
monatlich 60 bis 80 DM. Hier muß einmal nach dem 
Rechten gesehen werden, damit wir endlich einmal 
zu anderen Verhältnissen kommen. Wir müssen 
unter allen Umständen darauf bestehen, daß mehr· 
Wasserstrom erzeugt wird, und zwar nicht nur 
Laufwasserstrom, sondern auch Speicherwasser­
strom, damit wir auf die Dauer mit unserer Wirt­
schaft konkurrenzfähig bleiben. Allein die nord­
ostbayerische Textilindustrie ist durch die Fracht­
und Strompreise mit 5 Prozent der Gesamtkosten 
belastet. 

(Abg. Bantele: 5 Dpf. pro Kilogramm mehr!) 

- Das sind 5 Prozent der Gesamtkosten. Ich habe 
dasselbe· Schreiben erhalten wie Sie, und da steht 
.das genau nach Pfennigen drin. Diese 5 Prozent 
sind aber unter Umständen die Gewinnspanne, von 
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der der Absatz und damit die Existenz einer großen 
Branche abhängen kann und vielleicht abhängt. 

(Abg. Bantele: Richtig!) 
Zum Schluß möchte ich noch Stellung nehmen zu 

einem Wort des Herrii Finanzministers, das mich 
geradezu erschüttert hat. Der Herr Finanzminister 
hat festgestellt, daß das Programm der Entwicklung 
einer Fertigwarenindustrie in Bayern im Hinblick 
auf die Rohstofflage als abgeschlossen gelten muß. 
Ich glaube, wir dürfen uns dieser Auffassung unter 
keinen Umständen anschließen. Wohl haben wir 
immer Schwierigkeiten mit einem Rohstoff, nämlich 
mit der Kohle. Es zeigen sich aber gewisse An­
zeichen, wonach eine wirtschaftlich gute Verwer­
tung bayerischer Kohlevorkommen in nächster Zeit 
wahrscheinlich praktisch durchführbar sein wird. 
Hoffentlich haben wir auch nicht mehr allzu lange 
die Schwierigkeiten bei der Versorgung mit elektri­
scher Energie. Sehr viele Rohstoffe aber für die 
chemische Industrie und für andere Industriezweige 
werden in Bayern gefördert und gehen als Roh­
stoffe, im günstigsten Falle als Halbfabrikate aus 
Bayern hinaus. Draußen werden sie veredelt, das 
heißt draußen wird das Geschäft gemacht, während 
wir ewig im Hintertreffen bleiben, wenn wir nicht 
alle vorhandenen Möglichkeiten unter großen Kraft­
anstrengungen, dessen bin ich mir voll bewußt, zu 
verwirklichen trachten. 

Ich darf in dieser Richtung zum Schluß ein ein­
ziges konkretes Beispiel bringen. Wir haben sehr . 
viel von dem Rohstoff Holz, aber 95 Prozent der 
Möbel, die vom bayerischen Möbelhandel verkauft 
werden, werden außerhalb Bayerns hergestellt. Um 
einen Kubikmeter Holz einzuschneiden, braucht 
man im Durchschnitt etwa sechs Arbeitsstunden, 
um einen Kubikmeter Schnittholz zu vei:arbeiten, 
müssen über 100 Arbeitsstunden verwendet wer­
den. Ich glaube, wenn man hier. wie auf dem Ge­
biete des Tons usw. trotz allem nochmals versuchen 
würde, die Fertigwaren~ndustrie weiter zu ent­
wickeln, könnten ·wir erstens einmal Dauerarbeits­
plätze schaffen und damit die Kaufkraft erhöhen, 
und zweitens würde eine solche Wirtschaft auf län­
gere Zeit gesehen gute Steuerzahler versprechen, 
die wir ja doch so notwendig haben. Wir brauchen 
in Bayern nicht nur Betriebe, die vom Staate leben, 
sondern sehr viel mehr Betriebe, die den Staat mit 
ihren Steuern erhalten. 

(Beifall in der Mitte und links) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Strenkert. 

Strenkert (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Der Zweck der gestell­
ten Interpellation war, dem Hohen Hause Auf­
schluß zu geben, ob die Staatsbürgschaften und die 
Selbstbeteiligungen an Wirtschaftsunternohmen 
eine Schädigung der freien Wirtschaft herbeiführ­
ten. Das Hohe Haus erhielt von dem Herrn Staats­
minister der Finanzen darüber einen Bericht, der 
dann vom Herrn Staatsminister für Wirtschaft von 

seiner Seite aus gesehen entsprechend erweitert 
wurde. ·Abschließend kann man feststellen, daß die 
freie Wirtschaft durch die getroffenen Maßnahmen 
nicht geschädigt, sondern im Gegenteil gestützt und 
gefördert wurde. 

Ich hätte nun noch zwei Fragen an die Staats­
regierung, die das Bild vielleicht etwas ergänzen 

·können. Erste Frage: Wieviele neue Arbeitsplätze 
wurden geschaffen und wieviele gefährdete Ar­
beitsplätze konnten erhalten werden? Zweite Frage: 

. In welcher Zahl und Größenordnung bewegen sich 
die geförderten Betriebe? 

In seiner Begründung der Interpellation ging 
Herr Kollege von Knoeringen auf einige allge­
meine Dinge, wie er selbst zum Ausdruck brachte, 
die mit den aufgeworfenen Problemen im Zusam­
menhang stehen, näher ein. Die Meinung, die Herr 
Kollege von Knoeringen und auch sein Fraktions­
kollege, Herr Kollege Drechsel, vertreten hat, als 
ob die Zuständigkeit des Bayerischen Landtags zu 
den Problemen der Wirtschaftsgestaltung im großen· 
Rahmen gesehen und vor allem zu den Fragen der 
Vergesellschaftung und Sozialisierung nicht mehr 
gegeben sei, können wir nicht teilen. Vom Stand­
punkt des Föderalismus, . der ja ganz besonders 
immer wieder von den Kollegen der SPD vertreten 
wird, können wir schon verlangen, daß wir von der 
Ebene des Landes aus auf die Wirtschaftspolitik im 
Bund Einfluß nehmen können, vor allem dadurch, 
daß wir auch in diesem Hohen Hause zu den auf 
der Bundesebene zur Entscheidung stehenden Pro­
blemen Stellung nehmen und die hier vertretenen 
Fraktionen und Parteien bei ihren Fraktionen im 
Bund den föderalistischen Standpunkt vertreten. 
Ich habe den Eindruck gewonnen, daß zwischen der 
Begründung, die die SPD der Interpellation gege­
ben hat, und ihrer Stellungnahme in der Bundes­
ebene gewisse Widersprüche vorhanden sind. 

Wir können mit einer ganzen Anzahl von Stel­
lungnahmen, die Herr Kollege"'von Knoeringen zum 
Ausdruck gebracht hat, voll und ganz einverstan:.· 
den sein, vor allem mit dem Hinweis: 

Ich glaube, alle Demokraten, alle Menschen, 
die die Freiheit lieben, haben heute Veran­
lassung über die wachsende Macht des Staa­
tes, über die wachsende Macht jeder Organi­
sation besorgt zu · sein, die sich innerhalb 
unserer Gesellschaft entwickelt. ... Der Weg 
einer absoluten Verstaatlichung allen gesell­
schaftlichen Lebens führt zur Vernichtung des 
Menschentums. Über diese Seite des heutigen 
Geschehens brauche ich keine weiteren Aus­
führungen zu machen. 

Und endlich ein weiterer Satz: 

Es ist daher - und darin, glaube ich, stimmen 
wir alle in diesem Hohen Hause überein -
kein Weg für uns gangbar, der in der Rich­
tung der Verstaatlichung des Menschen weiter­
geführt wird. Es ist aber auch kein Weg gang­
bar, der einfach die Prinzipien des Liberalis­
mus auf die Gesellschaft anwendet und dar­
unter die Freiheit versteht. 

(Zurufe von der SPD: Ablesen!) 
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·Präsident Dr. Hundhammer: Ich möchte den 
Redner darauf aufmerksam machen, daß das Ab­
lesen nicht gestattet ist, 

(Sehr gut!) 

- abgesehen von Zitate.n. 

Strenkert (CSU): Ich habe zitiert. 

Präsident Dr. Hundhammer: Hier kommen aber 
die Zwischenrufe. 

Strenkert (CSD): Ich darf dazu doch bemerken, 
daß bis jetzt alle Redner mehr oder weniger auch 
zitiert haben. 

(Zuruf: Richtig!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das ist gestattet. 

Strenkert (CSU): Und nun möchte ich kurz auf 
den Widerspruch zwischen den verlesenen Aus­
führungen und dem ·Wirtschaftsprogramm ein­
gehen, das in dem Dortmunder Aktionsprogramm 
näher umrissen ist. Auch der Herr Kollege Drech-

, sel hat heute .vormittag am Schluß seiner Ausfüh­
rungen "Gedankengänge vertreten, die absolut in 
Widerspruch zu diesen Ausführungen stehen. Im 
Dortmunder Programm wird darauf hingewiesen, 
daß die SPD einen freiheitlichen Sozialismus an­
strebt und daß sie die Überführung der Grund­
stoffwirtschaft in Gemeineigentum ebenfalls durch­
führen will. . 

(Zuruf von der SPD) 

Zur Begründung für die s·ozialisierung der Grund­
stoffindustrie - und das ist von Bedeutung -
führte der Herr Kollege Drechsel an, daß man aus 
der monopolartigen Zusammenballung der Schwer­
industrie vor 1933 die Konsequenz zu ziehen habe. 
Dieser Auffassung pflichten aucll wir bei. Aber 
·nicht ganz einig gehen können wir mit der Schluß­
folgerung, daß diese Gefahr einer neuen wirt­
schaftlichen Monopolstellung dadurch beseitigt 
wird, daß die Grundstoffindustrien verstaatlicht 
und vergesellschaftet werden. Im Gegenteil. 'wer 
gibt unserer Demokratie die Gewähr dafür, daß 
dann, wenn in der Hand einer sozialistischen Re­
gierung im Bund zum Beispiel auch noch die ganze 
Wirtschaftsmacht der verstaatlichten Grundstoff­
industrien vereinigt ist, nicht auf eine andere Art 
und Weise ebenfalls wieder ein Mißbrauch mit die­
'ser zusammengeballten Macht getrieben wird? Wir 
von der Christlich-Sozialen Union - ich glaube, 
das kann ich für die Fraktion zum Ausdruck brin­
gen - lehnen diesen Weg der Vollsozialisierung 
auch für die Grundstoffindu,strien ab, ganz be­
sonders auch im Hinblick auf die Tendenzen, die 
Bezüglich der Kulturpolitik bestehen, wenn man 
die Zusammenhänge zwischen der Wirtschafts­
politik der SPD und der des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes näher betrachtet. Im Tieferen sind 
hier auch die Spannungsfelder zwischen der christ­
lichen Arbeitnehmerschaft und dem Deutschen Ge­
·werkschaftsbund zu erblicken. 

(Zuruf von der SPD) 

- Fächer spricht anders. Ich möchte aber betonen, 
daß zwischen der Auffassung Fächers und der 
maßgebenden Gruppe der christlichen Arbeiter­
bewegung, der katholischen Arbeiterbewegung, 
grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten unc,'l Un­
terschiede bestehen. 

(Hört, hört! - Op den Orth: Aber nicht im 
Bundesvorstand!) 

Die Folgen dieser Vollsozialisierung geben nicht 
die Gewähr dafür, daß die Initiative gerade des 
einzelnen Menschen im Betrieb erhalten bleibt. 
Die Aufhebung der Unternehmerinitiative und der 
Unternehmerverantwortung tritt im sozialisierten 
Betrieb ganz besonders hervor. An die Stelle des 
echten Unternehmers tritt der vom Staat bezahlte 
Wirtschaftsbeamte. Die Staatswirtschaft erstickt 
dann den Willen zum persönlichen Eigentum und 
verhindert gerade bei der breiten Masse der Arbeit­
nehmer die Eigentumsbildung. Gerade die Lösung 
des Problems der Eigentumsbildung ist im Kampf 
gegen eine immer weiter um sich greifende Ver­
massung und Kollektivierung von ausschlaggeben­
der Bedeutung. Eine verstaatlichte und soziali­
sierte Wirtschaft in Verbindung mit einem von 
einer Partei maßgeblich beherrschten Staat schließt. 
die persönliche Verantwortung immer mehr aus 
und führt mit der Aushöhlung der persönlichen 
Freiheit allmählich zum Kollektivismus. 

Ich darf in dem Zusammenhang mit Genehmi­
gung des -B;errn Präsidenten dem Hohen Hause 
eine Stellungnahme zur Sozialisierung bekannt­
geben, die der frühere Staatsminister 'Dr. Zorn vor 
einigen Jahren auf einer Schulungstagung der SPD 
zum Ausdruck gebracht hat: 

Daß die Sozialisierung automatisch eine Ver­
besserung der Lebensbedingungen der Ar­
beiter mit sich bringen wird, ist nach unseren 
Erfahrungen gleichfalls nicht richtig. · Dazu 
braucht man keine Sozialisierung. At!ßerdem 
aber bringt die Sozialisierung eine bedeutende 
Machtzusammenballung der Funktionäre, die 
sich in erster Linie der Organisation gegen­
über verantwortlich fühlen und nicht gegen­
über den Wünschen der Belegschaft, des ein­
zelnen Arbeiters und Angestellten. Die Span-

. nungen zwischen Direktor und Arbeiter blei­
ben auch im sozialisierten Betrieb; das hat 
uns der Osten gelehrt. Wir wissen auch, daß 
der einzelne Arbeiter seine Rechte gegen den 
Staat als Betriebsleiter viel schwerer durch­
setzen kann als gegen einen Privatunterneh­
mer oder Direktor. Der letzte Grund, den die 
Sozialisten anführen, ist der Einfluß auf den 
wirtschaftlichen Ablauf durch sozialisierte 
Schlüsselbetriebe. Was wäre. damit gewonnen? 
Das Kqllektiv würde mächtiger, der Einfluß 
des einzelnen noch geringer. Ja, wenn die 
Führer der Organisationen Idealpersönlich­
keiten wären! Aber damit können wir Men­
schen nicht rechnen; denn die Erfahrung hat 
immer wieder gezeigt, daß Macht die Menschen 
in den meisten Fällen böse macht. Eine poli­
tische Gemeinschaft dürfte also nicht dahin 

···streben, die. Macht zusammen~uballen, son­
dern sie zu verteilen. 
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(Strenkert [CSU]) 

Die Konsequenz aus der Feststellung, daß die 
Macht nicht zusammengeballt, sondern verteilt 
werden soll, ist: Es ist wiChtig, in der Arbeit­
nehmerschaft den Willen zur Eigentumsbildung 
wieder zu fördern. In der großen Zahl der Arbeit­
nehmer ist dieser Wille zur Eigentumsbildung auch 
vorhanden; es kommt nur darauf an, daß sowohl 
vom Gesetzgeber, wie auch von Unternehmerseite 
her dieser Wille entsprechend gefördert wird. Wir 
wollen die Bildung von persönlichem Eigentum 
der großen Masse der Arbeitnehmer und deshalb 
- das ist vielleicht ein neuer Gedanke, meine sehr 
verehrten Damen und Herren - wollen wir die 
Partnerschaft von Kapital und Arbeit im Betrieb an­
streben. Durch diese Partnerschaft wird ein Wesens­
bestandteil der Gegensätze zwischen Kapital und 
Arbeit überwunden, weil ja die heutigen Stellung­
nahmen zu dem Problem Kapitalismus und Arbeits­
kraft auf der Voraussetzung basieren, daß die Pro­
duktionsmittel in der Hand eines anderen sind als 
die Arbeitskraft. Dadurch, daß diese Partner­
schaft allmählich zustande käme, würde dieser Gegen­
satz überwunden. Dann ist auch die Voraussetzung 
gegeben für etwas anderes, nämlich für das viel­
umstrittene Mitbestimmungsrecht. Es wäre für den 
einen Teil, nämlich für die Arbeitnehmerschaft, für 
die Arbeitskraft, auch rechtlich gesehen nach unserer 
heutigen Gesetzgebung die Voraussetzung zur 
vollen Mitbestimmung in wirtschaftlichen Fragen 
gegeben. Selbstverständlich muß man dabei immer 
betonen, daß zu dem Mitbestimmungsrecht auch 
die gleiche Verantwortung und die gleiche Über­
nahme von Risiko für den Partner „Arbeitskraft" 
treten muß. 

Eine weitere Möglichkeit, wie diese Partner­
schaft durchgeführt werden kann, ist die Erfolgs- . 
beteiligung am Betriebsergebnis. Die Eigentums­
bildung soll gefördert werden, indem die Arbeit­
nehmer eines Betriebs neben dem - ich betone 
ausdrücklich - vereinbarten Tariflohn am Er.trag 
ihres Betriebs beteiligt werden. Um zu diesem 
Ziele zu gelangen, gibt es verschiedene Wege und 
Möglichkeiten. Wir haben auf· freiwilliger Basis 
bereits in Bayern wie im übrigen Bundesgebiet 
und in anderen europäischen Ländern praktische 
Beispiele, wie seit Jahren die Ertrags- und Ge­
winnbeteiligung für die Belegschaften mit großem 
Erfolg und zur Zufriedenheit der in den Betrieben 
Beschäftigten durchgeführt wird. Wir sehen den 
Weg nicht in erster Linie darin, daß man jetzt ein 
Gesetz schaffen soll, sondern wir streben an, daß 
auf freiwilliger Basis von den Arbeitgebern und 
von den Arbeitnehmern dieses Ziel zu erreichen 
versucht wird. Voraussetzung ist allerdings, daß 
auf beiden Seiten Vertrauen vorhanden ist und 
daß man auf seiten der Arbeitgeber und Unter­
nehmer mit heute nicht mehr zeitgemäßen Vor­
urteilen bricht. Voraussetzung ist ferner, daß das 
Mißtrauen auf Arbeitnehmerseite und der Ge­
danke des Klassenkampfes allmählich überwunden 
wird und daß beide Partner immer mehr die Er­
kenntnis gewinnen, daß sie, Kapital und Arbeit, 
miteinander auf Gedeih und Verderb aufs engste 
verbunden sind. 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, daß wir 
die Lösung der Eigentumsfrage - -

(Abg. Stöhr: Wer ist „wir"?) _ 
- Die Christlich-Soziale Union und auch die christ­
liche Arbeiterbewegung, wie ich wohl sagen darf. 

(Abg. ~töhr: Das ist aber ganz neu!) 
Ich darf also darauf hinweisen, daß wir die Lösung 
der Eigentumsfrage als eine wesentliche Voraus­
setzung für die Befriedung des Zustandes zwischen 
Kapital und Arbeit und zur Herbeiführung einer 
gerechten Sozialordnung betrachten. Die Lösung 
der Eigentumsfrage ist im Sinne der christlichen 
Soziallehre so zu verstehen, daß !m Gegensatz zu 
den heutigen ganz einseitigen Eigentumsverhält­
nissen, wo breite Schichten des Volkes vom Eigen­
tum ausgeschlossen sind, wieder eine Bildung von 
Eigentum auch in der breiten Masse gegeben wer­
den soll. 

Es ist heute nachmittag vom Herrn Kollegen 
Dr. Bungartz bereits angeführt worden, daß nach 
seiner Auffassung die Lösung dieses Problems am 
besten in den päpstlichen Rµndschreiben zu dieser 
Frage zum Ausdruck gekommen ist. In diesen 
Rundschreiben wird unter anderem das Problem 
dadurch gekennzeichnet, daß es darauf ankommt, 
die Entproletarisierung des Proletariats durch 
Eigentumsbildung anzustreben und durchzuführen. 
Das ist ein unverrückbares Ziel der christlichen 
Soziallehre und der christlichen Sozialbewegung. 
Diese Forderung und dieses Ziel genießen, wenn 
es darauf ankommt, ~ogar den Vorrang vor dem 
Mitbestimmungsrecht. 

Ich möchte abschließend den Gedanken zum Aus­
druck bringen, daß es an den wirtschaftlichen Or­
ganisationen der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer 
und an den Einzelpersönlichkeiten liegt, ob dieser 
neue Weg zur Eigentumsbildung beschritten wird, 
um, die. Vormachtstellung des Kapitals oder auch 

· die Vormachtstellung der in Kollektivorganisatio­
nen zusammengeschlossenen Arbeitskräfte zu ver­
hindern und eine ausgeglichene Sozialordnung her­
beizuführen, in der sowohl Kapital wie Arbeit, das 
heißt die einzelnen Vertreter dieser beiden Grup­
pen als Persönlichkeiten gewertet werden, in der 
sich also auch die Arbeitnehmer als gleichberech­
tigte Partner gegenüber dem Kapital fühlen. Dieser 
Zustand wäre dann die Überwindung der Gegen­
sätze, die Überwindung des Klassenkampfes von 
oben und auch von unten. · 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Ich schlage vor, die Beratungen jetzt ab­
zubrechen. 

Vorher möchte ich aber mit Ihrer Genehmigung 
noch den 

Dringlichkeitsantrag 
behandeln, der vorhin verteilt worden ist. Er hat 
folgenden Wortlaut: 

Der Bayerische Landtag hat mit Bestürzung 
von dem schweren Unglück, das in:;;besondere 
die Bevölkerungen Hollands und Englands be­
troffen hat, Kenntnis genommen. Er drückt den 
Opfern sein aufrichtiges Mitgefühl aus. Der 
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(Präsident Dr. Hundhammer) 

Bayerische Landtag ersucht die bayerische 
Staatsregierung durch· Bereitstellung von Mit­
teln den Betroffenen zu helfen und die Be­
völkerung aufzufordern, sich nach Möglichkeit 
dieser Hilfsaktion anzuschließen. 

Dieser Dringlichkeitsantrag ist unterzeichnet von 
den Abgeordneten Bezold, Dr. Bungartz und Frak­
tion, Dr. Baumgartner und Fraktion, von Knoerin­
gen und Fraktion, Meixner und Fraktion, Dr. Stro­
sche und Fraktion. 

Durch Presse und Rundfunk ist die gesamte 
Öffentlichkeit eingehend über die furchtbare Natur­
katastrophe informiert, welche über die am Ärmel­
kanal liegenden Küstengebiete hinweggegangen ist. 
Seit Jahrhunderten sind so schwere Schäden an 
Menschenleben und Sachwerten nicht mehr zu ver­
zeichnen gewesen. Eine internationale Hilfeleistung 
erscheint geboten. 

Da alle Fraktionen gemeinsam diesen Antrag ein­
bringen, darf ich Ihnen vorschlagen, ihn ohne De­
batte zu verabschieden. 

(Richtig!) 
Der Herr Staatsminister des Innern wird anschlie­
ßend an die Abstimmung noch eine Erklärung ab­
geben, wenn Sie mit meinem Vorschlag einver­
standen sind. - Es erhebt sich kein Widerspruch. 

Dann bitte ich diejenigen, die dem Antrag zu­
stimmen, sich von den Plätzen zu erheben. - Ich 
stelle fest, daß der Antrag einstimmig angenom­
men ist. 

Zu dieser Angelegenheit erteile ich das Wort dem 
Herrn Staatsmihister des Innern in seiner Eigen­
schaft als Stellvertreter des Herrn Ministerpräsi­
denten. 

Dr. Hoegner, stellv. Ministerpräsident: Meine Da­
men und Herren! Als Stellvertreter des Herrn Mi­
nisterpräsidenten habe ich für die bayerische Staats­
regierung folgende Erklärung abzugeben: 

Die bayerische Staatsregierung teilt mit dem baye­
rischen Landtag das tiefe Mitgefühl mit dem schwer 
vom Unglück heimgesuchten holländischen und 
englischen Volk. Sie hält es für ihr Ehrenpflicht, 
dem :Antrag des Landtags sofort zu entsprechen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Hohe Haus hat 
von dieser Erklärung der Staatsregierung Kenntnis 
genommen. 

Ich schlage vor, die Beratungen morgen früh um 
9 Uhr fortzusetzen. - Es wird so beschlossen. 

Die Sitzung ist für heute beendet. 

(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 44 Minuten) 

··._-.-"" 




